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ürteil der Facnltät. 



(Es) sind die beiden [anderen] Arbeiten sowohl <fie mit dem 
Motto 

„Sprich Du von Deiuer Küstö 
Von Deinem blaueu Meer" 
Dingelstedt 

vanehene, als die mit den Votto 

^Gemeingebmudi nnd Hobeitneobte* 
bes^iebnete» beide als eines vollen akademischen Preises wür- 
dige zu erachten , ohschon ihre Vorzüge versclnVflenartige sind. 
Während die erstfronannte Arbeit sich aiiszeirlnift durch «ehr sorg- 
fältige Berücksichtigung der Litteratur und weder Detail-Bestim- 
mungen völkerrechtlicher Verträge noeb die Rechtsprechung ausser 
Acht lässt, hat sie allerdinge Richi vermocht, das von dem Ver- 
fasBeir angenommene Txhu&p der Tdlea SouvwanetSt des Ufer- 
ataaihft fibei' das KOstenmeer eoDseqnent dnrobcafiOiren. ladese 
darf dieser Mangel, da der Standpunkt des Vezftseers von eebr 
namhaften Scbriftstellern getheilt wird, in Anbetracht des zu Tage 
tretenden guten jnristischen Verständnisses nnd Urtheils nicht ins 
Gewicht fallen Beide Arbeiten, jede in ihrer Weise, die- 

nen wirklich der weiteren Klärung einer wichtigen völkerrecht- 
lichen Streitfrage, und mit Gonugthüung macht daher die Facultät 
Gebrauch von der ihr auf Antrag besonders ertheilten Befug- 
liBs, jeder ehr beiden letztgenaantei» Alkalien dton rcUlm' IVeia 
snanerkennen.'^ 

Als Verfasser der mit dem Kotto «Sprich Du von Deiner 
Knete n.8. w." erschienenen Arbeit ergab das versiegelte Gonvert : 
Waltber Sobüoking, Münster L W. 



Di« vorliegende Preisschrift gilt zugleich als Dissertation ar 
Eriangano der jurittiaGlMD Doctorwfirdt. 
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Meinem Vater 

in kindlicher Liebe 

gewidmet. 
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Die Heeresfxeiheit* 

WShrend im Laufe einer geacMphtiiehen Entwicldiuig von 
vielen tausend Jaliren die Völker sidi in die Länder des Blrdballa 
geteOt haben , während in diesen Besitzverhältnissen bente mei- 
stens nur noch Verschiebungen stattfinden, gilt der weite Osean, 
der der Erdobcrfläclie bedeckt, als frei und herrenlos. 

Eilist zwar haben die Mächtigen der Krde, von Mark Aurel, 
jenem weisen Kaiser des Altertums augelaugen, der sich 6 dh v6- 
fiog Ti^S &al«<f6ris ^) nannt«, bis zu jenem Emporkömmling des see- 
gewaltigen InaelreiebB, Oliver Gromwell, d«r ohne Eo^ands Ge- 
nehmignng Iniae andere als die britbobe Flagge anf dem Ozean 
wehen lassen wolltep versncht» auch auf das Meer ihre Herrschaft 
aosEudehnen. Und bei diesen AusprüchoL der £kigUinder handelte 
ef? sich nicht etwa um leere Worte , wie wenn unsere deutsehen 
Kaiser sieh „des oceani König" nannten, vielmehr wurden blutige 
Kriege geführt, «sie gegen Holland durelizusetzen. Die Geschichte 
jener Kämpfe, die sich an die Behauptung eines Teila des Ozeans 
dmoh Skandinavien, Danemark, Portagal, Spanien, Genua, Venedig, 
die Tfirk«l knfipften , fesselt indessen heute den Historiker mehr 
ala den Joristen. 

Hier mag es genügen, den Namen des Mannes m nennen, der 
in einer glänzenden Schrift die juristisohen Grundlagen der von 
den Feinden seines Volkes behaupteten Herrschaft iilier das Meer 
einer vernichtenden Kritik unterzog. Die lliOy erschienene Streit- 
schrift des Hugo Grotioa: Mare liberum ist freilich damals nicht 



1) I. 9 D. ds 1. Bhodla de isstn 14, S. 
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unerwidert geblieben'), aber nach etwa aiuleithalb .TiiLiLuuJurteft 
wurde die Freiheit des Meeres nicht mehr ernstlich bestritten. — 

Interessant i.st die Thataaclie , dasa während man sich lieute 
über die Meeresireiheit völlig einig Ut, über die (irundlagen der- 
selben noch immer gestrittw wird. Die einen anchen die GhrBnde 
in der Natur dee Meeres selbst, die andern in den Interessen der 
VSlker. Gewiss ist, wie Stoerk*) in Uebereinstimmnng schon mit 
1. 2 § 1 D. de div. rcr. et quäl. 1, 8 behauptet ,,da8 Meer seiner 
Katar nach unfähig im Eigentum eines £inseln zu stehen'^; aber 
dann handelt es sich um Eigentum im privatrechtlichen Sinne. 
Hier jedoch wurde der Sache nach immer ein Anspruch aui" die 
Gebietshoheit eines Tcüb des Meeres gcmaclit. Biese darf, wie 
Holtzendorff") treffend uuslühit, auch nicht mit dem feudalen Be- 
griff des Oberdgentnms verwechselt werden. ;,Denn Gebietshoheit 
bedeutet sonächst nnr gnmdsätslich ein Herrscbaftsrecht iuris 
pnblici fiber die Handlangen nntei^ebener Personen in ihrem Ver- 
hältnis zur Regierung oder zu einander oder zu irgend welchen 
Sachen innerhalb des örtlichen Machtbereichs des Herrsehonden. 
Ob diese Herrscher einen Teil des Grnnd und Bodens eigcntüinlich 
besitzen ist an sich ganz gleichgültig." Daun muss es aber auch 
gleichgültig sein, ob sie ihn seiner 2satur nach überhaupt besitzen 
können und es kommt nnr darauf an, ob ein imperium im obigen 
Sinne möglich. Bei der fortgeschrittenen modecnen Kriegs- und 
Yerteidignngsknnst, neigen wir zu der Annahme, dass auch 
grössere Meeresteile von den Staaten thatsSchlioh innegehalten 
werden können. 

Verneint also das lüodcrne Völkerrecht die Ziilässigkeit auch 
der (Gebietshoheit eines iStaates auf einem Teil der Meeresliäche, 
so müssen irgend welche anderen Gründe den Ausschlag gegeben 
haben. Wohl mit Recht spricht schon Nau den Gedanken aus, 
dass hier die Gldchartigkeit und Gemeinsamkeit der Interessen 
der Völkw entschieden hat. Die gesunde Einaidit lehrte jede 
mnzelne Nation, dass sie ihre Kulturanfgaben besser erfüllen könne 
mit der MeerM&eiheit, als ohne dieselbe. 



1) Söldeu, Mare claasum 1C36. 

^ Stoerk, Hdb. du YOlkemeltls in EiaidlMitrlim fenehMoMr Antofsn 

1885—1889. Bd. II. S. 484. 

y.) IJnlt7Pr.(lnrtr ebendort S 239. 

4) h&u, ürimtMue des Vulker-Seerechts 1602. S. 75. 
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.^Vilgemeiner Teil. 



§ i. Der Begriff des Küstenmeers und die Rechtfertigung einer 
Attsdebnung der uferstaatliclieii HerrtdiafL 

Das Dogma von der Freiheit des Meeres gewinnt mit dem von 
Jahr zu Jahr zunehmenden Seeverkehr fortwährend an Bedeutung 
für das Leben der Völker. Niemals jedocli würde ea so unbestrit- 
ten berrtscheu, wäre man sich nicht darüber einig geworden, wich- 
tige Teile der Heeresföohe ans dem Begriffe des freien offenen 
Meeres attsznschliessen und die Gebietshoheit des üferstaats auf 
diese Teile auszadehnen. Zunächst worden davon Rheden, HSfen, 
Meereseinbrücbe, kleinere Baien, Buchten und Flassmflndtuigen be- 
troffen. Der gebräuehlichste Sammelname für diese Mecrcsteile ist 
wohl das Wort Territorialgewässer oder auch Tcrritorial- 
meer, wenigstens in der deutschen völkerrechtlichen Litteratur. 
Ihn gebraucht z. B. Stoerk *) , Martens -Bergbobm*), Attlmayr"), 
Heimlrarger nnd andere mehr. Kaltenborn'^) bedient sieh des 
Worts lägentnmsmeer; Pereis*') spricht yon »nationalen Gewissem, 
versteht dagegen unter Territorialmeer im Gegensats zu allen 
fibrigen deutschen Autoren nur das Küstenmeer. Damit folgt 
er dem französischen Sprachgebrauch. Dort finden wir unter mer 
territorifilei in der Mehrzahl der Fälle nur das Küstenmeer ver- 
standen und die andLin liewässer als eaux int^rieures bezeichnet, 
80 bei Buret'), Lyon-Cai'n . Hantefeuille •) , Cussy"), auch bei 
Calvo während die Mehrzahl der deutöchen Völkerrechts-Schrift- 



1) Btoerk, s. a. 0. 8. 419. 

2) Mftrtens-Bergbohui, Völkerrecht. 1883. Bd. I. S. 873. 

Attlmayr, Die Elemente des intcrnatirinlpn Seerechts. Wien 1872. 8.3. 

4) Ueimburger, Der Erwerb der Gebieteboheit. L Bd. 1888. S. 

5) KsHubom, Seereebt. Bd. II. 1861. 8. 848. 

9) Pwels, Das intemstfaHude Seerecht. 1882. S. 21. 

7) Bmty L'abocdis» maritiaieb Faealtf de dnil d« Fsiis. Pacii 1688. 
S. 224. 

8) LyoD-Caen, Revne de dfoit intenullonsL tm. XX. 1888i 8. 488. 

9) Haatefeuille, Hisioire dM original, 4si progril «k des variatioos de dndt 
aaritime international. Paris 1858. S. 20. 

10) Cuaay , i'hasea et caaaei celibres da droit mäht des nations. Paris 
1886. tom. I. a 91. 

11) Oilro, Le dxoll iaten. tiisor, st |»at dsoi. 6L Fiiii 1870. Uns* L 
& 819. 

1* 
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steller das Küstenmeer als eine species unter Jas genug Tcirito- 
rialmeer gerechnet wissen will. Ebenso von den Franzosen Or- 
tolan 

£ine eigentümliche Stellimg nimmt Heflter-Gkffken ein. Er 
laast die Souveribietfit des Ufentaats fiber das Territorialmeer, 
also die oben erwähnten Heeresteile ans der SonveriSiietät des 

üferstaats über das Küstenmeer folgen. Damit reehnet er, ebenso 
wie schon Bisehof es gethan , nicht wie die herrschende Lohre 
das Küstenmeer dorn Territoriaimeer, sondern das Territorialmeer 
dem Küstenmeer ein. 

Dem gegenüber genügt es testznstellen , das» diese Ansieht 
unbistorisch, sachlich unbegründet und vereinzelt ist. AUeidiugs 
atSnde begrifflüoh dem niehts entgegen jeden T«l des Xeexea, d» 
in einem Hafen, einer Bucht odw irgendwo eine Efiste bespQlt 
;,Kfistensieer* an nennen, aber unter Efistenmeer im engem Sinne 
bat die wissensohafdidie Lehre seit Jahrhnnderten nur den Teil 
des weiten offenen Meeres verstanden, der eine Küste eines 
Staates bespült, nieht jene Meeresteile, die vom Landgchiete eines 
Staates wie z.B. die Zuidersee teilweise umschlossen sind. Der 
(Tcdauke von der Herrschaft des Ulerstaats über diesen Meeres- 
strieb au der Küste bat sich durchaus selbständig aus deu lie- 
dOifnissoi dw TJferstaaten «ntwicikdt. Die Lehre Tom Eiisten- 
meer ist noch heute ein Stteitapfel swischen den Gelehrten aller 
Stationen, während man sieh fiber die rechtliche Katar des söge* 
nannten ^geschlossenen Heeres', das manche auch unter das Ter- 
ritorialmeer zählen wollten , der Meereseinbraclie u. s* w« viel frtt* 
her einig geworden ist. 

Wir glauben deshalb an dieser bestimmten Begrenzung des 
BegriÜ's Küstenmeer, für die sich auch Engelhardt *) ausspricht, 
festhalteu zu sollen, mag auch durch dio Beschlüsse des Instituts 
für internationales Becht yom 81. Mürs 1894 die Beseichnung 
mer territonaie gewählt sein, als es sich vorsSglich darum handelte, 
die Grenzen und rechtliche Natur des Kfistenmeers su bestimmen. 
In dieser Auffisssiing werden wir nocli dadurch bestärkt, dass auch 
der Autor des neuesten französischen Werks über unsere Materie 
dem deutschen Sprachgebranohe folgend die Bezeichnung la mer 



1) Ortolsn, Biglw Inlam. st dlploustie de la mu, Fsiis 1864, tosk L 

a 140. 

2) Hefifter-Grefifkca, Völkerrecht 8. Aufl. 18Ö8. S. 169 o. 17a 

8) BiMdiof, Orandris d. p««it AlM. latenist aMCMhta. Oni 1888. 8. 84. 
4) Eagnlbaidt, Bevn» de droit iatematlouL Bd. 96. 1884. S. 80». 
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cotiere gewfililt hat^). In der folgenden Erörterung über das 
Kästenmeer werden wir une alio auf jenen oben bezeiohneten Teil 

des Meeres beschrltnken. 

Untersuchen wir nach dieser räumlichen Absteckung unseres 
Themas kurz, worin der Gedanke einer Herrschaft des Uferötaats 
über das Küstenmeer wurzelt. Auch in dieeem Falle ist das Kecbt 
niebt das ursprüngliehe nnd natflbriiche, sondern der Scbnts Staat* 
lieber nnd privater Interessen , die sieh im Lanf der Gesobichte 
gebildet baben. Sobald der Steat sich seiner Aufgabe, die Unter- 
tbanen zu schützen vollbewusst wird, kann er mit diesem Schutz 
niclit mehr an der Küste halt inacLen. — Mass er es dulden, duss 
ireinde Schiffe in xinniitt(.lbarer Nähe der Küste miteinander 
kämpfen und durch ihre Geschosse die Uferanlagen, ja selbst das 
Leben der Küatenbewohner gefährden? Soll er etwa träge zu- 
sobanen, wenn fremde Kriegsschiffe an irgend einer Stelle des 
Kttstenmeers sich festsetsen nnd vielleicht, nm einem Drittel Ab- 
bmch XXL tbnn, die ftiedliehe Schiffahrt stSren, ja nnmSglieh machen 
oder wenn sie Pläne der Küstenverteidigangsanlagen fSr kommende 
Kriegsfalle aufnehmen? Dazu kommen Erwägungen anderer Art. 
Hat der Staat doch nicht nur die Aufgabe Leib und Leben seiner 
Untt i thanen gegen feindliolie Gewalt, sondern auch ihre Gesundheit 
gegen Einschleppuug ansteckender Krankheiten zu schützen. Das 
ist ihm aber schlechterdings unmöglich, wenn ihm nicht schon das 
Recht susteht über Schiffe irgend welche Slobernngsmassregeln an 
verhangen, ehe sie in seinem Hafen vor Anker liegen. — Von 
nicht geringem Gewicht in dieser Frage sind endlich die finan- 
Stellen Interessen des Staates. Sein ganzes Zollsystem ist in sei- 
nen Wirkungen bedroht, wenn es jedem i'rpmden Soln'ffo gestattet 
ist, bis dicht an den Strand heranzukomnicn , um bei günstiger 
Gelegenheit Waaren Jeder Art einzuschmuggeln. Ebenso sind in- 
direkt die ünauzielleu Interessen des Staates dadurch geläiirdet, 
dass bei der Freiheit des Küstenmeeres andi der Fischfang nnd 
jegliche Art der Meeresnntsnng dnrch Anstern-, Korallen-, Perlen- 
fiscberä n.s.w. dort frei wäre, nnd dass durch anslandiscbcn Wett- 
bewerb und dessen rücksichtslose Ausbeutung den Küstenbewohnem 
diese huuptsäehliclie Nahrnngsquelio verstopft worden könnte. 
Die r 1! f rjcf.ilir bedroht die Küstenbewohner bei freiem Wettbe- 
werb aller Ausländer in der Küsten traehtfahrt. 

Sollten die Gründe für eine Ausdehnung der staatlichen Ho- 



1) Fanl Oodoy, La mar cAlitee. Psrit 1898. 
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}icit über die Küste hinaus damit auch nicht erschöpft sein, so ge- 
uügeii sie doch schon völlig darzuthun, wie berechtigt dieses Stre- 
ben der Staaten ist. Dass aber die staatliche Herrschaft sich 
thatsächlich um ein beträchtliches über die Küste, die mau als dii; 
natürliche Grenze bezeichnen könnte, auszudehnen vermochte, hat 
seinen inneren Grnnd in der Freiheit dee Meeree von einer ander- 
weitigen Herrschaft« Denn manche der oben aufgexShlten Grfinde 
kannten eben so gut fftr eine Ausdehnung einselner HohMterechie 
des Staates fiber die Ghrenxen, die ihn von andern Staaten trennen, 
sprechen, und doch wäre dieser Gedanke absurd, weil dann ein 
Staat in die Hoheitsreehtc eines andern Staates eingreifen würde. 
Dehnt der Uferet aat aber seine Hoheit über das Küstenmeer aus, 
so verletzt er zunächst niemandes Gebiet. 

Bass aber das Heer seinem Charakter nach nicht unfähig ist 
unter der Gebietshoheit eines Staates zn stehen, haben wir in der 
Einleitung fiber die Heeresfreiheit hervorgehoben. Demnach ist es 
eine rein thatsSchlicbe Frage, ob der Uferstaat Hoheitsrechte fiber 
das Küi^tcnniecr besitzt und welchen Inhalt dieselben haben. Aller- 
dings eine Frage, die vorwiegend völkerrechtlicher Natur, denn man 
wird v. Bar zustimmen müssen, der den scharf gefassten Satz aus« 
spricht: «Die Grenzen des Staatsgebiets bestimmt das Völkerrecht". 

§ 2. Die Lehre von der räumlichen Ausdehnung der uferstaatlichen 
Herrachaft über das Küstenmeer in ihrer historischen Entwicklung bis 
zu den Betchluaseo des Instituts für uitem. Recht 

Wenden wir nns ntmmehr der historisohen Entwioklong der 
Iiehre vom Efistenmeer an. Bartolns de Sassoferrato, der bedea> 

tendste der PostglosBatoren hat in seinem tractatua Tyberiadis*) 
den Gedanken einer Herrschaft des Uferstaats über das Küsten- 
meer zuerst ausgesprochen. Es wird lu-richtet, es sei ihm einst, 
als er seine Ferien ani' einem Landgut bei Perngia zwij^clien Tiber 
und Trabimemsehem See zubrachte, ein Geist erschienen und habe 
ihn im Kamen der Tibergottheit auigelordert, eine Abhandlung 
fiber dieses Thema an schreiben. In derselben entschied sich Bar- 
tolns dahin, dass jeder üferstaat ein imperinm über das Küsten- 
meer haben sollte nnd swar anf 100 Heilen oder awd Tagercasen. 
Sein Bruder Angelus wollte den Uferstaaten die Gerichtshoheit 
über jene 6rense hinaus sngestehen, sofern die Staaten nicht 



I) BsTtolns, Opens voL Tl. LngditiNini ISS2. p. 146. 
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wechselseitig damit ibre HciTschaftsspbären verletzten. Derselben 
Ausicbt sind die Postglossatoren des 15. Jahrhunderts Fulgusius, 
Castro, CaepuUa, iTelinus'} gewesen. Tbatsächlich jedoch bat die 
Lehre des Bartolas in dieser Saebe die italienische Staatenpraxis 
bdierrschti zumal kein geringerer als Baidns de TJbaldie mit Bar- 
tolas übereinstimmte. So ist nns eine Entscheidung des bScbsten 
piemontesischen Gerichtshofes ans der zweiten Hälfte des 17. Jahr- 
hunderts hekannt, in der auf diese Autoritäten ausdrücklich bezag 
genommen und es für zulässig erklärt wird, dass ein von Spanien 
nach Neapel segelndes Schiff" 50 Meilen \ om Hafen Monako ent- 
fernt „ob non solutam gabellam" von einem savoyischen Kriegs- 
schiff aufgehalten wurde*). 

Bei dem grossen Einfluss, den die italienische Jnrispmdens in 
der ganzen damaligen gebildeten Welt besass, kann es uns nicht 
wundern, wenn wir die Ansicht später auch bei andern Völkern 
vertreten finden» So weist ßodinus ") ausdrücklich auf jene Ent- 
scheidung des piemontesischeu Gerichtshofs und auf die Lehre des 
Bartolus hin, nur ist dort trotzdem die Grenze auf 6<j Meilen an- 
gegeben. Auch in Deutdcliland beginnt sich die Ansieht des Bar- 
tolus einzubürgern. Während mau im Jahre 1594 die Ostsee nur 
auf V* Heile vom Strande als dem Herzog von Pommern gehörig 
betrachtete*), bezeichnet 1652 ein gewisser Stypmann^) in einer 
in Greifswald gedruckten Abhandlung die Gtrenze von 100 Meilen 
als die gemeine Ansicht, fügt aber schon unter dem EinHuss von 
Bodinus hinzu: alii ad sexaginta iniliaria exten Junt vi ita In causa 
Ducis Allobrognm indicatum. Zu lieginn des folgenden Jahrhun- 
derts sehen wir nur Oetinger *') nocli Bartolus folgen, während sich 
Loccenius auf Bodinus stützt und auch Vattel *) nur die Lehre 
des Bodinus wiedergibt, um sich dann im Gegensatz zu derselben 
auf den weiter unten dargelegten Standpunkt von Jfynkershoek 
zu stellen. 



1) Einzeln zitiert bei Tel legen, Dwpntatio de Iure ia mare, inprimfi In 

prOQcitnum. Oroninc;cii 1857. p. 13. 

2) Cacheranus, Decisioaes Seuatus PedemoDtaai. Dec. 155. 

8) Bodinni, De Sepoblin. Parii 1586. 1. I. e»p. X. p. 170. . 
4) Bumer, Die Insel Wollio. Berlio 1851. S. Mi. 
6) Btypmann, De iure maritimo. Oryphw. 151)2. S. 66. 

6) Oetioger, Tractatus de iure et cootroversüs limitum. UannoTer 1715. 
I. Bndi. Xn. etp. Note 7. 

7) iKMscenius, De iure msiii in HeinecU scriptorcs rei marit. 1740. 6. Ml. 

8) Vattel, Le droit dee gm. Leide 17M. L eh. 20r fi m 
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Weun diti Greuze des Küätenmeers bei den Autoren, die sich 
auf Bartolna berufen , trotzdem immer der Efiate näher gerfickt 
wd, 80 mflaaen wir darin Eonxeaaionen gegenfiber der sn immer 
grosserer Anerkenuang gelangenden Ansidit des Grotins nnd des 
anf ihjn fassenden Bynkershoek erblicken , die um die Ifitte des 
vorigen Jahrhunderts wohl schon die herrschende war. 

Ni(iht mit Unrecht hat man Hugo Grotius den Vater des Völ- 
kerrechts genannt; auch die Lehre vom Knstcnmeer in ihrer heu- 
tigen Geetalt kijnnen wir auf ihn zurückführen. Es ist kein gerin- 
ges Zeichen der hervorragenden Bedeutung dieses holländischen Ge- 
lehrten, dasB er — ein soleh leidensohaftlioher Verfechter der prin- 
nipiellen Meereefreiheit — sich den Bedürfnissen des Völkerlebens 
nicht verschliesst nnd die Möglichkeit der Herrschaft eines Staates 
fibcr die angrensenden Meeresteile zulässt. „üt antem solnm im- 
perium", sagt er in seinem berühmten "Werke'), -in maris partem 
sine alia proprietate occnpetiir, facilius potuit procedere, nequo 
arbitror ins illud gentium de quo diximus obstare. Videtur autetu 
imperiuDi in maris portionem eadem ratione ac^uiri, qua imperia 
alia, id est ut supra diximns ratione personamm et ratione terri- 
torii. Batione personamm nt si dassis qoi maritimns est exeroi- 
ttts aliqno in loeo maris se habeat, raHoue tmibartif quaiatm es 
teira cogi possmUt ^ui in proxima maris versaniur, nec minus, quam 
si in ipsa terra reperirentur.'' Aber in demselbeii Kapitel') sagt 
er ausdrücklich: Illum certum est, etiam qui mare occupavcrit, 
navigationem impedire non posse inerracm et innoxiam". Zweierlei 
unterscheidet diese Theorie des Grotius von der des Bartolii-s und 
seiner Schule. Einmal verwirft er eine bestimmte nach Meilen 
festgesetzte Grenze fttr das imperinm nnd erkennt diMe Herrschaft 
nnr in soweit an, als sie thatsSohlich von der Kttste ans ansgefibt 
werden kann; zweitens betont er die absolute Freiheit der fried- 
lichen Schiffahrt im Küstenmer. Ghotins folgend fordert van Byn- 
kershoek in seiner 17U3 erschienenen Dissertation ") al.s Bedingung 
für die Ausdehnung der Staatsgewalt auf das Küstenmeer die Mög- 
lichkeit einer thatsäcbliehen Ausübnng der staatlichen Herrschaft, 
wie ausser dem animus der corpus bei dem Besitze erforderlich 
sei. ;,Quare omnium videtnr reetius, föhrt er fort, eo potestatem 
extendi, quotisque tmnenta exfMmiur eatenos quippe cnm imperare 
tum possidere videmnr. Loqnor antem de bis temporibnS) qnibns 



1) Hugo Orolitu, De iare peeis sc belli. I. U. eap. m. § 18. 

2) Denwlbe. Ebenda § 10. 

8) Com, BjnJwlwwk, De dominio msri«. 170S. cap. IL 
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illis machinia utimor alioqain generaliter dicendum esset, poiesta- 
tem terrae ßniri, ubi ßnitur nrmorum vis." Er bemft sith fiir seine 
Ansicht darauf, dass solches tbatsächlich schon reclitens; wenig- 
stens hätten die Generalstaatcn durch Beschlnss vom 3. Januar 
1671 ihre Kapitäne angewiesen, au den Küsten fremder Staateu, 
soweit die Geschütze der Städte und Befestigungen reichten, Saint 
s« geben wie es der Landesberr verlange. Ob der Landesherr 
den Grnss erwidern lassen woUei sei seine Ansicht, jeder sa Herr 
anf seinem (i biote und jeder Ankömmling ihm unterthan. 1688 
ordnete Moiloy an , dass die englischen Schiffe in Kanonenscbnas* 
weite von fremden Küsten es ebenso halten sollten 

Wenn einer der zwingendsten Gründe für die Ausdehnung 
der nferstaatlichen Herrschaft in der Notwendigkeit des Schutzes 
dw £8ste gegen feindliche Angriffe beruht , so ist es nnr lEonse- 
qaeaat mit Bynkersboek sa sagen , soweit sich dieser Sehnte thai* 
siohlieh durchführen Ifisst, soweit soll das Schntsgebiet des Staa« 
tes reichen. Wir können uns deshalb nicht darüber wundern, das8| 
während der Vorschlag eines gewissen Gryphiandcr'^), dasKfisten« 
meer soweit zu rechnen wie es durcli Pfälile und Tonnen im Meere 
abgesteckt werden könnte, ebenso die hin und wieder aufgestellte 
Theorie von dem Horizont als Grenze oder gar der Sehallwcito 
der menschlichen Stimme, der Linie bis zu welcher noch Boden 
im Meere gefonden werden kann, dass wäbrmd alle diese Vor- 
sohlSge bald in Vergessoiheit geraten, die Theorie des Bynkers- 
hode die Lehre des Bartolns verdrängt nnd in der Praxis der 
Staaten dieselbe Anerkennung findet') wie in den Büchern der 
Gelehrten*) des vorigen Jahrhunderts. Neben seinen logisdien 

1) cf. Anmiaire de Tliistitiit de droit int. T!d. 12. S. 106. 

3) Orjrpbiander, Tractatio de insiilis in Fritschii ius flufiaticum 1672. S. 500. 
8) Die EaaoiMiiidiimwdte enthalten Im vorigen Jahrb. sl« Orease: 

Tflrtrsf kwiichen Franknieh und Ilolland von 1789, art. 21. 

p „ g und Russlaud von 1737, art. 28. 

n » n <n>d Eoslaud von 1791, »rt 26. 

n p n nnd Tnnis ton 1797. 

, « beiden Sizilien und Russlaiul ron 1787, art. Iß. 

„ „ Vereinigt Staaten und England TOS ITM, nrt. 88. 

Edikt der Republik Genua rom 1. Juli 1779. 
n n n Venedig vom 9. 8ept 1779. 
n des Qrossherzogs von Toskana vom 1. Aug. 1778, art. I. 
Ru88. -Mierh. bc'^t itirtte Regale für Privatkaper vom 31. Dez. 1787. 

4) Die Kanoueusciiussweite enthalten folg. Lehrbücher des vorigen Jahrb.: 

Snrland, QmodsfttM dei Europäischea Seecedtts. Hnnnovtr 1780. S. B8. 
Meiert CHrnndiitn des «nrop. ▼Olkemnbts. IV. Bodi. L esp. § 8. 
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Vorzügen verhalf dem Gedanken von Bynkerahoek wohl der Um- 
stand zu seinem Siege, dass er der allinählich immer mehr aner- 
kannten grundsätzlichen Meeresfreibeit nicht solchen Abbruch that, 
wie des Bartolus Hundertmeilengrenze. 

Dennoch lässt sich nicht verkennen, da»ä die von Bynker^huek 
vorgeschla^e Grenze gegenüber der des Bartolas andi einen erbeb- 
liehen Nacbteü beaitst, wir meinen ibre Unaicherbeit. Die Tra^eite 
der besten Gescbntze baini sich mehrere Jahre gleich bleiben; sie 
kann sich aber bei dem rastlosen Wettbewerbe aller Kulturvölker 
ancli auf dicscin GoHeto. der Technik in einem Jahre mehrmals 
ändern. Die Praxis verlangte schon damals und nocli mehr heute 
für die staatliche Verwaltujigstliätigkeit zur See eine feste, sich 
längere Zeit hindurch gleiekbleibeude (xrenzo. Solche Erwägungen 
veranlaasten die Nationen in zahlreichen Fällen die Ausdehnung 
ihrer Hoheit fiber das Efistenmeer wieder auf dne bestimmte 
Heilengreose durch Verträge oder einseitigen staatsrechtlichen Akt 
zu besehrSnken. Bei Abmessung dieser tfeilengrenze hielt man 
sich dann aber an die Eanonenschussweite als G-mndlage nnd be- 
trachtete als solche nach der Ge.schütztechnik des ausgehenden vo- 
rigen Jahrhunderts '6 Seemeilen von je 1852 m, so dass 8 See- 
meilen eine tVanzö.siyche lieue marine von 5,556 km und GO See- 
meilen einen Breitengrad auäniachen. Diese sog. Dreimcilcngrenze 
taucht in der Staatenpraxis snm ersten Male in einem Schreiben 
des G^enerals Jefferson au den englischen Minister vom 8. Nov. 
1798 anf. Seitdem findet sie sich in einer Unzahl von Gesetzen, 
Beglements, Staats vertragen, Neutralitätserklärungen u. ^. w.. de- 
ren erschöpfende Aufzählung uns zu weit führen würde. Nur 
soviel mag bemerkt werden, dass sie auch in art. 11 der Haager 
Konvention vom 0. V. 1882 zwischen dem deutschen llciche, Bel- 
gien, Däncmai'k, Frankreich, Grossbrittanieii , den Xiederlanden 
imd Schweden fiber die polizeiliche Regelung der Fischerei in der 
Nordsee entibalten ist , dass femer die deutsche Begiemng sich 
verschiedentlich für sie angesprochen hat, namentiich in d^ Mo- 
tiven des Gesetzes betreffs Untersuchung von Seeunfällen 

Aus dieser Thatsache haben zahlreiche Autoren gefolgert, 
dass durch beinahe hundertjährige Uebung der Völker an die Stelle 



flteber» Ldirb«griff slnintl. Kaaeral- a. Foliifli-Bedite. Fdokftirt 178B. 

III. Bd. S. C. 

Günther, Europ&Uches Völkerrecht. Altcuburg 1792. II. Bd. S. 52u. 53. 
1) Terb. dw DwUcImii Beicbstafs 1877. Bd. in. Dradmchen & i. TgL 
siwb dietfllben 1876/76. Bd. UI. & 480-£04. 
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d«r frSheren KanonenacJuiMweito eine Entfernnng von 3 Seemeilon 
getreten sei. UnterBachen wir zunächst das Verhältnis in welchem 
diese bei den Zonen zu einander in bezug auf ihre Grösse .stehen 
würden. Auf der Ausstelinng in Chikago 1803 stellte Krupp eine 
24 cm KüstenkanOKe aus, diu im April 18i»2 auf dem Schiessplatz 
in Meppen bei einer Erhühung vod 44'^ eine Schussweite von 
20,226 bm «"feielit hat. Damals betrag aleo die Schnseweite un- 
gefiihr 11 Seemeilen. Diese Tbateaclie beweist sur Genüge, wie 
nnreebt jene Gtelebrten haben, welehe die £anonenachnssweite mit 
der Dreimeilengrenae glaulien identifizieren /u können*). Andere 
behaupten wie gesagt, die KanoneIl^jchussweite sei im Völkerrecht 
durch die Drcimeilengrcnzc ersetzt worden *). Erinnern wir uns 
jedoch daran , dass vor allem das Schutzbedürfnis der Küste eine 
Au.sdeLuung der Herrschaft des Ufer.^taats über das Meer herbei- 
geführt hat, so werden wir nicht ohne gründliche Prüfung denen 
anstimmen, welohe mit ihrer Beschränkung des Enstenmeer^ anf 
einen Dreimeilengfirtel diesen Schutz bdnahe illusorisch machen. 
Denn wenn zwei miteinander in Kampf geratene Schlachtschiffe 
nur die Neutralität von einem &ho l)c.s( kränkten Küstenmeer achte- 
ten . so könnten ihre Geschosse trotzdem etwa bis km weit in 
dem Land des Neutralen einfallen und dort die furchtbarsten 
Verheerungen anriclitcn! Sicherlich ist also mit der Dreimeilen- 
zone den Interessen keines Volkes gedient. Der Minister der Ver- 
einigten Staaten Seward fragte deshalb am 16. Sept» 1864 bei dem 
englischen GesehaftstrSger im Washington an, ob nicht bei der 



1) So nitNlen s. B, 

GrIto, Le diolt intern. 8. «d. Fsrit IBBO. Um. L 8. 806. 

Phillimnre, Commentnrics tipon int. law. 2. ed. tom. I. S. 235. 
Kent, Commenlaries od Americ an law. 8. ed. 18&4. tom. I. S. 31. 
Twiaa, The law of nations. London 1861. tom. I. § 172. 8. 949. 
Wbeaton« ^l^ment« dn droit iot. 5. Aufl. Letpsig 1874. S. 168 u. 160. 
Woolsey, Introduction in the study of int. law. London 1879. S. 69. 

2) Da» Pariser Schiedsgericht fihcr flie Fischerei im Beriiigsmecr erwähnt 
in seinem Urteil vom 15. Augtist l^Wä „la limite ordiuaire de trois niillea. (Da 
«• Siek bai dsr Elsdienl im BeringauMr sm gaos beaonden YerbUtsiaae hau» 
delt, glauban wir oni Uer auf dieara Hiswala beachrlalnii au aollaa, varirslasn 
aber auf 

Barclay, Revue de droit iot. Bd. 25. ä. 417—446. 
Engelhaxdt, Beroe de droU Ist Bd. S«. 8. 888—400. 

V. Martens, Revue g^o^rale de droit von 1894. 8. 81—48). 
Godoy, Revue generale de ilrnit. IRHR S. 224. 

V. Bar, Theorie und Praxis des int. Privatrechts. Hannover 1889. Bd. II. 

& eo». 
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veränderten Kanonensolmsswoite ein Uebereiiikommen der Staaten 

die Grenze des Küstenmeers von '3 auf 5 Seemeilen hinausschieben 
solle. Bedarf es aber notwendiger Weise eines Uebereinkommens, 
um von der Dreimeilengrenze abzugehen ? Unseres Erachteus des- 
halb nicht, weil die Dreimeilengrenze, ko verbreitet sie sein mag, 
niemals die Kanonenaoliiuawdte gans vndrängt hat, niemals all> 
gemein angenommen ist. Gelegentlich der Yerbandlnngen fiber 
eine internationale Regelung der Snndfischerei 1874 haben Spanien, 
die Vereinigten Staaten, Deutschland, Oestreieh, Italien, Däne- 
mark, Holland und Belgien erklärt, sollte das Küsteniuer durch 
internationales Uebereinkommcn begränzt weiden, bo seien 4 See- 
meilen für sie das Minimum. Behauptet doch heute Spanien eine 
Zone von 6 Seemeilen als seiu Kü.stctfmeer , Norwegen wenigstens 
4 Seemeilen^), und England und die Veieiuigten Staaten dehnen ihre 
Zollkontrolle anf 13 Seemeil«i ans; ebenso macht England allen 
von Tersenobten Plfitsen kommenden SeldiFen beim Begegnen mit an* 
dem innerhalb von 12 Seemeilen ein QuarantSnesignal rar Pflicht. 
Von der Kanonenschussweitc spricht eine Tu^^truktion des ital. Ma- 
rine Ministers vom 20. Juni 1866, ebenso eine kaiserlich üstr. Ver- 
ordnung vom 2ü. Mai 1866, ein Vertrag zwischen E?icl ud und 
Portugal von 1842, Eine Verordnung des östr. Eiuanzniinisters 
vom 2.3. März 1881 bestimmt 4 Seemeilen als Grenze für Zoll- 
massregelu . Diese Beii^piele mögen genügen darzutbun, dass eine 
fibereinstimmende cum Becht gewordene Staatenpraxis in diesem 
Punkte nicht besteht. 

Aua dieser Thatsache, dass die Dreimeilragrenze nioht sa 
allgemeiner Anerkennung gelangt i.st , hat nun eine Anzahl der 
bedeutendsten in- und ausländischen Autoren den Schluss ge- 
zogen, die Ausdehnung des Küstenmccres bis zur Kanonenschuss- 
weitc sei in Kriegs- wie Eriedenszeiten das im Zweifel geltende 
Eecht'). Unseres Erachtens ist das jedoch nur cum grano salis 



1) Die 4 MeileDgrenze enthalten ein schwcd. Prisenreglement vom 12. IV. 
1806 u. Dekret vom 5. V. 1871, oorwegUcbe OeseUe vom 4. X. 16Ö6. 10. II. 1747, 
7. Y. 1756, 98. a tt. 90. IV. 1769. 24. o. S6. II. n. 10. III. 1818, 18. IX. im» 
6. X. 1869, 6. VI. 1878, 28. V. 1881, 9, IX. lfi^9. cf. Annuaire XII. S. 142. 

2) £iD Erkenotois des Tnriner KaBsationsliof» vom 19. Aug. 1885 nimmt 
4—6 Seemeileo ad, cf. Journal du droit iot. priv^. Bd. 14. 1887. S. 241. 

8) So PöGtx, Die 8tutnri«8«Mdiaft«n im Liebte nmeiw Zeit 1^. 8. 108. 
Saalfeld, Handbuch des Völkerrechts. Tübingen 1833. S. 94 u. 96. 
Klüber, Eurojmiscbes Völkerrecht. II. Aufl. SchafiThauscn 1861. S. 148i 
Oppenheim, System des Völkerrechts. 2. Ausgabe. 1866. S. 128. 
KütBnbon a. a. 0. IL Bd. 8. 848, 
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aufzufassen. Gewiss, ein Hinausgclien über die Kanonenschuas- 
weite ist völlig uDinöglieh. Aber man kann sich auch der That- 
sache nicht verschliessen, dass einer Einschränkung des Küaten- 
meeres auf ein Geringeres als die Kauouonscbusswcite die Staateu- 
prazis seBr simeigt. Ffir JriedeDsxeiten enolidnt eine 8ol<&e 
Besohrfinkniig anch recht angebraeht, da der üfwataat bei einer 
Ansdehnnng seiner Küstenpolizei auf die hentige Eanonenecliiisa- 
weite den damit verbundenen Aufgaben oft kaam gewachsen aein 
würde. Man wird sich also davor hüten müssen , ohne weiteres 
als völkerrechtliche Grenze der Staaten zum Meere hin die Ka- 
nonenschusswcite zu bezeichnen. Vielmehr möchten wir den gel- 
tenden Rechtszustand dahin präzisieren, dass jeder Uferstaat 
das Jßecbt bat, seine Grenze soweit in das Meer hin- 
aiiB2ii8ohiebeii, ala er es au seiner Sicherheit gegen 
Einachleppnng von Krankheiten, Scbmoggel n.a.w« 
für notwendig befindet, daas er jedoch die durch 
die Kanon enschuss weite bestimmte Linie nicht über- 
schreiten darf. Diese Anschauung finden wir namentlich auch 
bei V. Marten^! 'ind Wharton vertreten'). Es bedarf keiner näheren 
Auaführung, dass dort, wo nicht ein staatsrechtlicher Akt. sondern 
ein völkerrechtlicher Vertrag in allen oder einzeln Beziehungen 
das Kflatenmeer etwa anf einen Dreimeilengürtel beschränkt hat, 
auch kein staatsrechtlicher Akt aar weiteren Ansdehnong de« 
Knsteniaeeres gentigt. 

Ebensowenig wie dar&ber, wo das KOatenmeer aufhört, ist 
man sich darüber einig, wo es anfängt; nur ist diese Frage im 
Allgemeinen selten erörtert. Die Römer betrachteten bekanntlich 
den von der höchsten Flut erreichten Strich als Landgrenze'). 

Blantschi, Das moderne VölkerrcHi« d. zivil. Staaten. 2. Aafl. 1872. §802. 
Bartiuann, Institationea des pr&kt. Völkerrechts. 1874. 5. 166 a. f. 
Beimbarger a. a. 0. S. 36. Pertli a, a. 0. 2ft. 
Goltdammers Archiv. Bd. 15. S> 77. 

0«ricbtsbof zu Talparaiao am 21. A]wU 1874. (Jonnal a. a. 0. 1676. 

S. 8G— 88.} 

Pappafava, (Jonnal a. a. 0. 1887. S. 446). 
SddaitareUa. Del Territorio Bfoaa. 1879. S. a. 

Cassy a. a. 0. tom. I. S. 96. 

Caochy, Le droit marit. ioternaL Paris 1862. tom. IL S. 1&2— 168. 
Haotafilaille a. a. 0. S. 20. 
Ortolan a. a. 0. tom, L 8. 188 

"Weiss, Code i\n dvmt marit. int. Paris 1858. tom. II. S. 23. 
1) T. Martens, Kevue generale de droit int. imblic. 1894. 8. 48. 

ITfearton, Jooroal a. a. 0. 18. 1886. S. 73. 
S) 9 8 L 9, I. l M D. 1«. 1. lia D. oodsBi; 
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Denselben Standpunkt nimmt noch die französische Ordonnance 
sui* la marine von 1681 ein'). Anfang diese» Jahrhunderts lehrte 
Jakobaen ^) , die Landgrenze dea Kfisteumeeres wechsele mit dem 
jeweiligen Stande von Ebbe und Flnt, eine Anaehanung, die trots 
ibrer odTenkondigen Hänget Aufnahme fand in § 16 n des ZoU- 
vereinsgesctzca vom 1. Juli 1809, auch yom englischen Staatsrecbt 
anerkannt ist in bexng auf die Trenaiing des Jurisdiktionsgcbietea 
der Adiniralty von dem des Common law. Im Gegensatz dazu 
nehmen die meisten neueren internationalen Verträge den niedrig- 
sten Ebbestand als Grenze zwischen Strand und KiistL-nraeer an, 
auch der schon genannte Uaager- Vertrag über die Nordseeiischerei. 
Anders Wkeaton"), der das Efistenmettr Ton dort anredinet, wo 
dasselbe acbiffbar au werden beginnt, ebenso AtÜmayr^). Auch 
wollen Pereis ^) and Storak die Frage nicht in abstracto entschieden 
, wissen. Pereis hetrachtet als Landgrenze die Kü t nlinie ,bis za 
welcher noch Standbatterien errichtet werden können , die auch 
bei höchstem Wasserstand einer Gefahrdung durch die Flutwelle 
nicht ausgesetzt sind", desgleichen Kaltenborn'^. Stoerk sieht 
„als staatä- und völkerrechtlich gleichwirksame Landgrenze die 
Verbindungslinie derjenigen Punkte an, auf welchen und von wel> 
chen ans dauernde festländische Anstalten staatli<dier Natur cur 
Ordnung und Eontrolle des auf der angrensenden Seefläche sieh 
bewegenden maritimen Verkehrs errichtet und dauernd erhalten 
werden kennen". Uns scheint der Standpunkt des Haager Ver- 
trags die einfachste nnd damit cweckmässigste Lösung der Fhige 
au bieten. 

§ 3. Die Lehre von der rechtlichen Natur der uferstaatlichM 
Herricbafl im Küstenmeer bis zu den Bescbluasen des 
„Institut de droit intematiMial". 

Es kann uns nicht befiremden, w«m wir bd Bartolus und 
seinw Schule keine staats- und völkerrechtlichen Betrachtuigeii 
über den Charakter der uferstaatlichen Herrschaft im Küstenmeere 

finden. Dazu bedurfte es erst eines bedeutenden F«titschritts der 
itechtswissenschatt. Wir sahen schon an anderer Stelle, wie Hugo 

1) fltoark a. a. 0. S. 411. 

2) JAlco^sen, Seerecht des FriedoM n. des Kdegi. Altona 1816. S.680a.68S. 
8) WheatoQ a. a. 0. S. 168. 

4) Attlmayr a. a. 0. S. 6. 

6) Pereis a, S. 0. 8. 24. 

e) Kaltenborn a. a. 0. 8. 843. 
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Grrotius dicaer Frage näher tritt und die uferstaatliche Herrschaft 
ein imperium sine alia proprietate nennt, auch das Recht aller 
Staatm auf die freie SchifTabrt im EUstenmett anerkomt 

Thörichterweise glaubt Bynkershoek Beinern doch wohl un- 
gläoh bedentenderen Landsmann darin widersprechen zu müssen. 
Er nimmt ein pri vatrochtliches unbeschränktes dominium des 
Uferstaats über das Küstenmeer au. »So gelangt er dazu, dem 
Uferstaat das Recht zuzusprechen, sein Küstenmeer zu verkaufen, 
umzutauschen . zn versohenken, in Zahlung zu geben , ja auch 
Fremden die Schitl'alnt dort ganz zu verbieten oder nur unter 
Bedingungen zu gestatten'). 

Gcgcu Ende des vorigen Jahrhunderts trug die öffentlich- 
rechtliche Auffassong des Sonveränetätsbegriffs den Sieg über das 
privatrechtliohe Element davon. Wo man heute im Völkerrecht 
noch den Begriff des Staatseigentams am Territorinni ^-erwertet» 
versteht man darunter nur noch das staatsrechtliche impe- 
rium in seinen völkerrechtlichen Wirkungen. Damit 
stürzt die Theorie des Bynkerskoek völlig in sich zusammen, 

Trotzdem ist die Fehde über die rechtliche Natur der ufer- 
staatlichen Herrschaft im Küstenmeer heute noch nicht beigelegt. 
Hatte man sich früher gestritten, ob ein imperinm oder ein pri- 
vatrechtltches domininm vorliege, so ist man jetst nncins, ob 
dieses Imperium die nferstaatliche Souveränetät im Küstenmeer 
oder nur die Berechtigung zur Erfüllung einzelner Aufgaben, wie 
z. B. der KnstenpoHzci bedeute. Trotz der grossen "Rfdcutung 
dieser Frage, wird sie in der deutscheu Litteratur uur .on Har- 
burger '*'), Stoerk") und von v. Bar ^) eingehender erörtert. Alle 
drei sprechen dem Staat die Souveränetät über das Küstenmeer 
ab. Unseres Erachtens mit Unrecht 

ZnnSchst scheint es nns gänzli(dL irrig, wenn Harburger die- 
jenigen Antoren, die sich für dieSonveränetät aussprechen, 
mit den Verteidigern eines privatrechtlichen Eigentums des Ufer- 
staatS| wie Bynkershoek und anderen Autoren auf eine Stufe stellt, 
wenn er behauptet, der alte Streit, ob domininm ob imperinm, .sei 
heute noch nicht beigelegt. Nur darum wiederholen wir, kaun 
es sich handeln, ob ein Eigentum im völkerrechtlichen Sinne, oder 
ob ein beschränktes Herrschaftsrecht vorliege. Gegen erstere in 



l; Bynkershoek a. a. 0. cap. V. 

2) Uarborger, Der strafrechtUche Begriff InUad 1862. S. 1—89. 
8) 8toMk a. a. 0. a 468-^70. 
4) V. Bsr a. Si 0. D. Bd. & 618. 
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der Wissenschaft vorwiegend vertretene Aullaasung') führt Ilar- 
burger hauptsächlich drei Gründe ins Feld. Zwar gesteht er zu, 
dass eine tliatsächlicke Uumüglicbkeit, die Souveräuetät im Eüsten- 
meer anszuüben nicht vorliege, aber er sieht — und das istaem 
erster Gtnnd — die UnsnlMsigkeit der SonverSnetfit darin, deas 
dann der Sonv^n die freie friedliche Sohi£Rüirt in seinem Ettsten- 
sneer verbieten und hindern könne. Ist das aber wirUioh eine 
notwendige Folge der SoaverSnetät? 

Das Recht der Souveränetät im Küstenmeer nnd das R€cbt 
der triedliehen Durchiahrt für alle Schiffe können sehr wohl neben- 
einander bestehen: man braucht ein solches Recht nur als öffent- 
lich-rechtliche Servitut aufzufa»äeu. Da Harburger diese Möglich- 
keit zugeben mnss, etütit er sich xwdtens auf die ünsimiig- 
keit vnd ünmöglidiknt der Folgerungen, die Bynkershoek ans 
dem Eigentum des Uferstaats am Köstenmeer zieht. In der Be- 
nrteUnng derselben sind wir mit Harhnrger vSllig einig ; nur be* 
weist er damit nicht das, was er beweisen will. Denn er kann 
nnmöglich die Unznlässigkeit der Konsequenzen, die aus dem Pri- 
vateigentum des Staates am Küsteumeer folgen, zur Bekämpfung 
der Souveränetät des Staates über das Küstenmeer verwerten. 

Schliesslich wendet Harburger gegen die Souveränetät noch 
ein, das YSlkemcht habe die Befugnis des Uferstaata im E&sten- 
meer in gewissen Besiehnngrai in schalten nnd sn walten aner- 
kannt, weil ein Bedürfnis dazu vorliege. Dieses Bedotfiiis sei 
dnrch Anerkennung einer Gesetzgebung nnd Jnrisdiktionsgcwalt 
über das fragliche "Wassergebiet völlig ausreichend befriedigt. 
Auch hier lässt sich der (regenbcweis leicht erbringen. Vor den 
Mississipimündnngeu hatte sich die sog. Anna-Insel gebildet*); die 
Vereiuigteu Staaten beanspruchten die Gebietshoheit über jene 
Insel, und der englische High Court of Admiralty erkannte gegen- 
über einem engL Frivatmaxm, der OkkupationsansprUchc geltend 



1) Far die äoaveränetät : Phillimore a. a. 0. 8. 288, Keot a. &. 0. S. 28» 
Oppealida *. s. 0. 8. 127, Ueimburger s. «. 0. 8. 97, KtlfoilMni «, a. 0. 8. 841, 
Cauj a. a. 0. S. 91, Calvo a. a. 0. S. 848 o. 886, Wein a. a. 0. IL & 86, 

Martens- ßergbohm a. a. 0. S. Ortolan a. a. 0. I. S. 153, t. Martens, Ecvue 
g^D^rale a. a. 0. S. 40, Heffter, Völkerrecht. 6. Aufl. 1873. S. 154, Zorn, Reichs* 
ttaatsncht 1883. II. Sd. 8.bS6 ; — gegen SoaTeriLaetftt anch Bluotschli ». a. 0. 
M 809. 818. 888, Twin a. a. O. 8. 8B0, Fsnb «. a. 0. 8. 41. 

2) Phillimore a. a. 0. S. 283/84. Der damals von Lord Stowell gellend ge- 
machte Gesichtspunkt, der Fall sei schon § 21 I. 2, 1 cntsrhieden ht knitm vnn 
Gewicht i dort bezieht sich der Fall auf eine afulsio, während es sich hier um 
eise faunl» in nwii protino ssto ksadtlt. 
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maclicn wollt* d is Recht der Veroinigtcii Staaten an. Die ncne 
Insel lag innuriialb des Küstenmeeres derselben, ßesas.s der Uter- 
ßtaat nur einzelne HoheitsiL'clito über das Küsteitmeer , so wäre 
seine Gewalt über die neue Insel im besten Falle ebenso be* 
schrankt gewesen, da es sich um eine Acoession snr Hauptsaohe 
handelte. Bas hStte aber za den nnm^glichsten Folgen gelührt 
Dies Beispiel seigt sar Genüge, wie eine blosse Hoheit d«i Vf&r- 
Staats für einzelne Zweige staatlicher Thätigkeit seinen Bedürf- 
nissen nicht immer genügt. 

Wie Harburger , so verwirlt 8toerk die Gebietshoheit des 
Uferstaats über das Kiisteunieer. Er sagt, es sei weder Staats- 
gebiet, noch frei wie das uÜ'unu Weltmeer, selbstverständlich auch 
nicht Ausland, am allerwenigsten wie Harburger gemeint hatte, eine 
Uebergangsstofe awiscben Inland nnd Ansland, sondern ,Eüsten< 
gew&sser mit all den Attributen, welche die iltere nnd 
neuere Staatsprazis dieser Bechtskonstniktion zuweist". So yer- 
steht Stoerk unter Ktistenmeer nnr «den räumlich bestimmten 
Boden für die staatliche Verwaltung zur See". Dieses Recht der 
obt-igkeitiiclicn Verwaltung zur fcJee bedax'i nach ihm nicht mehr 
der Motivierung aut „Umwegen", wie eine solche in der Annahme 
der Gebietshoheit oder einer besonderen Kiistenhuheit des Ufer- 
staats m. erblicken sei 

Unseres Erachtens erschöpft Stoerk mit diesem Recht der 
obrigkeitlichen Verwaltung das Recht des Uferstaats am Kfisten- 
meer keineswegs. Zunächst ist dieses Recht auf Verwaltung sicher- 
lich ein ausschliessliches, der Uferstaat hat doch allein das Yer- 
waltnngsrccht, er darf jeden andern Staat im Bereiche des Küsten- 
meeres von jeder Verwaltungsbandiung au-ischliessen. Dieses 
ausschliessliche Recht eines Staates ist jedoch die 
negative Aeu»serung seiner Gebietshoheit. Ebenso sind 
aber in der Ansäbung einer staatUdien Verwaltung zur See die 
positiven Wirkongm der Gebietsholieit gegeben, denn aar Dnrch- 
ftthmng der Verwaltung gehört wenigstens ein gewisses Mass der 
Gesetsgebnng und Justiz. Damit übt der Staat im Küstcnmeere 
die vornehmsten Herrschaftsrechte aus. Und solches Recht auf 
die Herrschaftsausübung innerhalb eines örtlichen Jfachtljcreichs 
nennen wir Gebietshoheit. Ein selbstständiges Recht auf Ver- 
waltung, wie Stoerk es will, scheint demnach ohne Gebietshoheit 
nicht denkbar. Die Gebietshoheit ist aber von dem Begriff 
der Souveräne tat nicht au trennen. Denn sie ist nichts an- 
deres als die Anwendung der nach innen geriditeten SonverSnetät; 
,an sich ein Begriff des Staatsrechts, aber inwiefern das Völker* 

2 
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»cht diese Anwendung in den Verhältnissen und Beziehungen der 
verschiedenen Staaten anerkennt und schätzt, erlüilt diegclbe eine 
völkerrechtliche Bedeutung" 'j. Wo also die Gebiet sboheit that- 
säcblieh anerkannt wird, da kann die Souveränetät nicht mehr be- 
stritten werden. 

Andere Gesiohtspankte, um den Mangel der SonverSnetSt dax^ 
nttfaniit llQixt Bar in das Feld. Indem er die USgliehkeit «n«r 
ÜRktisehen Herreduft als Grundlage der SonverSnetät betrachtet, 
meint er diese Möglichkeit ffir daa ESatenmeer und damit die 
Souveränetät des Uferstaata verneinen an mfisaen. Unaeraa Er- 
achtens mit Unrecht. 

Gewiss müssten die Ufer mit Kauüucu „gleichsam bespickt" 
sein, um dic3c faktische Herrschaft jederzeit ausüben zu können, 
jeden Einbruch gleich zu ahnden. Aber hat man denn jemals ge- 
aweifelt, ob eine Souver&netSt in vergangenen Jahzlinndartai, wo 
nieht jede Grenae beaSt war mit stehenden Heerlagern, vorlianden 
gewesen t Ludwig XIV. brauchte nur mit seinen Banbsohaar^ 
die Grenze zu ttbersohreiten und das friedliche Holland war jeg- 
licher Plünderung preisgegeben. Aber war Holland deshalb, weil 
es sich kriegerischer Grenzüberschrcitungen erst mit Hülfe be- 
freundeter Staaten, mit solchen Anstalten wie der Dui'cbstechung 
seiner Dämme erwehren konnte, war Holland deshalb schon zu 
Friedenszeiten kein souveräner 8taat? 

Wir sehen, die Möglichkeit eines aeitweiligen Einbracha in 
die fiechte des SonvMans vemiehtet nieht den Begriff der Son^ ■ 
yerinetfit nnd dass des weiteten die moderne Marine, bietet sie 
all ihre Hülfsmittel in Küsten- nnd Seeverteidignng anf , einen 
solchen schmalen Meeresgürtel dauernd beherrschen, jedoi £in- 
brach i'n «lie Machtspbäre des Uferstaats sfihnen kann, bedarf 
keiner Erörterung. 

Des weiteren mangelt nach v. Bar's Ansicht dem Uferataat 
die Möglichkeit, die in der Souveränetät liegenden Pflichten im 
Eüstenmeer an erfOlIen, Aber sind denn diese Pflichten so drückend? 
Allerdings, der Schnts der Personen nnd des Eigentums, der 
Beobtsbeistand dnreh Biehter nnd Notar aof einem das Küsten- 
mccr passierenden Schiffe würde dem üferstaat des besonderen 
Cliarakters jenes Gebiets wegen schwer fallen. Aber ermöglicht 
ihm nicht gerade jener besondere Charakter des Seegebiets diese 
Pflichten avif ein geringes Bruchteil zu reduzieren? Er braucht 
nur die Ausnahmestellung der das Köstenmeer paasierenden Bdiiffe 



1) BlantacbU a. a. 0. S. 166. 
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fremder Flagge anzuerkennen! Es bleibt ihm dann noch soviel an 
Souveränetät im Küstenmcer. wie er thatsächlich bedarf. In einer 
öülcbeu durcli die Umstünde gebotenen Konzesaion bei der Aus- 
übung seiner Souveränetät gegenüber fremden SchitFen vermögen 
wir nichts Abnonaes sa erblkken. ,Je viekeitiger aicli di« Yer^ 
kehisbesidnuigeii'', sagt Hdmbiirger , ^zwisolieii den einselnen 
Staat«! und ihren Unterthanen gestalten, je mlehtiger das inter- 
nationale Leben pulsiert, desto vielfacher müssen auch die Kon- 
zessionen werden, die der eine Staat dem anderen in der Ana- 
Übung seiner Sonvcränetätarecbto maeht^. — Wo aber pulsiert 
das internationale Leben mehr, wie auf jenem Teile des Meeres, 
den jedes Scbiii' durcLächueideu muss , das in einen Hafen des 
Ufcrstaats gelangen will? Ist das Meer überhaupt doch gleich* 
eam die gemeinsame Landstrasse der Vfilker, wo wird sidh 
der Staat also mehr Fesseln anlegen mfissen bei Aosfibnng snner 
Souveränetät als in den von ihm beherrschten Meeresteilffli? That^ 
sächlich wird diese Beschränkung allerdings häufig dazu führen, 
dass das KiLstenmeer als TTeLcrgangss?tufe zwischen Inland und 
Ausland erseheint. Die Gebietshoheit des Uferstaats äussert sich 
eben schwächer wie im Inland und natürlich mehr wie im Aus- 
land. Trotzdem ist sie dieselbe und es i^t grundsätzlich falsch, 
wenn Pereis nnd Heffter-G^fTken *) vermeinen, die Bechte des üfer* 
Staats fiber das Kftstenmeer im einzeln erschSp&nd anfsShlen an 
kSnnen. Denn die Gebietshoheit des Uferstaats seUiesst das Becbt 
in sich , erforderlichenfalls sich morgen anf eine andere Weise an 
betbätigen, wie heute. 

An dieser Stelle unserer Arbeit genüge es, den prinzipiellen 
Streit über die rechtliche Natur der ufcrstaatlichen Herrschaft 
kurz beleuchtet zu haben. Zu welchen Konsequenzen unsere An- 
schauung für das internationale liecht fuhrt, scheint uns zweck- 
mSssiger, im speziellen Teil dieser Arbeit zn nntersndien. Nur 
darauf mag hier noeb hingewiesen werden, dass die reehtlicbe 
Natur des KQstenmeeres anob dafür anssoblaggebend ist» ob man 
dasselbe als eine ^ecies des zu Eingang definirten Tr i ritorialmeers 
im deutschen Sinne zu betrachten hat. Denn das Wort Territo- 
rialmeer be/^eichnet schon, dass ein bestimmter Meeresteil als mm 
Staate gtli riges territorium gerechnet wird. Mithin kann nur der 
das Küsteiiiueer dem Territorialraeer einrechnen, der für die Aus- 
dehnung der Gebietshoheit auf das Küstenmeer eintritt. That- 



1) Heimburger a. a. O. S. 86. 

SO Ftetfi «. a. 0. & 48. HalRsr4MBlNn a. a. O. 8. 107. 
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SHclilicli unterscheidet denn z. B. auch Stoerk scLaif zwischen 
Küstennieer und Territorialmeer. Nach der von uns vertretenen 
Auffassung von der Ausdehnung der uferstaatlichen Gebietshoheit 
auf den angrenzenden Meeressti'ich müssen wir in diesem Funkte 
das KQstenmeer dem T^rritorialmeer einmbnm. Das schliesst 
jedoch nicht ana, daas für das, r^lmisaig nur für die Dur e h- 
falirt fremder Schiffe in betracbt kommende Kästenmeer, beson- 
dere fiechtssStae gelten, die wir an anderer Stelle an untersnchen 
haben* 

§ 4. Die Lehre von den grösseren Buchten, Meerengen und KanÜM 
Ua zu dai Bescbluaaan des lattituta für iotamationalos Recht. 

Streifen wir in Kürze zwei mit der Lehre vom Küatcnmeer 
▼erwandie Rechtsfragen. 

ZnnSehat ist darfiber gestritten worden, ob gr5seere Baien 
den Reohtasätsen yora Euetenmeer unterliegen, oder ob auf sie 
wegen ihrer besonderen Natur besondere Normen angewandt \\er« 
den müssen. Letzteres hat namentlich England schon vor Jahr- 
hunderten behauptet und das Prinzip aufgestellt: alle Meeresteile 
zwischen zwei Landspitzen bis zu der diese Landspitzen verbin- 
denden Linie müssen als Teil des ulerstaatlicLen Territoriums be- 
trachtet werden. Diese britischen Ansprüche auf die sogenannten 
Kings oder Queens ehambera, wie sieh der EnglSnder gowiäint 
bat, jene Heereatdie an nennen, haben schon in des Alberiens 
Gentiiis Advocatio hispanica (1618), später namentlich durch Sel- 
dcns: Mare clausnm eine warme Verteidigung gefunden. Noch 
hentn vortreten PhilHmoro, Kent, "Wlieaton, Twis.s ^) dieselbe Mei- 
nung. Kent beansprucht nach diesem Prinzip für die Vereinigten 
Staaten die Hoheit im Golf von Mexiko bis zu einer vuu Florida 
nach der Mississipimündnng gezogenen Linie. (180 Seemeilen!). 

Dagegen erseheint es noch bescheiden, wenn die Vereinigten 
Staaten schon 1793 ein Eigentum an der nur 16 Meilen breiten De- 
laware -Bay, England in emer Verordnung TOn 1872 ein Eigentum 
an der ebenso breiten Bay of Conception behaupteten. 

Wer für eine solche Ausdehnung der Gebietshoheit des Ufer* 



1) Phillinose a. a. 0. 1 i 189 S. S26 nennt das Bedil der engi Xnme an- 

bestritten. 

Keot a. a. 0. S. Sl u. ff. sagt zwar ,It is difficuU to draw any precise or 
dttenninate coBclmioD", neigt jed«e1i lor B^ahnng. — Wheaton a. a. 0. S. 170. 
Twin «. «. 0. L § 177 8. 2d6 das Bwdii Or Kriafsnitea. 
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Staats eintritt, kann eidi allerdings darauf atütsen, dass hier die 

Gesi( htspuiitte nicht mit denen in der Frage des Küstcnniccrs 
identisch sind. Einmal bilden grössere Buchten nicht diu Ver- 
kehrsstrassen für die seefahrenden Völker überhaupt, sondern höch- 
stens fiir die . auf der Fahrt zu einem in jener Bucht liegenden 
Hafca beündlichen Schiffe. Die Freiheit dieser Buchten liegt also 
nicht 8 0 sehr im Interesse aller Volker, wie die des hohen Meeres. 
Ansaerdem ist die tbataächlicbe Beherraohnng eine wesentlich leich- 
tere. Hier entscheidet nieht die Kanonenschnssweite vom Ufer 
ans gerechnet. Denn wenn der Uferstaat in dw Lage ist, von 
zwei vorspringenden Landzungen den Eingang der Bucht zu be« 
herrschen, so ist er auch Herr der Bucht, mag die Breite dersel- 
ben an andern Stellen Uber die doppelte Kaiionenschurisweite weit 
hinaufgehen. Es ist demnach eine rein thiitsächiiche Frage, ob 
das Völkerrecht, die durchschlagende Xralt dieser Gcaichtspunkte 
anerkannt hat. 

Hieri wo es sidi eigentlich um eine Abschweifung von unserm 
Thema handelt, mag es genttgen knrs darauf hinanweiseni dass die 
moderne Praxis der Staaten wie die Lehre der Wissenschaft sidi 
diesen oft sehr weitgehenden Ansprüchen wenig gendgt gesdgt 
hat. Jenes von England aufgestellte Prinzip wird ausser von den 
oben erwähnten Autoren von den meisten übrigen bestritten '). 
Und bezeichnend fiir die Staatenpraxis ij<t es, dass jenes selbe 
England, für das ein Edikt Ivüuig Jukobs I. von IGOi die Gebiets- 
hoheit über die kings Chambers ausdehnte, sich in seiner Juris- 
dihtionsakte von 1878 (der sog. Territorial waters inrisdiction bill 
vgl. darüber das weiter nnten Gesagte) auch hier auf die Drei- 
meilengrense beschränkt hat. 

Dennoch kann man nicht behaupten, dass der Staatenprazis, 
mag sie auch jenes englische Prinzip nicht allgemein anerkennen, 
eine Ausdehnung der Gebietslioht it auf grössere Buchten völlig 
fremd sei. Nacli dem Vorbild eine.s älteren englisch-französischen 
Vertrags über die Kanalfischcrei , eines französischen Reglements 
vom 2. August und vom 24, Mai 1843, eines französischen 

Fisdiereigeaetses vom 1. HSrz 1888, einer Bekanntmaehnng des 
britisdien Handelsamts vom November 1868 enthaltend eine An- 
erkennung der Gebietshoheit des Norddeutsehen Bandes in seinen 
Buchten, worde in den schon erwähnten von allen betheiligten 



1) a. A. Pereis a. a. (). S. II BlantscIiU a. «. 0. S. 186. M«rtont*Beif> 
bobm a. a. 0. S. 3ö3. Cussy a. a. 0. S. 97. 
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Hfichten ooterzeiclineteii Eaager Vertrag von 1883 fiber die Fische- 
rei in der Nordsee folgende BeBtimmung aufgenommeii : art. n 
2. Absats: Ponr lea baiea le rayon de troie millea aera meaar^ k 
parttr d*aiie ügne droite tir^e en tniTers de la baie dans la partie 
la plns rapprochöe de l'entrSe , au premier point o& l'onverinre 
n'excödera pas dix milles 

Sclion i'he dieser Vertrag abgeschlossen war, bezeit hnefe Pe- 
reis*) den dort argonommenen Reehts.satz als gemeines Recht, 
während die andern Autoren keine allgemeine derartige Regel 
kenaen. Dabei behauptet Pereis aber, dass die Gerechtsame des 
Uferataats sieb bier ledig^ieb auf ein ansaehliesaliebes Fischerei- 
Becht besehrSnke, also weaentliob anderen Charakters sei» wie die 
Hoheit des Uferstaats über das Küstenmeer im engeren Sinne, ob- 
gleich jene Bekanntiriaeliung des englischen Handelsamts beide 
völlig gleicLstellt und in § 1 von beiden, Küstenmeer wie Buchten, 
sagt: „must be considered as linder tlie territorial Sovereignity . 
Diese Stellungnahme von Pcrcls ist nm völlig unverständlich. 
Die Rechtfertigung für die Ausdehnung der uterstaatlichen Ge- 
bietshoheit auf das angrenzende Meer erblickten wir in der Müg- 
lidikeii einer thataäofalichai Beberrscbang anf Eanonenacbassweite 
vom üfer ans. Da diese Kanonenacbnseweite sieb beute anf etwas 
mehr als lOSeemdlen erstredct, nnd eine Bncht gans beherrscht 
werden kann, wenn ihr Eingang beherraobt wird, so ist es doch 
nur eine logische Schlnssfolgening zn sagen : soweit die Oeffnung 
der Bucht nicht über 10 .Seemeilen Breite hinausgeht, soweit ist die 
Bucht als solche Staatsgebiet; da man jedoch vom Eingang der 
Bucht auch den nächsten Streifen des offenen Meeres beherrschen 
kann, so beginnt die Zone des eigentlichen Küstenmeers von jener 
die Bndit gldcbaam abachlieaaenden Qaerlinie. — K&inte es nnn 
einen Ghnind geben für die Behauptung , in dem jj^fiatenmeer sd 
der 1]ferstaat Souverän , nieht aber in der Bucht? Wir finden 
keinen. 

Wie die Frage der Baien nnd Bucliten mit der Lehre vom 
Küstenmeer verwandt ist, so auch die der rechtlichen Natur der 
Meerengen. Doch auch hier sprechen wesentlich andere Momente 
mit, wie bei der Lehre vom Kiisteumeer. Um nur eines bervur- 
znbeben, selbst derjenige, der dem Uferstaat wie Bynkershoek and 
seine Anhänger^ daa Recht zuspricht, in seinen Küst«)gewäs8<»ii 



1) Journal da droit int. priv^. 5d. 10. 1883. S. 101. 
9) Ptrsti a. a. 0. 8. aa 

11^ Vgl. einig« Utere bai Hsiborgor a. a. 0. S. 18 dtierle Aatorea. 
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fremden Scbiflen die Fahrt sn verbieten, wird nieinale das gleiche 
behaupten , falls das Küstenmeer nun siifallig eine Ifieeirenge be- 
deckt und gleicbsam die Brücke zwischen zwei Meeren bildet. Das 
wäi'c mit dem Prinzip der Meeresfreilieit ganz unvereinbar. 

Demnach bat auch Lehre und Traxis der Ausdehnung der 
Hobeitäreehte auf die Meerengen ihre eigene Geschichte , auf die 
wir hier nicht eingehen zu brauchen glauben Begnügen wir uns 
ancb hier damit kurz dra Stand der Frage vor den Beschlüssen 
des Institats ffir int. Becht zn kennsdohnen. Einig war man in 
der Untersohddnng zwischen klmeren Meerengen, die anf beiden 
Seiten von einem Uferstaat beherrscht nur für die nationale Schi ff- 
fabrt in Betracht kommen (z. B. der Solent zwischen dem brit. 
FcaUand und der Insel Wight, der Aissund, der Fohmaresnnd, 
der Kalmarsnnd und andere) und den Meerengen, die für die in- 
ternationale Schiffahrt «nentbehrlieh. Erstere sehen wir anstands- 
los dem Territorialmeer eingerechnet ^) , letztere von der Mehr- 
zahl der Autoren nach den Grundsätzen vom Küstenmeer telmn^ 
delt, nnr dass alle besonders betonen zn müssen glauben, dasz 
hier die freie Schiffiihrt nntei* keinen UmstSnden gehemmt werden 
dürfe , selbst wenn der Uferstaat das Redit dazu im sonstigen 
Küstenmeer hätte"). Vereinzelt hat man sogar geglaubt, um die 
freie SchiflTahrt durch solche Meerengen zu retten , müsse man 
jegliche Gebietshoheit dem Uferstaat bestreiten •). Das hiessc aber 
dem Uferstaat ein schweres Unrecht zufügen, denn sein Schutz- 
bedürfnis ist hier keineswegs* geringer ala im Küstenmeer. In 
dieser Hinsieht sagt Galvo, der sonst die SouverSnetSt des üfer- 
staats über die Meerengen leugnet: Getto libert^ d'accfts et de 
transit admet toute fois Ics restrietions inhärentes au droit de 
conservation des Etats sur les cOtes desquels sont situös les de« 
troits et lorsque la configuration des detroits oblige les na^•^reH 
qui les traversent ä passer sons le fcu des forts places sur Tun 
ou l'autre bord, le souverain (|ui est maftre de la cute a le droit 
incotitestable d'eu surveiller la navigatiuu et de prendre surtout 
en tomps de guerre les pr^uticms, que la pnidencc et le soin de 
la sftretö peuvent rendre nöcessaires. 



1) Die neueste Untersuchtinj; darüber giebt G(»doy a. a. 0. S. 26 — 34. 

2) Pereis a. a. Ü. S. 37. Murteos-Bergbobm a. a. 0. S. 101, Caucby a. a. 0. 
L 6. 4S. Ktlteaborn z. m. 0. 1. B. 84». Calvo ». ». 0. I. & 840. 

3) Ausser den in Auii. 2 genaaalea auch Omtj a. s. 0. L 8. 98. Bloetk 

ft. a. 0. R. r,iR. 

4) Vgl. die bei i'erelä a. a. 0. S. öö Aom. 1 u. ^ ziucrteu. 
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Bern Reekte d» Meereni^eii folgen watdh die kflnatlichen See* 
Terbmduugwtraesen Für beide ist heute übrigens venohiedeni» 
lieh eine vertragsmässigc Regelung dei* Reohteverbaltnisse an 
Stelle der gewohnbeitsrechtlichen getreten 

^ 5. Die Rosuliition dos Instttiitt für hiteniatioiialet Recht Olier das 

Kfl t te n m o er*). 

Bei der grossen Zahl von Streitfragen, (lic sich an die Lehre 
vom Küsteuineer knüpfen, bei der Bedeutung dieser Jlaterio na- 
mentlieh in Krlegazeiten, ist es begreif lich, dass häufig der Wunsch 
geäussert ist, die Völker mitchten durch freiwilliges Ueberein- 
kommen eine einheitliohe, gleiche, feste und sichere Norm darüber 
festeetsen. Nadidem sich schon die Assocnation ponr la reforme 
et la codification da droit des gens mit diesem Problem besohSftigt, 
wurde der Entwurf einer solchen Norm auf den Vorschlag des 
Iiondoner Advokaten Barclay 1888 zu Lausanne auf die Tages- 
ordnung der nächsten Session des Instituts für internationales 
Recht ge:^et/.t. J)ie zum Studium des Stoves gewählte Kommission 
des Instituts bestand aus den (Tehdirten Asser, Aubert , Barclay, 
Beirao, Brusa, Chietien, Dm Beer-l'ortugael, Desjurdiua, Feraud- 
Girand, Geffken, fiarborger, Hartmann^ Heimburger, Holland, Jel* 
Imek, Eleen, Lneder, t. Martens, Hartens -Fen^o, v. Mertitz, de 
Montlnc, More, Marquis d'Olivart, Olivi, Pereis, Lord Reay, Re- 
nault, Stoerk, Strisower, S. Travers Twiss und Westlaki^ Als 
Beriehtorstatter war Renault gewählt. Die Mehrzahl der (Tenann- 
ten war auf dem Hamburger Kongress von 18Ü1 anwesend. In 
zwei Plenarsitzungen am 8. und 10. Sept. beschäftigte sieh das 
ganze Listitut unter dem Vorsitze von v. Bar mit dieser Frage. 
Schliesslich wurde bescblosBon , das Thema aar abermaligen Ver- 
handlung auf die Tagesordnung des nächsten Kongresses an setzen. 
Derselbe trat im September 189S zu Grenf snsammen. Dort hatte 



1) Godojr a. a. 0. S. 86—60 will dem nkbt bi ttsssr AllgaiidMt 
atinuBSD ttDl «idinet cton BsdtaitU«D eine besondere BetvachlaDg. 

2) Knnvention von London 1841. Pariser Verlrag vom 30. März 1856 Ver- 
trag von London vom 18. März 1871. Berliner Vertrag von 1878, s&mmtlicb 
aW Boaponu und Dardanellen fieetimnuDgen entbalteod. Traktat von Kepea- 
liegen 1867 Ober SundieU. Konetaatinopeler ErUlniDg von 88. Okt. 186B ftber 

8nezkanal n. andere mehr. 

3) Anaaaire do l'institut Bd. 11 von 1892 ä. 138— l.'iO, Bd. 12 8. 104—154. 
Bd. 18 S. 126-lGl, cbonda S. 2B1-S31. 
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sieb zunächst die Kommission mit drei ausführlich begründeten 
Projekten in dieser Sache zn befassen , die von Baiciay , der an 
Stelle des Berichterstatters Renault getreten war, Kloen und An- 
bert herrüliuten. Daä Ergebnis der Koumiissions - Verhandlungen 
war ein Hehrheits-BesohluM, der die wichtigste Frage, die der 
Anedebnoug des Kfistenmeerai ebenso die Tielumstrittene Frage der 
Heere&gm offen liess. Mit Recht wurde deshalb in der Plenar- 
aitcnng des Insititnts am 10. Sept. 1892 unter dem Vorsitz von 
Moynicr die endgültige Entscheidung abermals bis zu tri nächsten 
Kongress des Instituts versap;t. Derselbe tagte 18^4 zu Paris. 
Dort hielt zunächst die Ivonimission abermals 3 Sitzungen über 
diese Frage ab, alsdann beschät'tigte sit-li die Plenar- Versammlung 
unter dem Vorsitz von lleuault am 28., 29. und 31. März mit der 
Beratung fiber eine von der Kommission vorgescLlugcno Resolu- 
tion. Am 81« MSn wurde dieselbe mit einigMi Aaidernngen vom 
Plenum im einzeln wie im Grannen angenommen. 

Soweit die äussere Geschichte jener Resolution. Im Rahmen 
dieser Arbeit müssen wir es uns leider versagen auf den Werde- 
gang jedes einzeln Satzes der Resolution einzugelHMi. Wir wen- 
den uns deshalb gleich dem Beschlnss selbst zu. JSein mühsames 
Zustandekommen bürgt iür seinen wolildiirelidachten Gehalt. 

Artikel I. dciinirt das Recht des Ulerstaatä am Küstenmeer 
mit den Worten: »TEtat a im droit de amtperainete sur nne sone 
de la mer qui baigne la cdte , sauf )e droit de passage inoffensif 
rAserv^ k Tarticle V.* Diese etwas unbertimmtere Fassung wählte 
man bei der Schlussredaktion der Resolution. Im Bntwnrf der> 
selben hiess es: L'ötat est souverain aar nne zone . . . Immerhin 
neigt doch auch der abgeänderte Ausdruck des Artikels I dazu, die 
volle Souveränetät des Vfer.staats anzunehmen, indem der Nach- 
satz das EecLt der Souveränetät nur in einem Punkte beschränkt. 
Das heisst die Rechte des Uferstaats, wie wir sie an anderer Stelle 
SU begründen versuchten, voll anerkennen und doch alle gefähr^ 
liehen Eonseqnenzen dieser Anerkennung gleichzeitig auMMhliessen. 
Wahrend dieser erste Artikel so dem Boden der herrschenden 
Lehre entsprossen, enthält der zweite ein ganz neues IMnzip: «Ia 
zone de mer territoriale" (diese Bezeichnung des Küstenmeers nach 
franziisischem Sprachgebrauch wurde leider beibehalten) s'tHend k 
six TTiilles marins (60 au degre Intitude) de la laisse de basse 
maree sur tonte rd'tendue des eutes. Damit hat man die Dreimei- 
lengrenze als völlig unzureichend verworfen. Von der Erwägung 
ausgehend, dass in Friedeosseiten sieherlioh kein Bedfirfhis vor- 
liege, die staatliehe Verwaltung auf die heute so grosse Kanonen- 
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schusswfite nii-z,adehneii, hat man auch diese Grenze fallen gelas- 
sen , um diu biähcr meist gebräuchliche Dreimeileuzoue auf daa 
Doppelte sa erhSbeii. Die eiiisige geHihrlicke Konsequenz dieses 
Bechtssatzes, nämlich die Gefahr, dass bei einem Kampfe jeneuta 
dieser Zone im offenen Ueere in folge der heutigen Eanonenechnaa- 
weite die Wirkungen des Campfes sich noch mehrere Seemeiloi 
weit in^; Innere des Landes erstrecken könnten, schneidet der Ar- 
tikel IV der Resolution ab. Derselbe lautet: „En cas de gncrrc, 
TEtat riverain neutre a le droit de tixer i)ar la declaration de 
ncutralitd ou par notification speciale sa zone neutre au dela de 
six millcs jusqu'ä x)ortee des canona des cutes." Unseres Erachtens 
liegt in dieser Untersoheidnug nwisehen einer Souveräuetätszone 
in Friedenszmtm nnd einem, dem Sehntabedfii&is des Kentralmi 
im Seekrieg entsprechenden weiteren Nentralitätsseegebiet ein 
grosser Fortschritt. Den fruchtbaren Gedanken for Frieden und 
Krieg, wo doch die Bedürfni des TJferstaates so verschieden, 
dcrgostait auch zwei verschiedeue Seegrenzen zu sebaffen, verdankt 
die Wissenschaft v. Martens nnd schon in der üben erwiilinten 
yitznng vom 10. Sept. 1891 bekannte .sieb Renault als xVnhäuger 
desselben. — Bei der Begrenzung des Küsteumeers jsum Laude hin 
stelit sich der art. n nnt Becht auf dm Standpodrt des Haager 
Vertrags und betrachtet den niedrigsten Ebbestand als die ent- 
scheidende Linie. 

Hinsichtlich der Bestimmung der Rechtsverhältnisse der Buch- 
ten hielt man sich mit einer der veränderten Kanonenschussweite 
entsprechenden unbedeutenden Aondernng an da.=» bewährte Prinzip 
des Haager Vortrags. Artikel III der lle.solution sagt darüber: 
„Pour les baie.s la iner territoriale suit les .sinnosit^s de la cote. 
sauf qu'oile est meauree a partir d'une ligue droite tiree eu tru- 
vers de la baie dans la partie la plus rapproch^e de rouTertore 
vers la mer, oü T^cart entre les deux cötes de la baie est de 
douae milles nmiins de largeur & moins qu'un nsage eontinu et 
s^culaire n*ait consacrö unc largeur plus grande. Einen zweiten 
Absatz dieses Artikels im Entwurf, der für die Buchten das Becht 
der freien Durchfahrt nii'^pfblicfsen wollte , hat das Plenum des 
Instituts mit Eecht verworfen. Die Buchten sind also hierin dem 
eigentlichen Küstenmeer viillig gleichgestellt. Der art. V der 
Resolution handelt spccicU von diesem Recht der freieu Durchfahrt 
und kennt nur eine gerechtfertigte EmsohiaDkong für dassdbe 
im Eri^^all. Er lautet : j,Tons les navires sans distinotions out 
le droit de passage inoffensiv par la mer territoriale, sauf le 
droit des bdligärants de x^glem^ter et dans un but de defenasi 
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de bamr le passage dam ]a dite mer ponr tont navire et mnf 
le droit des nentrea de reglementer le passage dana la dite mer 
ponr lea navires de gnerre de toutes nationalitds. 

Die letzten Artikel der Resulutiou des Instituts beschäftigen 
sich dann mit den Meerengen. Besondere llechtasätze sollen je- 
doch nur für sie gelten soweit sie weniger als 12 Seemeilen breit 
sind. Daä besagt art. X mit folgenden Worten: ^Lcs dispositions 
des articlcs pr^e§dents s'appliquent aux dötroit«, dont l'4cart n'ex- 
oide par donae milles saaf lea tnodifioationa et distinctiona aoivan- 
tea,* vad föbrt dann fort: ,Lea d^troita done lea cdtes appartien- 
nent k des £tat8 difförenta font partie de la roer territoriale des 
£tatB riveraina qni y exerceront leur aonTerainetö jusqn'Ä la ligne 
mödiane. Les detroit.s donc le.s cotes! appartiennent an m^me Ktat 
et qni sont indispensables aux Communications maritimes entre 
denx QU plu.sienrs Etats autres, qne l'Etat rivcraiii tont toujours 
partie de la mer territoriale du riverain, queltjue soit le rapproche- 
ment des cdtes. Lea d^timts qni servent de paaeage d*nne mer 
libre k nne antra ne penvent jamaia £tre fermöa. Artikel XI fügt 
noeh den Sehlnaasata binan: Le regime des dätroita actnellement 
aonmia & dea Conventions on nsages sp^ciaux demeure reserve'). 

Im Dezember 1895 hat die Regierung der Niederlande eine 
Kollektivnote an die Mächte gerichtet , in welcher sie zu einem 
internationalen üebereinkommen auf Grund der Resolution des 
Instituts über das Küsteameer autYurdert *). In einem Punkte ist 
dabei jene Resolution wesentlich abgeändert. Die Note achlägt 
nfimlieb vori anch für die zweite NentralitStssone eine feste Mei* 
lengrenze an bestimmen, gleiebzeitig soll diese Zone ffir den Kriegs^ 
fsU obligatorisch werden. Unseres Eraobtena liegt in dieser Ab- 
Sndemng kein Fortschritt. Den Uferstaat zu zwingen, in Kriegs- 
Zeiten seine Neutralität vielleicht bis auf 20 km von der Küste 
auszudehnen, heisst ihm Lasten aufbürden, denen er in zalilreiehen 
Fällen nicht gewachsen sein wird und die ihn in die unerquick- 
lichsten Verwicklungen mit den Kriegführenden bringen können. 
Denn mit dem Beebt einer ranmlieb so anagedebnten NentralitSt 
ttbemibme der üferataat doch alle Pflichten derselben. Dea wei- 



1) Diejecigen Recbtssütze der Resolution, welche die voa uns noch nicht be- 
rührte Streitfrage Uber die Jurisdiction dea L'ferst&ats in ihrem Yerhältnis zu 
freandea BebUha in KMmnmt betreffm, hsban trir hier fiibeifangvB, am rie im 

ZotammentianK mit jener Streitfrage besprechen zu können. 

2) Miti^ethcilt von Gndoy n a. 0. S. 24 "VVclrhc PcantwortuDgeu diese Noto 
erfahren büt, haben wir leider uicht feststellen können. 
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tern erscheint uns dor Vorschlag einer festen Meilengrenze fttr 
solche Neutralitätszonc unthunlich. Die Ncutiulität des Küsten- 
TOcers Poll (locli eben dazu dienen, den ITferstaat vor der Ausdeh- 
nung der Wirkungen eine Kriegsaktion zur See auf sein Cebiet 
zu sichern. Dieses Scliutzbedürfni.s des Uferstaats reicht auweit 
wie die Geschosse der Kämpieuden. Wollte luau also auch heute 
dnrdi mnlTeberdiikoiiiiiieii dkNeatralitStssone f&t etwaige Kriegs- 
fälle entopreehend der Eanonenaclmeawcite unaerer Tage geatalten, 
ao wfirde dieee Bestimmimg \m den atetigeti Fortachritten der 
Gieschütztechnik in dem Augenblick wo sie praktisch würde 
d. b. im Kriegsfall auch schon veraltet sein und den Bedürfhissen 
des Uferstaats nicht gerecht werden. E?* ist also den gemeinsaracn 
Interessen der Völker wesentlich mehr mit dem Vor.scldag des 
Instituts gedient, die Ausdclinung der Nentralitiitszone dem t'reien 
Ermessen der eiuzclu iStaaten bei eingetretenen Kriegsiail zu über- 
lossen EDd vorläufig nur in der EARonensobnasweite ein raftionellea 
maximum an begrOnden, daaa der XTferstaat unter keinm Umatän* 
den fiberacbreiten daif. 

Ebensowenig wie mit den Abänderungen der Resolution durch 
jene Note sind wir mit der abfälligen Kritik einverstanden, welche 
in jüngster Zeit der französische Autor Gode}' in seiner sehon 
mehrfach erwähnten Monographie über das Kiistenmeer an jenen 
Jiesfldiissen des Instituts geübt hat. Einmal bestreitet er die 
thatsächliche Möglichkeit einer Beherrschung des Küstenmeers auf 
Kanonenadfiiaaweite und iat infolge deaaeu gegen die Bildung oner 
ao auagedehnten Nentralitätasone* Dem iat jedoch entgegeDcn- 
halten» daaa nach dem Yoraohlag dea Inatttuta der üferataat ja 
nicht gezwungen sein soll, seine Neutralität soweit auszudehnen. 
Ihm ist die Prüfung überlassen , wie weit er im stände iat, die 
Neutralität seines Küstenmeer«? zu behaupten und danach seine 
Grenzen zu bestimmen. Kommt er bii dieser Prüfung zu der 
Einsicht, die Kanonenschuüsweite pasat liir ihn als Grenze nicht, 
so kann er seine Grenzen enger ziehen und wird es bei einiger 
Einaicht auch thun. Andreraeita liegt gar keine abaolute Un- 
möglichkeit vor, daaa ein Staat, der ausgeaeichnete Kliatenvertei* 
digungaankgen beaitat, deren Wirining er dnrdi aeme Seestreit- 
kräfte unterstützen kann, mit HQlfe derselben das Küstenmeer 
thatsiulilic h bis zur Kanoneuschnssweite beberraeht und aomit 
seine Neutralität aufrecht erhält. 

Wenn Godey dann des weiteren betont, die Bildung einer 
ausgedehnten Neutral ität,'»'/ono in FfiUen des Seekriegs beschränke 
den Kriegsschauplatz zu t^ehr, so möchten wir darin gerade einen 
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Fortacbriti sehen. Denn, an uud für sich bedeutet der Seekrieg, 
dessen Schauplatz das von jedermann benutzte Meer ist, eine weit 
grossere tieföhrdung für die Ncnitralen, als der Landkrieg, der 
sich in seinen unmittelbaren Wirkungen doch auf die Staatsgebiete 
der Kriegführciiden beschränkt. Es kann also nur im Interesse 
der Neutraleu liegen , wenn durch eine Ausdehnung ihrer Neu- 
tsalitStssooe sie dort wemgstens vor Yerletsung^ daiek einen 
Kampf, an dem sie nicht beteiligt» bewahrt blMben. Für die 
Eriegjffihrenden kann allerdings eine solche Beschränkung des 
Eri^ssdianplatzes Nachteile im Gefolge haben, sie werden vielleicht 
an einem Orte auf Untemehmnngen verzichten müssen, der ihnen 
besonders günstig;«' Aussichten auf Erfolge bietet. Godey meint 
deshalb, die Kiiegspartcicn würden in einem solchen i^'alle Machten 
zweiten Ranges gegenüber von der erklärten Neutralität jener 
Zone gar keine Notiz nehmen ! Gewiss ist es hier wie sonst 
möglich, dass mn Staat mok ülmr einen anerkannt geltei^toi Beohte- 
sats des V(Slkerreehts hin wegseist, aber pflegen wir sonst der 
Möglichkeit w^;en, dass ein £baelner einem Beehtssats zawida> 
handelt« anf dieaw Bechtssats an verzichten ? Müssen wir nicht 
vielmehr, wenn anders wir an einem eigentlichen Völkerrechte 
festhalten wollen, völlig davon absehen, ob seine einzeln Rechts- 
sätze nun wie im bürgerlichen Bcchtc nötigenfalls mit Hülle einer 
höheren Gewalt zwangsweise dureligelührt werdei« können! Wir 
meinen, die üescbichte des Völkerrechts spricht dalür, dass überall 
die IJeberzeugung dnrdidringt: j,es liegt ein gemeinsames inter- 
nationales Interesse vor, im Kriege Bechte Dritter audi dann au 
achten, wenn diese BUcksicht eine Preisgabe des eigen«! Inte* 
resses erfordert". Wer das verneinen wollte, w&rde jegliches 
Becht der Neutralität illusorisch machen. 

Vollends unverständlich ist es nun, wenn GodcN^ die dnrpli 
das Institut vorgeschlagenen Grenzen für das Küstenmeer verwirft, 
um au ihre kStelie die Sehweite, den Hori/(nit eines am Uier ste- 
henden Menschen zu setzen. Das heisst zunächst mit allem Be- 
stehenden blechen. Denn thatsaclilich kennt die Geschichte des 
Völkerrechts nor eine einsige Anwendung dieses Prinsips und 
awar in einer Ordonnanz Philipps II. von Spanien 1 Gleichwohl 
nimmt Gbdey keinen Anstand, dasselbe consacro dana la pratique 
zu nennen. Schon Bynkershoek hat diesen Grundsata einer ver^ 
nichteuden Kritik unterzogen: „Verum et nimis laxum est", ruft 
er aus^;, „vagumqne vel atique non satis certom; an enim quo 



1) liynkorshoek a. a. 0. cap. II. 
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longissime palet proapecttis idqae ex quaUbet terra, liture, arce, 
nrbe, an quo quis nadis ocalis prospicit? an quo quis cernit acutus? 
sane non quo acutissirtii .... apud veterea memorantur qui ex 
Skilia Caitbaginem vidorunt. Anfangs unseres Jahrhunderts ist 
dann Görard de liayuuval uuch einmal für diese Berechnung der 
Grenze eingetreten aber niemand ist ihm in der Theorie oder 
Praiifl bis auf unsere Tage gefolgt Godey blieb es TorbeliBlten 
xn entdecken, dass diese Grenze die sicherste nnd gleichbleibendste 
sei. Allen Argumenten, die beweisen, wie verschieden der Hori- 
xont sei , je nach dem Standpunkt der betreffenden Person , be- 
gegnet er damit, dass er vorschlägt, man solle das Meer betrachten 
von einem Standpunkt lü m über dem llcero.'iöpiegol. Dann künne 
man gerade G Seemeilen weit sehen. Optische Instrumente würden 
diese Sehweite nicht ausdehucu , äuudern nur das Üiid näher vor 
Augen fahren. Aber warnm, fragen wir, soll der Besdianer nii^t 
anf einen 80 m hohen Tnrm steij^t wenn die See weite doch von 
Tünnen ans berechnet werden soll? Vielleicht würde sich dann, 
eine eben so gerade aber grössere Zahl wie 6 ergeben, man würde 
vielleicht 10 Seemeilen weit sehen können ! Wir sehen , es fehlt 
dem (Tedar>ken von Godey an jeder logischen Begründang} und 
glauben deshalb ihn nicht weiter erörtern zu sollen. 

Erscheint die au den Beschlüssen des lu^titutä geübte Kritik 
solcher Gestalt sachlich ungerechtfertigt, so dürfen wir andrerseits 
nicht übersehen, dass es sich bei jener Besoloticm inunerhin nur 
um einen Vorschlag handelti und der oben dargelegte Rechts- 
zustand in der Frage des Küstenmeers durch denselben nicht ge- 
ändert werden konnte. 

Nachdem wir uns über historische Entwicklung der Lehre 
vom Kiistenmeer, die Ausdehiinnn; dieses Meeresstriches, sowie den 
Charakter der ufer.staatliehen Herrschaft klar geworden, glauben 
wir ans nunmehr der speziellen Untersuchung des iiir das 
Eüstenmeer geltenden Hechts zawenden zu können. 



1) Üt^rard de Bayoevalf siliert bei Qode; a. &. 0. ö. 18. 



Digitized by Google 



- 31 — 



besonderer TeiL 

L Bas Xftstenmeer im Itieden. 

§ 6. Die Pflichten des Uferstaate. 

Betrachten wir zunächst die Wirkungen, welche die Gebiets- 
hoheit des Uferstaats über das Küstenmeer, die wie die Gebiets- 
hoheit über jeden andern Teil seines Territoriums auf dem spe- 
zifisch völkerrechtlichen Rechtsgrunde der intoruatioDaleii Aner- 
kennung beruht, in Friedenszeiten dort äussern wird. Wegen 
im besondern vom Landgebiet sehr verschiedenen Charakters des 
staatlichen HerrschaftegeViets inr See sind diese Wirkungen we- 
sentlich eigener Art. Bas gilt von den Pflichten wie von den 
Rechten des üferstaats im Küatenmeer. Die erste Verpflichtung 
des Uferstaats ist die Duldung der firiedlichen Schiffahrt seitens 
fremder Schiffe ohue Unterschied ihrer Bestimmung. Diese Ver- 
pflichtung lastet auf dem Küstenmeer als eine völkerrechtliche 
Servitut. Wenn der englische Lordkauzler Cairns, als er die 
Territorial waters iurisdiction Bill einbrachte, behaui)tctc, die 
S<AiiFahrt im Kanal an der englischen Küste sei nnr eine Kon- 
zession des englischen Staates, so widerspradi er damit einem 
' eigentlich seit Hngo Grotins in der ftaxis der Völker wie der 
wissensdiaftlichen liebre herrschenden Rechtssatz. Diese An- 
schauung, der Uferstaat könne fremden Schiifen die friedUcbe 
DnrcliAilirt verbieten, widerspricht der niitürlicheu Bestimmung 
des Meeres. Sie wird deshalb allgemein verworfen. Nur zweierlei 
glauben wir be-^ mlti^^ hervorheben zu müssen. Einmal darf der 
Uferstuat keiaerlci Abgaben für diese Duldung erheben^), auch 
wenn er seinerseits Iftr Sicherheitsaastalten im Kllstenmecr be- 
dentende Aofwendnngen macht JBine Vergütung fUr sokhe liegt 
in der Abgabenfreiheit der Schiffe des Uferstaats in fremden 
Heeren. Ferner darf der Uferstaat keinen Unterschied in besag 
auf die Durclifahrt zwischen fremden Handels- und Kriegsschilfen 
machen. Auch letztere haben das Hecht der freien Durchfahrt. 
Nattirlich muss es sich nur um passage inotl'ensiv handeln, wie 
der schon an anderer Stelle wiedergegebene Art. V der Resolution 
des Instituts sich auadrückt. Wie der Ulcrstaat das Hecht hat, 

l) TviM a. 0. S. 956. 
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fremden Kriegdeckiffen die Eiolubri in seioe HSfen so verweigern 
oder deren Zahl sa besehrSnken , wetl er aioli dareh sie in seiner 
Sicherheit bedroht tublt, so werden dieae Recbto auch auf das 
Knstenmeer Austlehnung finden mUsjsen , sobald dort mehr wie 

blosse Durchfahrt In Frage koinnit. Niemand wird den Uferstaat 
zwingen wollen, zu duhlen, da.ss Kriegsschifte eines fremden 
Staates, mit dem der Uferstaat vielleicht in diplomatische Ver- 
wicklungen geraten ist, nun in gefahrdrohender Anzahl in seinem 
Kfistenmeer sieh festlegen oder krenzen» um bei Ansbmch eines 
Krieges gleich mit ihren Aktionen beginnen xn können. 

Politische Erwägungen haben verschiedentlich dahin geführt, 
das Recht der freien Durchfahrt der Kriegsschiffe filr bestimmte 
Meere vertragsmässig auszuschlicHscn. So bestimmt art. 29 äoa 
IJerliner Vertrags vom 13. Jnli 1878, der Hafen von Antiv:\ri wie 
alle zu Montenegro gehörigen sollten den Kriegs.-^chitV. n aller 
Nationen verächlossen sein. £benso hatte art. 11 u. 12 des Pa- 
riser Vertrags vom 80. HSrn 1866 das schwarse Heer für neutral 
erklSrt nnd allen Kriegsschiffen den Verkehr dort verboten. JMese 
Nentralitat des Schwarzen Meeres wurde zwar, nachdem neh an- 
erst Rassland am 31. Okt. 1870 davon losgesagt, durch den Lon- 
doner Vertrag vom 13. 'Sliivz 1871 wieder aufgehoben, aber durch 
den letzten Vertrag erkannten die Mäehte ansdrücklich an , dass 
Bosporus wie Dardanellen fremden Kriegsschilfen verschlossen 
seien. Nur sollte der Sultan das Recht haben , die Moerengen 
der Durchiahrt für Kriegsschiffe befreundeter Mächte freizugeben, 
wenn solches snr Ansfährung des Pariser Vertrags von 1866 
erforderlich. 

Soweit die freie Darchfiihrt. Die zweite Pflicht des Ufer- 

Staats in seinem Küsteumeer lässt sich nicht so bestimmt formn- 
Heren, wir meinen die völkerrechtliche Verpflichtung des Küsten- 
staats zur Sicherung der Schiffahrt. Es liegt auf der Hand, 
dass man zu jenen Zeiten, wo am Sonntag Prediger und Gemeinde 
den Himmel um ein günstiges Ergebnis ihres Straudrechts baten, 
sich dieser Verpflichtung jedenfalls nicht bewusst gewesen ist. 
Eine höhere Einsicht lehrte die VSlkw, dass ihr fibereinstimmendes 
Interesse nicht in der xOcksiditslosen Ansbentnng fremden ün- 
glfieks» sondern der thnnlichen Verhütung solcher UnglfieksfiQle 
bestehe. Heute hat der Präsident der Vereinigten Staaten die 
Ermächtigung in Jahreszeiten, die der Sehiffahrt besonders gefähr- 
lich sind, Kreuzer nur zu dem Zwecke auszusenden, um Schiffen 
ohne Unterschied der Nationalität in amerikanischen Gewässern 
beiznatehen. Zur ErfUllang des gleichen Zwecks uutcrlialten Chile 
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und Argentimen besoDdere StaatsaehifPe in der Strasse von Ka- 

gellan, bzw. an den Eüsten des Fenerlandea. Die deutsche Gre- 
aellaebaft zur Rettung Schiffbrüchiger opfert alljährlich bedeutende 
Summen, um durch die denkbar besten Anstalten Scbiffbrüchigon 
iü dcntschen Gewässern zu Hülfe zu kommen; alle Kulturstaatcn 
der heutigen Welt suchen durch Leuchttürme und andere Vor- 
kehrungen in ihion Gewässern die (Gefahren der Schiffahrt mög- 
lichst zu mindern. 

Im Jabie 1894 wurde auf dem Pariser Kongress des Institata 
vorgeschlagen, dieVerpflichtnngdes XJferstaats anssnspToohen, 
in seinen GewSssem die notwendigen Vorkehrungen Eur Sichwang 
der Sebiffabrt zu treffen. Wohl mit Becht wandte Strisower 
gegen diesen Vorsehlag ein, die Anerkennung einer solchen völker- 
rechtlichen Verpflichtung v/ürde unliebsame Folgen haben. Jeder 
Rheder, dessen Schiff an einer ihrer Natur nach besonders ge- 
fährlichen Küste untergegangen ist, würde von dem Uferataat 
Ersatz verlangen, mit der Behauptung, die Sioherheitsmassregeln 
an jener Kfiste seien völlig onaureichend. Namentlich HBchte 
xweiten Banges könnten dann dorch diplomatischen Dmdc anr 
Zahlung bedentender Summen genötigt werden. Dasn lehrt die 
ISrfolirong, dass es unter den Kulturnationen keines gegenseitigen 
Zwanges zur Errichtung uferstaatlicher Schutzanätalteu für die 
Schiffahrt im Küstenmeer bedarf. Denn ebenso v,'fe dm fremden 
Schiffe gemessen doch vorzüglich auch die elDheimischeri den 
Schutz solcher Vorrichtungen. Wo der Uferstaat aber nicht in 
der Lage ist, die erforderlichen Anstalten zu treffen, bedarf es 
nnr des Znsammenwirkens der eivilisierten Mächte, wie es die 
Geschichte bei der Erricbtnng des Lenchttnrms am marokkanischen 
Kap Spartel zum ersten Male zu diesem Zwecke gesehen'). Wir 
haben es bei der erörterten Pflicht des Uferstaats also gleichsam 
mit einer naturalis obligatio zu thun , die in den etbiächen An- 
schauungen der Gesellschaft der Staaten wurzelt und allgemein 
beachtet wird , ohne dass ihre Nichtbeachtung die strengen 
Kechtsfolgen der Nichterfüllung einer eigentlichen Obligation nach 
sich zöge. 

Das Institat ist Stiisower in der Ablebnnng jenes Vorsofalags 
gefolgt 



1) Dn WnMch einer Ventiadigang der Xnltimtaaton Ar alle FUle loldier 

Art spriii li auf Vorschlag von S. Travers Twiss im Angnrt 1879 die anodstkua 
poor Im reToriMS «t U eodiftcations do droit des geaa lu London so«, 
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(jcwährt die staatliclie Gebietshoheit auf dem Lantle eine 
Aneignungsbefugniä herrenlosen Grund und Bodens , ho erscheint 
ein solches Recht im Küstenmeer ausgeschlossen. Mit ihm zahl- 
reiche andere Ausflüsse der Gebietshoheit. Dennoch äussert sich 
letstere in mannigfacher Weise. 

An erster Stelle sei das Recht des Uferstaats anf anssebliess- 
Uchen Beirieb der Enstenfracht fahrt fOr nationale Schiffe 
genannt. Die von den einzeln Ufwstaaten hici'für aufgestellten 
Tteclitssätzo weichen wesentlich von einander ab. Holland, Belgien, 
England, ßra.'jilien, China und Japan machen überhaupt keinen 
Gebrauch von dieser Befngnis; Dänemark, Spanien, Italien, (rrie- 
chenlaiai und Schweden geben die Küi^tenirachtfahrt unter der Be- 
dingung der G^iensettigkeit frei, Portugal, Fraokreieb, Norwegen, 
Rnssland nnd die Vereinigten Staat^i bebalten sie ihren Unter- 
thanen vor. £henso das denteobe fieioh in mwm Spedalgesets 
vom 82. Mai 1881, dessen erster Paragraph zugleich folgende De- 
finition der Kästenfrachtfahrt giebt: ^Das Hecht Güter in einem 
deutschen Seehaien zu laden und nach einem andern deutschen 
Seeliaten zu befördern .steht ausschliesslich deutschen Schifi'en zu**. 
Dasselbe Gesetz kennt jedoch eine vertragsweisc ii^inraumung die- 
ses Rechtes an die Angehörigen anderer Staaten. 

Von besonderer Wichtigkeit ftlr die Kttsteobewohncir ist das 
Recht anf den ansschliesaiichen Betrieb der Rfistenfischerei 
daroh Inländer. Verträge über die gegenseitige Einräumung der- 
selben geben bis ins 15. Jahrhundert cnrück. Reute ist das Recht 
vertragsmässig vielfach auf die Dreimeilenzone beschränkt, na- 
mentlicli durch den oben erwähnten Haager Vertrag vom G. Mai 
1882. Ausser den diesem Vertrage beigetretenen Mar-liteu haben 
sich auch ivusslaud und Korwegen die Fischerei iu ihrem Küsten- 
meer vorbehalten , während Italien nur Tcn Fremden Besahlang 
eines Patentes fordert nnd die Verdnigten Staaten, Giieehenland, 
Portugal nnd die Niederlande fremden wie einheiffliachen ßehiffea 
die Rttstenfischerei gestatten. 

Sind durch dieae beiden Befugnisse vorwiegend die Interessen 
der Küstenbewohner geschützt, so liegt die Ausübung der Schiff- 
fahr t.s p o Ii z ei durch den Uferataat auch wesentlich im Inte- 
resse der fremden auf der Fahrt heüiidlichon Schilfe. Deshalb 
sind sie derselben völlig unterworfen. Art. VÜI der liesolutiou 
des Instituts sagt dartiber: »Lea navires ^ni traversent les eaux 
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territoriales se conformeront aux reglements sp^ciuux udictös par 
l'Etat riverain dans riiitertt et pour la securite Je la navigation 
et pour la police iiiaritime". Zu solchen Verordiuuigi'ii gehören 
die VorscLnften der deutschen Not- und Lootäeu- Signalordnung 
für Schiffe auf See und uui duu Kübteiigewädsern, ebenso die Vor- 
achriften Uber Seezeiolieii snr Verbfitnug des ^aammeustoaaflns 
von Schiffen, wie Uber das Verhalten für Schiffer nach einem Za- 
Bammenatosse, endlich auch das dentache Gesets yem S7. JnU 1877 
über Uutersuchung von Seeunföllen. AU AuhIIu.ss der uferstaat- 
licben Schiffahrtspolizei möchten wir auch die deutsche Strandungs- 
ordnung vom 17. Mai 1874 bezeichnen Der internationale Te- 
legraphenvertrag vom 14. Wn-7. 18H4 überläast dem Uterstaat auch 
deu Schutz der unterseeischen ivabel in seiueai Küstenmeer. Ein 
englisches tiesetz vom 5. August 1B85, ein griechisches Gesetz 
vom 9. Des. 1885, ein italienisches Gesets vom 1. Januar 1886, 
ein französisches Geaets vom 20. Dez. 1884 nnd Rundschreiben 
vom 22. April 1888 enthalten dementsprechende BeBtimmangen*). 

Wenn der Uferstaat das Recht hat, innerhalb seiner Gewässer 
den Schiffsgruss zu regeln und den ersten Salut für seine 
Flagge zu verlangen , so hat das heute nur noch geringe Bedeu- 
tung. Anders früher, wo einzelne Völker diesen Gruss auf wei- 
teren Meeren verlangten, um dadurch ihr Eigentum an denselben 
zum Ausdruck zu bringen. 

Eän wichtigerer Ausfloss der uferstaatlichen Gebietshoheit ist 
das Redit auf die Zollpolisei. Schon bei der Begründung für 
eine Ausdehnung der staatlichen Gebietshoheit auf das Efisten-' 
meer haben wir gesagt, dass die Kontrolle zur Durchßifarnng des 
heimischen Zoll8yste^^^> sicli notwfndi'j; a-if das Küstenmeer or- 
strefken )nus3, um voUwirksuui zu werden. ]>ie«e Kontrolle 
acldiesat das Recht zum Betreti n und Aufhalten emea des Schniug- 
gels verdächtigen ächiÜ£< zur Durchsuchung imd lieächlagaahme 
seiner Ladung in sich. W(dl sich der Dreimeilengärtel für diesoi 
Fall als v5llig unzureidiettd erwies, dehnen die meisten Staaten 
ihre Zollmassregeln weit fiber denselben aus, fVankreich z. B. auf 
deuz mynamitrcs (11 Seemeilen), die Vereinigten Staaten (bis vor 
kurzem auch England) bis auf 12 Seemeilen. Nach Pcrels*) können 
derartige Festsetzungen keinen Anspruch auf Anerkennung seitens 



1) Ucbcr die verwandten I?c3tiinmnngen des R.TI.n.B. siehe unten. 

2) Vgl. auch das deutacbe AusfQbruugsgcsctz /.ii iliesem Vertrage vom 21. 
Not. 1887. R.a.Bl. 1888 S. 151 u. R.Q.B1. 16Ö6 S. 169. 

8) FSnli a. s. 0. 8w S9. 
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fremder SchifiPe erbeben. Tliatsacblich handelt es sich jcducb, wie 
Stoerk *) mit £«cht betont, um ein- bis zweUnudertjährige Recbts- 
ansübungen , gegen die niemals ein Widersprach eingelegt ist. 
Unseres Kracbtcns wäre ein solcher Widerspruch auch nur mög- 
lich, wenn die Kuntrolle äciUiui dtü l'lerstaats in einem Meeres- 
teile vorgenommen würde, der nnbestritten offenes Meer, also 
jenMits der Kanonoiachiuaweite. LeUtere mag heute aber aehcm 
12 Seemeileii ^ km) betragen. 

In emer Einignng d» Staaten Bber Ai>mI>wi« einer festMi 
Meilengrenze für das Kü-stennuer würde ein Verzicht auf die 
«eitergehende Ausübung der Zollkontrolle zu erblicken sein; we- 
nigstens will der Vorschlag des Instituts jede uferstaatliche Holieits- 
aasübang auf die SeiKsmcilenzone beschränken; immerhin knnnten 
sich aber jene Ufer^taateu ilii* alten Rechte auf diesem Gebiet, 
auf die sie nicht leicht verzichten werden, vorbehalten. 

Zu grosser Bedeutong iat neb«i der Zoll* in nnsenn Jabr- 
bundert die Gesandbeitapolisei gelangt Aneb anf dieeem 
Gebiete darf der Staat edne Sebntxmaseregeln anf das Cfieten- 
meer ausdehnen. Eine gleidifSmiigB B^elnng des Qnarantänewe- 
sens ist von vier Kongressen vergeblich versucht worden, vorläufig 
bleibt die Ordnung also noch den einzelnen Staaten überlassen. 
Nach einem englischen Gesetz (2') Geo II.) soll jedes Schiff, das 
ans einem verseuchten Hafen komiui id. sich auf 12 Seemeilen der 
englischen Küste nähert, ein (^uarantanesignal geben. Perels be- 
tracbtet diese Anordnung als wollig naverbindlkb. Wir mSebten 
ihre GUltigkelt von der heatigm Eanonenadinsaweite abbSngig 
maeben. 

Die Verwaltungsbefugnisse des Kustenetaates würden inhaltlos 
sein, wollte man ihm nicht auch daa Recht zugestehen, VerletsongMl 
der von ihm für das Küstenmeer aufgestellten Rechtsnormen zu 
ahnden. Thatsächlich hat man ilim die zu diesem Zwecke 
erforderliche Jurisdiktlonsgewalt denn auch immer angestanden. 
§ 296 a il.St.G.B. droht Ausländern, welche in deutschen Küsten- 
gewSssem nnbefngt fisdieo, Geldstrafe bis 600 Hk., GefSngnis bis 
6 Honat, aocb Einsiebnng der FanggerSte und eventaell der schon 
geiangenen Fisebe an. Ebenso bediobt § 8 des oben erwShnten 
Gesetaes über die Eüstenfrachtfahrt die Führer eines ausländischen 
Schiffes, das unbefugt Küstenfrachtfahrt betreibt, mit Geldstrafe 
bis 3000 Mk. Aber auch diejenigen Bestimmungen des R.St.G.B., 
die wie 145 Strafen für Niohtaobtang kaiserlicher Verordnungen 
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zur Vcrlititnng de^ Znsammenstossea der StIiitTe auf See u. s. w. 
enthültcu, sind ohne weiteres auf fremde 8chiffe im Kiiatentncer 
anwendbar, obgleich nicht wie jene andern speziell für Auslän- 
der ei'laaäeu. Streitig ist nur , ob die Juriädiktions- und Polizei* 
gewalt des Ufentaate über jene snr Darchfilbniiig der etaat- 
lioboi VerwiiItnngsinassregelD wie des aaBscblieselicheii Bedits 
auf Efistenfisoherei und Eraclit&lirl binansragt, — mit andern 
Worten , ob ein auch vorübergehender Eintritt fremder Schiffe in 
das Küstenmeer eines Uferstaats dieselben ohne weiteres der Jn* 
riadiktion , den Privat- und Strafgesetzen dieses Uferstaates in 
allen Beziehungen unterwirft, und ob siel» die Geltung der ufer- 
staatlichen Rechtssätze überhaupt auf das Küstenmeer erstreckt. 

Lassen wir die schwierige Frage der Rechtsstellung fremder 
Sobiffe im Kfistenmeer einstweilen ans dem Ereis unserer Be- 
iraobtnng nnd besebäftigen nns nnr mit dem Eflstenmeer als 
solchem. Allerdings wird die Frage nach dem dort geltenden 
Rechte YOn geringerer Tragweite sein; immerbin giebt es eine 
Reibe von Fällen , fiir die wir sie beantworten müssen. Denken 
wir \ma z. B. in einem dcutschcu Seebade schwimmen ein Deutscher 
Uüd ein Fran/.osf beim Baden eine Strecke in die See, also in das 
Küstenmeer hinaua. üiferaucht oder eiu anderer Beweggrund ver- 
anlasst den stfirkeren Fransosan den Deutschen yielleicbt duicb 
gewaltsames Untertaneben um das Leben zu bringen. Ein Dritter 
ist Zeuge jenes Vorgangs gewesen , daza verrät die Anfregnng 
den Franzosen als ThSter. Kann das Gericht des dentsoben Bade- 
ortes den Franzosen zur Verantwortung ziehen? Völkerrechtlicb 
wäre diese Frage wohl unbedingt zu bejahen. Die Straftbat ist 
begangen innerhalb der Machtspliäro des llferptaatH ; sie ist ge- 
eignet, die allgemeine Sicherheit und Ordnung auf das schlimmste 
zu gefährden, das verletzte Rechtsgefühl der davon Unterrichteten 
beisoht Sühne. Schwieriger ist die Frage zu beantworten, ob nnn 
ohne weiteres fQr die Bestrafung territoriales Hecht gilt WShrend 
Bar^) Straftbaten, welche die allgemeine Sicherheit gefährden, 
ohne weiteres vom Uferstaat gesfihnt wissen will, verlangt Har- 
bnrger *) zu diesem Zwecke eine ausdrückliche Ausdehnung der 
Gesetzgebung auf das Küsstenmeer. Dagegen zählt Vestpi" von 
Püttlingen') die Küstengewässer des au Oesterreich grenzenden 



1) Bar a. a. 0. II. S. 616. 

2) Harbarger a. a. 0. S. 21. 

8) T. PQttlingeD, Hdb. dM ia Owinidi gell, lateniit. Privaixscfata Wien 
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8'!ri iti-' h'rn Meeres dem österreichischen Staats- wie Rechtsge- 
ti* t XU. D*'«elpicben ßnden wir die Geltung des Stnitgest tzos 
aui (las KusteiiOiet^r ansgedehnt nach der Anffassung der deutschen 
KriminalisteD Hngo Meyer Liart') und Binding «ddi leUterer 
seine Lehre dabin pfisiaert, dass nster Gebiet im Sinne des 
RJ3tG.B. § 8 nicbt das StantsUndsebiet, sondem das 
Staatsgewaltgebiet zu versteben seL Dun folgt darin 0l9> 
hatuen^j in .meinem bekannten Kommentar. Eine andere Meionng 
vertritt je! 'i ein älteres Urteil in Gr'tdammer? Arcliiv*). 

Von nn - rm Standpunkt der vollen ?onreränetäT de? Ufer- 
staatd im Kü.-tenmeer ent-i^ .beiden wir un< für die Ansicht jener 
deutschen Strafrecbtslchrer. l^t wirklieb das Küstenmeer ^Inland'' 
d. b. ein Teil des soaverZnen Maeb^ebietes des Staates, so werden 
ancb dessen Gesetze bier Anwendung finden mSssen. Ancb wenn 
wir Harborger darin snstininien, dass nnter Inland nor die Grenze 
cor Zeit der Erlassung des betreffenden Gesetzes zu versteben 
sei, so bandelt es sich bei dem Küstenmeer doch nicbt nm den 
Fall df»r von ihm ansfLilirli'li (Tortcrton späteren Erweitemng der 
Grenzen. EiitwL-iler das Küstenmeer war ls71 Inland wie heute, 
oder e.-i ist heute noch liicht Inland, kein staatsrechtlicher Akt 
hat ihoi in der Zwischenzeit diesen Charakter verliehen. Uar- 
bnrger bemft sich für seine entgegengesetzte Meinung femer 
darauf, dass versebiedene Spenalgesetce aosdifteUleb das Kfisten- 
meer als Teil ibres Geltnngsbereidies bervorbSben. Aber wir &a- 
goi, wie will man daraus, dass s. B. §296a desRStG.B. Ana> 
lindem das Fischen im Kästenmeer verbietet , während es sonst 
jedermann freisteht, mit zwingender Logik schliessen, der allge- 
meine Geltnngsbcreich des R.Rt.G.15. erstrecke sich nicht auf 
das Kiistenmeer ? Dieser Öehluss wäre doch nur gerechtfertigt, 
weuu es irgeudwo im R.St.G.B. eine Bestimmung gäbe , die Aus- 
ländem Strafe androht wegen Fischens in Gewässern , in denen 
sonst die Fischerei freigegeben ist. HStte dann der Gesetzgeber 
noch jenen § 896a geschaffen, so könnte man mit Recht sagen: 
J)ei- Gesetzgeber geht von der Annahme ans, dass im allgemeinen 
seine Gesetze im Küsteumeer nicht gelten. 



1) Boge Meyer, I.«]irbiie1i dai Strafireebtt. 5. Aufl. 1899. 8. lia 

2) Liszt, Lehrbuch Jes StrafrecLts. 7. Aufl. 1896. S. 86. 

3) HindinR, Die Nomen. Bd. 1. 2. Aufl. 1890. S. 40« u. ff. 

4) OUliauseu, Kommeotar zu deu Strafgesetzen des deutschen Reichs. 4. Aufl. 
Bd. 1. 1893. 8. 56. 

6) OoltdsaaBmr, Arebiv. Bd. 16. & 77. Urtdl fflm 28. Kot. 1666. 
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Aehnlich in allen andern Fällen! 

In dem von nna angeführten Beiapiel wfire also nach § 3 des 
R.St.6.B. der Franzose wegen der im blande verftbten Tbat wie 

ein Deutscher zu bestrafen. Es erscbeint aweeklos, weitere der- 
artige Beispiele zu bilden; begnügen wir xms vielmehr, die Fol- 
gerung jenes Prinzips vom Inlandcharakter des Küstenmeers für 
das internationalp Privatrecht zu ziehen. Auch hier mnss sieh 
die Geltung des gesamten materiellen Hechts auf das Kiisten- 
meer erstrecken. Denken wir uns wiederum zwei Schwimmer, 
dittmal in einem firansSdsoben Badeort Wihroid sie im Küsten- 
meer treiben , Tielleieht andi auf einer dort fl&chtig zu Tage ge- 
treten«» Sandbank Bast macben, seUieasen sie eine Wette ab, 
wer von ihnen beiden zuerst den Strand schwimmend erreichen 
wird. Der Vertragsort ist das Küstenmeer, und da nach franzö- 
sischer Jnrispmdenz der Vertragsort die entscheidende Norm gielit, 
HO wird die Klagbarkeit nach IranzÜsischem Kocht beurteilt wer- 
den müssen. 

§ 8. Die Jurisdiktion des Uferstaats gegenüber firemden 
KaufTahrteischifen im Küstenmeer. 

Schwieriger wird die Rechtslage, wenn Sehiffis fremder Flagge 

in das Knstenmeer eintreten. An und für sieh repräsentiert auch 
das Kanffinhrteischiff*) nach allgemein anerkannter Lehre einen 
Teil seines Heimatsstaats. Nehmen wir nun an , das Küstenmeer 
wird heherr.scht von der Jurisdiktion und den Rechtsnormen des 
Uferstaats, das Schiff fremder Flagge in allen diesen Beziehungen 
von seinem Heimatsstaat, bu kommt Vä zu einer scheinbaren Kolli- 
sion der Bedite und es fragt sich, welches Recht das stärkere ist. 
VSUig nnrichtig ist es naseres Erachtens an behaupten, weil sich 
die Schiffe in die „EigengewSaser* eines üferstaats begeben ha- 
ben , stehen sie auch unter dessen Gerichtsbarkeit und Gesetz. 
Diesen Standpunkt finden wir z.B. von Kent*), Harburger 
Stoerk*), Berner Fappafava*), Bloss ^) und in einem Jahrgang 



1) Ueber die besondere Stelluog der Kriegsschiffe siebe aoteo. 

3) KsDt a. s. 0. 8. 88. 

8) Hsrborger a. a. 0. S. 118. 

4) Stoerk a. a. 0. S. 452 allerdings nnr von EigengewJlssem in seinem Sinne. 

5) Berner, Der Wirkoogskreis des Strafgeseties. Berlin 1868. S. 171. 

6) Pappateva a. a. 0. 8. 576. 

7) Bless in der Revae de droit interomtional tob 1886 8. 460 ipridit sogar 
fOB eiaeia Friaiip M^aitümtaA rttfia". 
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von (ioltdammers Archiv vertreten. Müsste wirklich der Grund- 
satz von der Souveränetät dea Uierstaats und der Geltung »einer 
Gesetse im Kfifttenmeer die tuuumigen Eonscquensen Iiaben , die 
aidb ans der Bdiauptimg jener Autoren «^benj eo wSrde er mit 
Beobt 80 lebhaft bekümpft werden. Jene Bebaoptong bildet den 
Sdilüssel zum Verständnis der Qegnerschaft, welche die Souverä- 
netät des TJferstaats im Kfietoameer bei den berfibmtesten Autoren 
gefunden hat. 

Betraclitot man das KaulFalirteischill' auf holier See als Teil 
seines heimatlickeu Grund und Bodens, so liegt darin doch offenbar 
eine Fiktion. In WirklicLseit Landelt es sich um den Schiffsbau, 
eine orgauieiwte ICanudiaft, Reismde und Waaren aiu aller Her- 
ren JjSnder, niobt um ein Stfidr Heimat'Erde. Diese Eiktion, an 
der uns der eigentümliche l^arakter des Heeres wie des Schiffes 
nötigt, erfordert ein „Hinsudraken* und wegdenken" einer ganzen 
Beihe von Thatsachen. Denken wir uns die einzige Tbatsache, 
dass jenes fremde Schiff sich vorübergehend im Küstenmeer befindet 
auch noch hinweg, so iat die Fiktion für diesen Fall ein wenig 
verändert, das fremde Kauti'alirteisehitf wäre nach wie vor als Teil 
seines Heimatsstaates zu betrachten. Begrifflich stände einer 
solch«! Fiktion nichts im Wege. Ehe inc jedoch diese Hypothese 
mit dem herrschenden Bechtssostand in Einklang an bringen ver- 
mdien werden, wirft sieh uns «ae andere I*rage an£ Es kSnnte 
jemand sagen, eine solche Fiktion einer Art realen Exterritoriali- 
tät') des fremden Schiffes im Küstenmecr, ein solches hinzu- und 
hinweg denken >)eruht doch nur auf dem giften Willen des Den- 
kenden. Dem wiiro entgegenzuhalten, dass es neben dogmatischen 
auch gesetzliche Fiktionen im Recht giebt, und dass uns nichts 
hindert eine ähnlich wie letztere verpllichtende Fiktion für das 

Völkerrecht anzunehmen, wenn die thateaddiche yolkeneehtliebe 
Uebung gegeben ist. 

Ftagen wir uns aunScbst, was mit einer solchen Aomabme- 

stellung fremder Schiffe im Küstenmeer gewonnen würde. Unseres 
Eraclitens sehr viel. Mit Recht weist v. Bar') darauf hin, welche 
unerfüllbaren Pflielitcn in einer Ausdehnung der uferstaatlichen 
Jurisdiktion auf voriibersegulnde fremde Schiffe liege. Wie will 
der ITferstaat in jedem Momente durch seine Polizei eingreifen, 



1) r.oltdamnicr, Archiv. Bd. III. S. 65 ti. ff. 

2) Dass dieselbe der Lage der Dinge nach in ihren Wirkungen oar eine 
sethr bewlirftnkts Nin kssn, irird «siler naten gfieigt wenlra. 

8) T. Bar s. s. 0. n. 8. 612. 
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wenn auf einem Schiffe fremder Flagge etwa ein Verbrechen be- 
gangen wird? Wie soll er jederzeit dort auch nur die freiwillige 
Grerichtsbarküit auszuüben bereit sein ? Alle diese unert ullbai*eu 
Pflichten fallen mit der Anerkennung der Aasnahmestellung frem- 
der Fabrxenge hinweg. 

Fttr letstere spricht entschieden noch ein anderer Gesichte- 
pnnkt. Uag der Üferstaat Souverän im Küstenmeer sein, nehmen 
wir selbst an, er habe die Möglichkeit fremde Sdbiffe dort völlig 
den seiner Sonveninetät entspringenden Rechten zn unterwerfen, 
welches thatsächliche Interesse hätte er daran? 

Wenn ein Russe, der in einem deutschen Gasthof abgestiegen 
ist, dort im Zorn seinen russis^chen Bedienten erschiesst, so mag 
der deutsche Staat strafend eingreifen. Denn im weiteren Um- 
kreise des Thatortes wird ein allgemeines Geftthl der ünsieherheit 
entstehen, die Ennde derThat wird in die OefRmtficfakeit dringen 
imd das verletzte Rechtsgefilhl nach Sühne rufen. Wie anders, 
wenn auf einem Schiffe russischer Flagge, das sich sofallig im 
deutschen Küstenmeer befindet, der russische Matrose den russi- 
soben Kapitän erscihiägt. Wer erfahrt im Uferstaatc überhaupt 
davon, wer fühlt sich in seiner Sicherheit dadurch beunruhigt? 

Wenn das Gesetz von Venezuela alle in Venezuela Geborenen 
inre soll als Staatsangehörige betrachtet, weldies Interesse konnte 
dieser Staat daran haben, als StaatsangehSrige alle diejenigen 
Kinder von Ausländem au betrachten, welche znfilllig an einer 
Z^t auf einem Sehiffe fremder Flagge geboren sind , wo dasselbe 
venezuelisehes Küstenmeer passierte , aber vielleicht niemals das 
venezuelische Landgebiet betreten haben, noch betreten werden? 

Es würde zu weit führen, wollten wir an dieser Stelle unter- 
suchen, wie ohne ein Interesse ein Kecbt nicht begründet sein kann, 
es mag vielmehr genügen darauf hinzuweisen, dass gerade in dem 
Yeraicht der Uferstaaten anf Aosdehnang ihrer Jurisdiktion 
und Gesetze anf fremde SchifiPio das gemeinsame Interesse 
aller seefahrenden Völker liegt, Ühnlich wie in der gegenssitigeifc 
Duldung der freien Schiffahrt, 

Dazu kommt die Erwägung, dass die Koimequenzen der Aus- 
dehnung der unbeschränkten Gerichtsbarkeit und Geset^rgebung 
auf fremde Schiffe im Küstenmeer ihrer Art nach uiüuoglich sind. 

So seilen wir iu der realen Exterritorialität von fremden 
daa Efistannieer paasiemiden Schiffen , awar ebenso eine Jlktion, 
wie in der Ldire, daas das Schiff auf hoher See eb Teil des hei- 
matlichen Territoriums, aber inae Fiktion, die der Lage der Dinge 
nach selbstTerstSndlieh wie jene andere ist« 



Digitized by Google 



— 42 - 



Gehen wir von diesem Gesichtspnnkte ans. so komneii wir sn 
dem iÜr das internationale Recht wichtigen Schhiss , dass eine 
Ausdehnung der Jurisdiktion des Ufci staats auf l'icmde das Küaten- 
meer passierenden Schiffe nur dann anzunehmen ist, wenn sie ent- 
weder allgemein von dem Uferstaat als Gesetz ausgesprochen und 
deshalb für mine Richter bindend, oder fiilU aie in der Art eines 
bea<Hidereik Gesetses begrfindet ist. 

Unseres Erachtens steht dieser Satz völlig im EinUang mit 
der Praxis der Völker. Es ist uns kein Fall bekannt geworden, 
wo man z. B. in deutschen Häfen durch deutsche Richter Ver- 
brechen und Vergehen hätte aburteilen sehen, die auf fremden 
ychiü'en auf der Fahrt durch das Küstonmeer sich zugetragen, 
mochte dasselbe Schiff mit dem Verbrecher an Bord nach der That 
auch einen deutschen Hafen anlaufen. Und doch hätte der Ufer- 
staat die Pflicht an strafen gehabt, wenn er die Strafthat als im 
Inland begangen ansah. Als im Jahre 1876 vor Dover innerhalb 
des englischen EUstenmeers das deutsche Schiff Franconia das 
englische Fahrzeug Stratholyde in den Grand gebohrt nnd dabei 
ein cnglisclier Passagier sein Leben verloren hatte , sprach die 
höhere Instanz, der sog. Court for Crowu cases reserved <len der 
fahrlässigen Tötung angeklagten deutschen Kapitän frei. Die Straf- 
gewalt des Uferstaats sei zwar von der Publizistik anerkannt, 
eine tbatsächliohe Ansfibsag derselben doreh den britischen Staat, 
eine allgemeine Ansdehnnng seinw BechtssStae «nf fremde Sdaifll» 
im Kfistenmeer nicht nachwmsbar'). Baranfhin nnterhreitete am 
14. Februar 1878 der Lordkanzler Cairns dem englischen Obwhaos 
einen Gesetzentwurf, die schon oben erwähnte Territorial Watns 
Jurisdiction Bill des Inhalts, dass englische Gerichte lH'f\ie;t seien, 
über strafbare Handlungen, die auf fremden Haudelöschitf'cn inner- 
halb dreier Seemeilen von einer englischen Küste begangen wür- 
den, abzuurteilen, sofern der Minister, in den Kolonien der Gou- 
-mnenr athaa Genehmigung dazu gebe. Wenn der Lordkanslor am 
8.HSrsl87Syon diesem Entwurf sagte: „Th.% bill is not one which 
proposes to alter the international law', bat one widch makes Pro- 
vision for appljriag the machinery of our own law so as to make 
it work in harmony with the international law, so beweist die 
lebhafte Bekämpfung des freilich thatsächlich aom Gesets ge- 



1) Diese An8chauan)T Tertritt anrh Woolaey r r 0. S. 72; vgl. das Urteil 
im Jooroal a. a. 0. Bd. 4 von 1877 S. 161—166 nebst Anmerkuagen toq PkU- 
Ubmhs. 
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wordeiieii Kntwurfo das Gegenteil Miner Behanptang Hatte 

doch auch wirklich Bchon vor diesem Gesetz die Mehnahl der 
Autoren den Standpunkt der englischen Regierung verworfen. 
Twiss*) wollte unterscheiden zwischen territorial seas (geschlos- 
senen Mt rni ! und iurisdictional waters (Küstenmeer). In letz- 
terem sollte der üferstaat kein absolutes Recht der Gesetzgebung 
haben , weshalb uns die Bezeichnung -iurisdictional waters denk- 
bar nngUt^lich gewählt schdot Phillimore gesteht die 6e- 
riehtsbarkeit dem üferstaat war ges^nfiber Sohiffea xa, die in sei- 
nem Kfistennieer vor Anker gegangen sind. Diesen aaeh 
schon von Bluntschli^) und Bischof) geltend gemachten Gesichts- 
punkt teilen im wesentlichen Pereis") unil Heffter-Geffcken die 
beide scharf gegen jenes englische Gesetz Front machen, während 
V. Bar") seine Kritik auf die mangelnde Souveränetät des Ufer- 
ataats stützt. 

Jedenfalls bedeutet unseres Erachtens jenes englisohe Gesets 
aneh bei der SonverftnetSt des Uferstaats eine Üebersohreitnng 
smner TSlkerreohtliehen Znstibidigkelt, deren UnsnlSsrigkeit aneh da- 
durch nicht gehoben wird, dass die Strafverfolgnng im Einzelfall 
von der Genehmigung des Ministers abhängen soll. Diesen Stand- 
punkt vertritt auch ein Beschlnss des Instituts, das sich nni die- 
ser Frage bei seiner Beratung über tlus nier territoriale ebeut'alls 
hcfasste"). In der Schlussreilaktion vom 31. März wurde art. VllI 
dur liesülution folgeudermasseu eröfi'net: ^jLes uavires de toutes 
nattonalit^ par le fait seul, qa*ils se trouvent dans lea eanz ter- 
ritoriales a mmst qu*ila »V soieiU sculmmt äe pauagef sont sonmis 
k la jaridiction de l'^tat riverain'^. Hit diesem Satae erkennt das 
Institut die Ausnahmestellung der fremden das KOstenmeer anf der 
J'ahrt passierenden Schiffe an. 

Die durch eine solche Ausnahmestellung fremder Schiffe ge- 
sclmflcne Rechtslage nannten wir oben die Fiktion eines gewissen 
Ma«sca realer Exterritorialität des Schiffes. Die herr- 



1) Vgl. vorzOgUch die Kritik von BeMult, Jooriua a. a. 0. 6 Ton 1879 
p. 285—244. 

S) Tirlii a. a. 0. 8. M9 n. ff. 

3) Phillimore n. a. 0, 8. 405. 

d) £luaUchli a. &. 0. S. 190 D. 192. 

5) Bifldiof «. ft. 0. ä. 26. 

6) Vwll» a. a. O. B. 91. 

7) nefffcr-nnffken a. a. 0. & 180. 

8) V. Bar a. a. 0. S. 618. 

9) Anuuaire XIII a. a. 0. S. 811 u. ä. 
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sehende Lehre hat bisher dieses Wort auf Kauffahrteischiffe im 
Kästenmeer nioht angewandt; xahireiohe Autoren konnten es nicht 
anwenden, weil sie nicht von der Souveranetät des Uferstaats im 
Küstenmeer ausgingen. Thut man das jedoch , so rechtfei'tigt un- 
seres Erachtena die Rechtslage diesen Ausdruck. Z« diesem Schluss 
ist vorzüglich der Italiener üocco gelaugt Er sagt ; „Mala en 
examinant eette qaeation an pei&t de vne dea r^gles qui ^manent 
du droit primitif dea nationa, il est facile de dämontrer qne le 
prineipe de VexterriforiäHte commim anr la haate mec ans bätimenta 
de gnerre et anx bätiments niarchands ne doU pas cesser d'dtre 
applicable k ces derniers dans la mer territoriale d'une paiaaaace 
^trangere. Etant une fois admis que le bätiment est ntio suite 
du territoire de l'Etat, dont il porte le pavillon on ne pourrait 
admcttre aucune distinction entre le territoire continental du pays 
et le territoire flottant du pays lui-meme, sans duuinutr 1 iiidepen- 
danoe territoriale de VtiaJL' IMeaelbe Anadianung vertritt Morton 
P. Henry in aeinem Werk: The inriadiction and procednre of fbe 
admirality Conrta of the ünited Staatea in Civil canaea ou tiie 
Inatance sidc. Ihr tritt in einer Besprechung dieses ,remarquable 
livrc" auch Fr» Wharton') bei; auch Burct *) billigt den von Mo^ 
ton P. Henry unter Berufung auf den Lord Chief Justice Cockburn 
aufgpsff'llton Recbtssatz : „Un vaisseau pout dans le cours de son 
voyage ijasser le long du rivage d'un autre Etat sana se trouvcr 
soumis ä la loi litteral et cmtserve tous les droits, que lui dotwe la 
loi du pamlUm»" Der Inbegriff aller dieser erhaltenen Bechte aber 
iat die ZugehSrigheit anm Heimatsstaat ala Teil desselben. 

Eigentlich war auch schon Hantefenille*) sn demselben Ergeb- 
nis gekommen. 

Wir hätten jetzt zu untersuchen, wo diese Ausnahmestellung 
des fremden Schiffes im Küstenmeer ihre naturlichen Schranken 
findet. Dass zahlreiche Spccialgesetze über Küstenfrachtfahrt, 
Vorschriften zur Verhütung von Zusammen.stös.sen, von Zolldefrau- 
dationen und andere Wirkungen der uferstaatlichen Küsteupolizei 
ihrer Natnr mxk anch fremde Schifb eigrmfen miunen, ist adnm 
an anderer Stelle gesagt. Daaselbe mnaa jedoch anch von den Ge- 
aetaen ftber die dvilreehtUchen Folgen eines Znaammenstosses 



1) Rocco, citiert and übersetzt von Papp&iava im Journal a. a. O. Bd. Ii 
von 1887 8. S78. 

2) marton, Journal a. a. 0. Bd. 18 TOD 1886 8. 72. 

3) Buret a. a. 0. s. 22i\. 

4) flautefeaUle ». a. O, S. 69. 
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sweier Schüfe im Efiatenmeer gelten. Sahen wir vorhin, daae 
mangels mata nferstaatiidien Intwesses die Ansdehnnng der all- 
gemeinen Straf- und Civilgcsotze auf fremde Schiffe, die das Küsten- 
meer passieren, im Zweifel niemals zu vermuten sein wird, eo ha- 
lben wir hier den entgegengesetzten Fall. Der Uferstaat kann nur 
düä gröäste Interesse daran haben , zur Sicherung der Scbitiahrt 
und zum Schntz seiner Untertbanen die schwerwiegenden civil- 
rechtlicheu Folgen eines vielleicht dui'ch Leichtsinn verschuldeten 
Zoaammenetoaaes auch fremde Schiffer besw. Bheder treffen an 
lasaen. Uan wird sdion ans dieaem Grande annehmen mflasen, 
daaa der Uferataat für setnen ganzen Machtbereich im Meer hat 
Recht schaffen wollen und nicht Schiffe fremder Flagge davon aus- 
nehmen. Dazu kommt eine zweite Erwägung. Bei der Verschie- 
denheit der Rechtssätze, die in den einzeln Staaten über Vor- 
aussetzungen und Art der Schadensersatzansprüche für eine Anseg- 
iung gelten ') wurden, wie das Reichsgericht in einem seiner Er- 
kenntnisse^ in einem Falle des Zusammenstosses auf der Unter- 
Elhe aber nntw aaadrfioklidier Beaugnahme auf daa ganae Twri- 
torialmeer, woau n. £. andi daa Efiatenmmeer an rechnen ist, ana> 
fährt «aahlreiche nnd kaum zu losende Verwicklungen sowie In- 
konsequenzen und Unbilligkeiten entstehen, wenn der Rheder jedes 
der kollidierten Schiffe nach dem Rechte seines Landes zu beur- 
teilen wäre. Es würde dann z. B. der Rheder eines Schiffes, nach 
dessen Landesrecht er auch für daa Verschen eines Zwangslootsen 
haftet, dem Rheder eines deutschen Schiffes wegen eines durch 
ansschliessliches Verschulden des Zwangslootsen herbeigeführten 
Sehadens eraatapfliehtig sdn , während im umgekehrten Falle der 
Rheder des dentachen Sehiffes nach art. 740 H.G.B. ihm nicht 
haften wurde. Ebenso w&rde bei einer Kollision, durch welche 
beide Schiffe beschädigt sind, der Rheder des deutschen Schiffes 
von dem Rheder eines französischen Schiffes wegen blosser Zwei- 
felhaftigkeit der TTrsaclic der Kollision die Verteilung do? Scha- 
dens auf beide Schiffe verlangen können, nicht aber umgekehrt 
der französische Rheder von dem deutseben. Kurz es würde alles 
mehr oder weniger von Zufälligkeiten abhängen, und der deutsche 
Bichter wttrde vlelfoehBeohtsgnindaBtae ananwenden haben, welche 



I) Es Hegt nicht im Rahmen dieser Arbeit, hier auf die verschiedenen ma- 
teriellen Rechtsaätxe der eiozela Staaten Qber die Folgen einer Ansegluog einzu- 
fthsB, wir tenronen auf Borst s. s. 0. sowie Lanpredit hi der Zeilaehxift Ar 
Budsbrecht Bd. 21 von 1876 S. 12—99. 

8) Kfltecfaeidaofett des Beiehiisrieht in Givilaaeton Bd. 21. 8. 188 o. C 
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sein hoinatliches Aeebt aoadrücklich oder stillschweigeud ver^ 

wirft Hiervon ist anok dann eine Aasnabme nicht zu 

machen, wenn zufällig beide an einem Znsammenstoss auf deut- 
schem Gebiete beteiligten Schitie ein- und derselben fremden Na- 
tionalität angehören Würde e.i sich um Ansprüche von 

Ladungäiiiteretiöcuteu handeln , 6o wäre kein Grund ersichtlich, 
weshalb dieae AnaprScbe darob den Umstand beeiafliisst werden 
sollen, dass beide Schiffe fremd und unter demselben Heimatsredit 
atdien. Es würde aber zn eigeDtfimlioben Konsequenzen führen^ 
wenn die anf Grand derselben Kollision unter den Rhedem strd- 
tigen Ansprüche nach einem andern Rechte beurteilt würden, als 
Äecbte und Pflichten der Ladungsinteressenten.*' 

Wo die naturalis ratio der Dinge so klar für die Anwendung 
des uferötaatlichen Rechts auf die Jfälle der Ausegluug fremder 
Schiffe im Küstenmeer spricht, bedarf es kaum noch der Zuhülfe- 
nähme „j0Daa'<«a4 lg cjir6iz€>a Princips dea internationalen Privat- 
fffichts, welches die Lex loci aotns fiir civilreditliche AnsprQehe ans 
Delikten und deliktsähnlichen Handlangen entscheiden läset. Aach 
dieses Prinzip spricht für das Geseta des Uferstaats ; denn als 
locus actus der Anseglung wird man doch wohl das Küstenmeer 
betrachten müssen. Wer allerdings den Aufenthaltsort des Thä- 
tern als Begehungsort des Deliktes betrachtet, könnte vielleicht 
behaupten: ;,Ich hafte zwar aus meinem Delikt z.B. meiner Fahr- 
lässigkeit als Schiffer. Aber dieses Delikt habe ich doch an Bord 
des Schiffes begangen, das von euren aferstaat ü dien Gtesetaen 
befreit ist'. Ohne diese Einwand, der locus aetas sd nicht 
das Küstenmeer, zu dem nnsrigen machen zu wollen, sehm wir 
doch daraus, dass wir besser thun, unsere Schlussfolgerung von der 
Notwendigkeit der Anwendung uferstaatlichen Rechts aus der 
konkreten Sachlage als aus allgemeinen Rechtsgmndsätsen zu 
ziehen. 

Jenes Erkenntnis des Reichsgerichts bringt die Aufzäitlung 
einer Reihe früherer Urteile in gleichem Sinne bei. Thatsächlich 
handdt es sich bei der Ansdehnang der betreffenden Gesetze auf 
alle fremden das Kfistwmeer passierende Schiffe um ein Piinsip, 
das auch von der Theorie mit Entschiedenheit vertreten, aber den- 
noch nielit anbestritten geblieben ist. Man war sich zwar einig, 
dass die Rechtssätze des Uferstaats bei Zusammenstossen in Häfen, 
auf Flüssen und andern Binnenmeeren anzuwenden seien '), und in 
diesem Sinne entschied sich auch der internationale Antwerpener 

1) Vgl. uAmeoUich «ii« l>«i v. Bar a. a. 0. IL S. 209 zitierten. 
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KongresB von 1886: ,L*abordage dans ha porta, fleaves et d'aatres 
eauz iat6cümre« est rögl4 par Ja loi da liea» o4 il se prodait". 
Indem der Kengresa dann abei* solchen Kollisionen diejenigen en 
pleine mer gegenüberstellte, entschied er sich für die Gleichstellung 

des Kuetenm*'«'!!} mit der ho!ien See in dieser Beziehung'). Un- 
begreiliichei" Weiae fand dieöc Aiirichauung iUro VerLi'etuug bei 
Biiret wie bei Lyon-Caeu, der ihr sogar ala ait. III seines Kntwurla 
Aufnahme in die Besolution des Institata über ein Hcglement in- 
ternational dea conflita de loi en mati^re d'abordages maritimea 
an yeraehaffen anohte. Mit Recht iat die entgegengeaetzte An- 
aehauung auch von solchen Autoren vertreten worden, die wie 
Bar dem Uferataat nicht die Souveränetät, sondern blosse Küsten- 
polizei zuerkennen wollen. Heute ist sie nicht nur in der deiitscLen 
Wissenschaft InTrsehend , sondern sie ist aueli übergegangen in 
jenes Keglern iit dea Instituts, welch letzteres aeine Lausanner Re- 
solution übui diese Frage folgendermassen eröffnete: „En cas d'a- 
bordage daus les eanz int^iienres d'un pays entre navires soit de la 
mdme nationalit^t soit de nationaliida difffirentea la loi de ce pays 
doit ^tre appliqute poor d^terminer qoi anpporte le donunagOf 
causö aux navires, aux personnea ou aux cargaisons, dans qnels 
d^lai les r^amations doivent 6tre formöea, qnelles formalites doi> 
vent ^trc remplir les interessi^s ponr la conservation de leur droits 
et quels sont les tribunaux competeuts pour en connaitre. 11 en est 
de m^me, si l'abordage a eu lieu dans les eaux territoriales')." 

Bedenklich und geeignet die durch diesen völkerrechtlich un- 
anfechtbaren Satz godchaffene Klarheit der Yerhältnisae in etwa 
wieder an ▼erdnnkeln, eraeheint ans ein Urteilapnich des Beioha- 
geridita vom 12. Jnli 1886*), der d«i swingenden Charakter 
der betreffenden deutschen Rechtsnormen betont und deren Anwen- 
dung gegenttber einem deutschen Rheder fordert, ütae wegen einea 
Zusammenstosscs in fremdem Küstenmeer vor einem deutschen 
Gehchtsbofe beklagt wird. Biesen Grandsatz, dass der lUohter bei 



1) Wie aus dein Protokoll der Verhandlungen hervorgebt, hatte die Kom* 
mission vorgeschlagen, dem abordage en mer solche dans les canx lorritnrialea 
gegenüber au stelien. Auf Vonicbiag von Travers Twiss entschied mau «ich, 
•tati tanritaritlw Inttfrimn in wtna (Actas da Congrte int dedroH eonuBereial 
i^Awen I. BrQascI-Paris l^s6. S. 130—145). 

2) V. Bar, a. a. 0. II. ä. 617. Bühm, Die räum). Herrschaft der Rechts- 
uormcu. Erlangen 1890. S. 163. Jottel, Uandbucb des intcrnat. Privat- und 
StrafredMt. 189S. 8. 114; data da* obeo aiitert« Brktaiiials da* BeichBgeriehto. 

3) Annaaire a. a. 0. 1888/89. Bd. X. S. 162. 

4) £Biieb«idaQtea dm Baidisimchu in Civiltadiaii. Bd, l». 8. 7. 
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Obligationen aus nnerianbten Handlangen nur seine Gesets« zvt 
lUchtsciinnr für die Benrteilang d«r dvilrechtlichen Ersatzfragen 
nelimen müaeet uameutlich, gestützt auf Savigny und Wächter, 
Schmidt vertreten^). Letzterer wird jedoch völlig widerlegt durch 
V. Bar'). Jener (rrundsats ist auch von der herrschenden Lehre 
längst fallen gelassen. 

Allerdings hat ein Erkenntnis des Gerichtshofes von Ronen 
vum 2. Juni 1886 bei Gelegenheit der Klage eines Ausländers 
w^en eines Znsammenstosses im Hafoi von Lissabon nach dem- 
selben Prinzip wie jenes letaterwfihnte Urteil des Beicbsgenchts 
entsohieden. Aber die englische Jnrispradoic hat verschiedent- 
lich die entgegengesetzte Anschauung vertreten. Das englische 
Gesetz vom 29. Juli 18G2 unterwirft ausdrücklich fremde SchifPe 
in Englands Gewässern in bezug aui die civilrecbtlichen Folgen 
eines Zusammenstosses englischem Gesetz; aber es ist auch von 
der englischen Rechtspreciiung das Gesetz dcä i i c m d e n Ufer- 
staats als massgebend angesehen, wenn der Zasammenstoss im 
fremdlSndisehen Efistenmeer stattfanden batte*;. In leta« 
terem Sinne bat ein englischer Appellhef sogar in einem Fall^ wo 
ein Zasammenstoss zweier englischer SchifiPe in spanischen Gte- 
wässern stattgefunden hatte, den englischen Rheder freigesprochen, 
da ihn das spanische Recht für Fehler des Kapitäns nicht haften 
lässt^). Ebenso hat ein Urteil des belgischen KassationshoÜB vom 
25. Mai 1866 entschieden»). 

Eine seltsame Einschränkung hat dieser so gerechtfertigte 
Gmndsata in cwei neueren englischen ürteüen in derselben Sache 
des am 18. Januar 1886 bei Havre erfolgten Znsammenstosses der bei* 
den engKsehen Scfaiflb Ghilian nad Angnsta er&hren. Der beklagte 
^pitSn der Augasta batte eingewandt, nach englischen Recht 
werde er durch einen sogenannten Zwangslootsen (den er nach dem 
Gesetze des UferstaatH an Bord nehmen muss) von der Haftung 
während dessen Koramandos befreit. Diesen Einwand verwarf das 
Urteil des engl, Admiralitätsgerichtshofes vom 26. Juli 1886 wie 
das des Appellhofs vom 15. Eebruar 1887, da das französische 
Recht, wie durch Gutachten der franzÖnscheE Advokaten danet 
und Leoouflet festgestellt wurdci eine solche Befreiung nicht kennt. 

1) Schmidt, Die HflRschsIt 4l«r Qssstas nach ihran riiunl. o. mHl. OiiBSin, 

Jena 1868. ä. 74. 

S) v. Bsr, a. ft. 0. n. 8. 117 n. It 

3) KOhna in Zeitschrift fär HuidelsNcht. Bd. 12. S. 421. 

4) Am 8./9. Februar 1876. Journal a. s. 0. Bd. 3. 8. 881. 

5) Zitiert von Boret a. a. 0. S. 222. 
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Hingegen wurde die Haftung des Rheders der Angasta nach eagli* 
schein Recht, also der lex fori beurteilt 

Mag ea nun, wie v. Bar -J betont, überhaupt englische Praxis 
sein , die nach der lex loci actus bestehende Ersatzpflicbt nicht 
weiter anaaerkennen, als englisches Recht sie zulässt, so weist er 
gleichseitig mit fiecht darauf hin, dass jener Gnudsats, nur den 
KapitSn nach der lex loci actas haften sa lassen bei der H8he der 
Objekte die lex loci actus unberücksichtigt lassen hiesse, denn der 
Kapitän wird in den aeiteiisten Fällen in der Lage sein, den Scha- 
den auszugleichen. 

Ehe wir das Thema von der Schiffskollision in ihren privat- 
rechtlichen Folgen verlassen, mag noch darauf hingewiesen werden, 
dasä i:iuäumtioueu , die uacii der Gesetzgebung des Uferstaats in 
bestimmten raien fSr das Yenehalden der einen oder der andern 
Besatzung aufgestellt sind, als Bestandteile des materielleo Rechts 
iKberall dort cnr Anwendung sn bringen äad, wo die lex loci actus, 
das Recht des Uferstaats entscheidend ist. So erkennt audi dn 
Urteil des R.O.H.G. das freilich auch die Anwendung norwegi- 
schen Rechts gegen einen deutschen Rheder verneint, obgleich das 
Schilf des deutschen Rheders im norwegischen Küstenmeer kolli- 
diert hatte! Was endlich die Vollst reckbarkcit der Urteile 
über die Schadenersatzpfiiüht auf Grund einer Anseglung im 
Kfistenmeer nnd die Arrestirbsrkeit anslindischer Sdiiffie betrifft, so 
gebort diese Frage u. £. in die Lehre vom Hafenreeht. Denn ein 
deutsches Gericht £.B. wird regelmassig nur dann nm eine Ent* 
Scheidung oder Verfügung angegangen werden, wenn sich das aus- 
ländische Schiff nach der Anseglung in einen deutschen Hafen be- 
geben hat. Ob auf dasselbe dort 7.\\ Gunsten der Gläubiger ein 
Arretit gelegt werden kann, ist liier nicht der Ort zu untersuchen*). 

Wiir hatten es oben als AusÜuss der uferstaatlichen Küsten- 
polizei bezeichnet, wenn der Uferstaat das Recht hat eine Stran> 
dnngsordnung zu erlassen. Auch die rein materiellreditlicheii 
RechtssStse des deutschen H.G^. art. 742—756 über Ansprüche 
auf Grund der Bergung und Hülfeleistnng in Schiffiohrtsnot müs- 
sen der Natur der Sache nach ebenso gegenüber fremd«! wie 
heimischen Schiffen Anwendung finden. Es spricht hier wie bei 



1) JwnaH s. s. O. Bd. 16 vra 1688 8. 114. 

2) V. Bar a. a, 0. II. S. 210. 

8) Entscheidungen des R O H O Bd. 24. Nr. 26. S. 88. 
4) Vgl. darüber Mittelstem, Ztscb. für iot. Privat- u. Strafrecbt. bd. II. 
1683. 8.S41. 
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dem Zasammenätuss von Schiffen die Vermutung für solche Absicht 
des Gesetzgebers, hier wie dort ergeben sich aus der entgegenge- 
setzten Ansicht praktisch nnraögliche KonstMjnenzen. Und da es 
sich bei der Bergung und Hülfeleistnng um »luasi-konti uk t- 
liche Verpflichtungen handelt, so entscheidet auch nach den aUge- 
meinen GhrandBätseii des internationalen Frivatrecfata dii» lex lod 
aotns, das Gesets des Efistenmeen, in dem die Hülfe geleistet wird. 

Anderer Ansicht war hier der internationale Antwei pener Kon- 
gress vom Jahre 1885. Derselbe entschied sich für die lex loci 
nur, falls die Hülfeleistnng in Seenot „dans les ports, fleuves et 
autres eaux interieures" gebracht sei. „L'assistance en mer est 
römun^r^e d'aprea in iui de l'assistant". Dabei erklärte Clnnet: 
^je veux coniprendre dans les mots m mer les eaux territoriales 
et la pleine mer", ohne auf Widersprach an stoasen*). Mit Beebt 
ywwirft diesen Standpnnkt dn Erkenntnis des Tnriner Eassations* 
hofs vom 19. August 1885*). Innerhalb des italienischen K8sten> 
meers war die deutsche Hansa dem französischen SchiiT lu Neu.strie, 
das seinen Weg nicht hatte fortsetzen können, zu Hülfe geeilt und 
hatte es bis Genua geschleppt. Die Hansa iurderte Ersatz nach 
deutschem Recht, das italienische Oborgerieht erkannte aber, dass 
coDfurmemeut aux principes reyus cn matieres internationales der 
Ersatzansprach nach italienisdiem Recht beurteilt werden müsse. 
Hit ausdrücklicher Berufong auf dieses Erkenntnis Ifisst auch 
T. Bar*) im Gtebiete der Territoiialhoheit des üferstaats als lex 
loci actus das Gesetz des Uferstaats entscheiden, ebenso Böhm*), 
der sich dabei noch auf art. 16 II des Konaular- Vertrags zwischen 
dem Reich und den Vereinigten Staaten vom 11. Dez. 1871 '') Hlül zt, 

Hätten wir in dem Fall des Zusammenstosses sowie derll il: - 
leistuiig die Möglichkeiten kennen gelernt, iu denen die piivat- 
rechtlicbe Gesetzgebung des Uferstaats ihre Wirkungen auf daa 
Sdiiff fremder Plagge im Eüstenmeer ausdehnt, so bliebe noch sn 
untersuchen, ob das internationale Recht Sbnliehe FiQle in benug 
avf die Strafgesetagebnng des Uferstaats kennt. 

Erinnern wir uns an den Franconia - Fall , die Veranlassung 
jener mehrfach erwähnten Territorial waters iurisdiction bill. Wenn 
wü au anderer Stelle gesagt haben, Jurisdiktion und Gesets des 



1) Acta« da Csngrta a. a. 0. 8. 1«— 151. 

fl) Joarnal a. a. 0. Bd 14. 1887. S. Ml. 
8) V. Bar a. a. 0. II. S. 216. 

4) Bukm a. a. O. S. 164. 

5) BXLBL 1879. 8. ««. 
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Uferataats ergreife das auf der Fahrt befindliche Schiff fremder 
Flagge priDzipiell nicht, so haben wir diese Ausnahmeatcllung 
goloher Schiffe dadurch zu rechtfertigen versnclit , dass wir das 
Interesse des TTferstaats verneinten, von den Vorgängen aal' jeiKu 
Schiii\;u im Küstenmecr Nutiz zu nehiuen. Aber liogL aulcU ein 
Uangel denn aaoh in diesem Falle vor? £iu zunächst ganz iuue> 
rer Vorgang, die Nachlässigkeit des Kapitäns, des Stenermanns 
oder weeseo imaer hat mit der dadurch herbeigeffihrten Anseglang 
eines andern Schiffes eine Wirkung ausgeübt, einen Erfolg herbei« 
geführt, der seine Kreise zieht ausserhalb des Schiffes, auf dem 
sich der betreffende Schuldige befand. Das Delikt des Sclnildigcn 
hat die allgemeiue Sicherheit im Küstennieer auf das schlimmste 
gefährdet und den Tod eines Angeliürigen des TJferstaats herbei- 
geführt. Es hiesse die innere Begründung der Ausdehuuug der 
nfwstaatlichen Herrschaft über den anliegenden Heeresstreifen ver- 
kennen, wollte man dem Uferstaat das Recht absprechen, in einem 
solchen Falle den Schuldigen vor selaoi Aichterstohl zu ziehen. 
Allerdings geben euglisehe, schwedische, nurwcgische und nieder- 
ländische Gesetze^) dem Richter ausdrücklich die Befugnis snr 
Aburteilung aller Vorlmmmnisse auf heimischen Schiffen im Aus- 
land, und ebenso sivlu rt § 10 der deutschen Keichsstrafprozess- 
ürdnung, sowie die Konipeteuzbestimmuug in § lOO ^) der deutschen 
Scemanusordnung vom 27. Dez. 1872 die Möglichkeit einer straf- 
rechtlichen YerfoIguDg durch deutsche BehSrden bei strafbaren 
Handlungen, die begangen wurden, während das Schiff sich im 
Anslattd befand. Immerhin erscheint es jedoch misslich, draUfei^ 
Staat bei Delikten, die so .sehr in seine Interessensphäre hinein- 
einragen, auf die Sühne derselben durch den Heimatsstaat hinzu- 



1) Zitiert bei Uarburger a. a. 0. S. 122 u. 123. 

2) I 100 der SeemunMordousg: «Die Bestimmungen der dl— 90 dade» 

Sttch dann Auwendaog, wenn die strafbaren Handtungen ausserlialb des Tluudcs- 
gebicfs begangen sind". Hier wird also hinsichtlich der Jurisdiktinn des deut- 
schen äeemaauMUQts nicht oolerschiedea, ob die btrafthat auf hoher See oder 
in fremdem Heheilsgebiet begsogen. Deudieher noch | 10 der RStP.O.; „ht 
die siraflisre nacdluug auf einem deutschen Schiff im Ausland oder in offener 
See begangen, so ist das Gericht zuständig, in dessen Be?:irk der Heimatshafeu 
oder derjenige deutsche üafen liegt, welchen das Schiff nach der That zuerst 
errnclit*. Immerhio ist dieser OerichtsHiMid des % 10 der B.St.P.O. Irain ans- 
seiiHessIicber , vielmehr eine besondere Art des Gerichtsstandes der begangenen 
That, er konkurriert also mit dem Gerichtsstand des f 8 der U.St.i'.o. d. h. dem 
Gericht des Wohnorts des Angeklagten, in Ermaogeluag dessen seines Aufout' 
baltserti leq^. sriaes letsiea Wehnsitas«. 

4* 
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waisen. In zablreichen Fällen würde eine Ahndung dann Über- 
haupt illaaorisch . weil der Schuldige Gelegenheit fSnde sich der 
Verfolgung zu entziehen , che das auf einer weiten Reise befind- 
liche ScbifT wie']*'!- in das Macbt^ebiet des Heiniatsstaats gelangt ist. 

Das internationale Recht niu.s.s also dem UlVrstaat hier die 
Befugnis geben rait seiner Sti'afgewait einzugreifen und damit die 
Ausnahmestellung fremder das Knstenmeer passieren^r Sehiffe 
hinsichtlidi der Gerichtsbarkeit wesentlich einsnscbrSnken. Hatte 
die Territorial waters inrisdietion Bill nor in solchen Fällen dem 
Uferstaat die ilchterliche Kompetenz, zugesprochen , so wäre sie 
wahrscheinlich in den Kreisen der Völkcrrechts-Kundigen nicht so 
schroff abgelehnt worden. Denn die völkerrechtliche Straf-Jiefugnia 
des Uferstaats kann nicht auf den Fall beschränkt werden , dass 
der verantworlicbe Schitrsführer die speziellen küstenpolizeilichen 
Vorächrifteu etwa liiusichtlich der Fabrorduung ausser Auht liess, 
sie ist vielmehr aassndehnen anf alle raie, wo der Eapitfin oder 
wer immer durch sonstige erwiesene Fahrlässigkeit eine Ansegelang 
herbeigef&hrt hat. 

Ja, man wird diesen Reohtssata ▼erallgemeinen mfissen and 
sagen: Jedes Delikt eines Passagiers oder irgend jemandes, der 
sich auf dem Schiff befindet, berechtigt den ITfcrstaat znm Ein- 
schreiten, sobald das Delikt in seinen Wirkungen über das Bord 
des Schiti'es hinausgeht. Ob ein Sehiifskapitän durch seine Fahr- 
lässigkcit ein fremdes Schiff ansegelt und den Tod vieler Menschen 
▼erarsacht oder ob ein Passagier, während das Schiff kanm den 
Hafen verlassen, sich auf Deck im FistolensdiiessMi fibt und eine 
£ugel rafft abirrend ein Menschenleben auf einem zweiten gerade 
vorübersegelnden Schiff oder einen seinem Gewerbe nachgehenden 
Küstenfischer in .sclm in Nachen dahin — die Strafwürdigkeit der 
That . die Verletzung der Sicherheit im Hoheitsgebiet des Ufer* 
staat.s ist höchstens dem Grade nach verschieden. 

Dasselbe gilt von allen andern Delikten solcher Art, mögen 
sie auch z. B. nur in einer von dem Schiff aus oder durch das 
Schiff herbeigeführten Beschädigung der Uferanstalten bestehen *). 

Diese Ansehaunng vertrat auch die ICajoritiit in der Plenar- 
sitzung des jbstitnts vom 29. Härs 1894. Obgleich die schon an 
anderer Stelle erwähnten verschiedenen Projekte der Kommission 
wie ein!i:el:i r Gelehrten über das Küstenmeer in ihrem "Wortlaut 
in betreff der (ieriohtsbarkeit siemlich übereinstimmten, kam es in 



1) VkI. wtinrtnn n a <) , entschieden dersolbo 90oA f&r die Exemtion 
des auf der i^ahrt begnlieuea ädiiäea eintritt 
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jener Sitzung dennoch su den lebhaftesten Erörterungen. Sdiliese- 
lieh einigte man aioli nber eine nnawee Erachtcais wenig glackliehe 
Fassung. Der schon an anderer Stelle wiedergegebene art VIU: 

„Lea navires de toutes rationalit^s par le fait sciil, qu'ils se trou- 
vent dan«? les eanx territoriales u nwins , qulls ny soient setilemetU 
de passagc sont sournis a la jnridiction de l'Etat ri verain", schafft 
lÜr Schiffe auf der Fahrt eine Exemtion vou der uferstaatlichen 
Gerichtsbarkeit. Statt nun in einem andern Artikel, wie von Bar 
es vorschlug, sachgemäss die Exemtion zn beschränken und auf 
Vorgänge, deren Wirkung Uber das Schiff hinausgehen ausdrOek- 
lieh die nferstaatliehe Gerichtsbarkeit aassudebnen, fasste man 
art. VI der Besolation in der Sehlnssredaktion vom 31. März fol- 
gendermassen : „les crimes et d^lits commis ä bord des navires 
^trangers de passagc dans la mer territoriale par des personnes 
qui se trouvent k bord de cm navires sur des personnes on des 
choses k bord de ces niemes navires sont comme tels en debors de 
Ja juridiction de l'Etat riverain k moins , qu'ils n'impliquent une 
violation des droits on des interftts de r£tat riverain on des aes 
ressortissants ne faisant partie ni de T^quipage ni des passagers.* 
Allerdings kann man ja ans diesem Satze . der sogar Delikte auf 
dem Schiff, die zwar gegen Personen oder Sachen an Bord gerich- 
tet sind, aber Rechte oder Intoressen des Uferstaats, bezw. seiner 
(Jnterthanen verletzen, der 8trafgewalt des Ilferstaata unterwirft, 
logischerweiae folgern, dass derartige Delikte gegen Personen oder 
Sachen ausserhalb des Scbiife8 gerichtet, sicherlich der Strafgewalt 
des üferstaats unterliegen sollen. Gleidiwohl wäre es besser ge- 
wesen, man wäre v. Bar's Vorschlag gefolgt. Denn die jetnt fest^ 
gesetste Ausdehnung der Strafgewalt des Uferstaats auf Delikte, 
die sich gegen Personen oder Sachen an Bord richten, aber eine V^ 
letzung di'r Rechte oder der Interessen des üferstaats. be^w. seiner 
Untertbanen enthalten , soweit letztere nicht zu den Passagieren 
oder der Mannschaft an Bord gehören, ist unseres Erachtens kaum 
von praktischer Tragweite. Es würde z. B. ein solcher fall vor- 
liegen, wenn ein Portugiese in Lissabou dem Eapitan eines däni* 
sdien Sdiiffs, das auf der Heimreise in Hamburg «nige Zeit vor 
Anker gehen wird, eine Eiste mit besonders edlem Wein, bestimmt 
fiir einen Hamburger Geschäftsfreund aiivertrante und nun, ehe 
das dänische Schiff das portugiesische Küstenmeer verlassen hat, 
die Kunde erhielte , dass der Kapitän mit einigen befreundeten 
Passagieren von jenem Wein ein Grla» nach dem andern „auf fröh- 
liche Fahrt^ tränke. Aber wie soll den Portugiesen diese Nach- 
richt erreichen? 
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Hit wenig Worten sei noch der Möglichkeit gedacht, dass 
eine xnm Scbiffe gcbürige Person ganz aas serhalb des Schiffs- 
körpers ein Rechtsgeschäft ahsohliesst oder eine Strafthat be- 
geht. Denken wir uns, eine Person stflrst, während ein französi- 
sches Schiff sich im deutschen Küstenmeer befindet über Bord. 
Es wird sogleich ein Boot ausgesetzt und es gelingt dessen In- 
aa«<on den ^otreffen<len lux Ii lebend den Wellen zu ontreissen, und 
zunächst in <luä Jioot autzunehmen. Im ersten Gefühl der Dank- 
barkeit verspricht der Gerettete eine bedeutende Schenkung. iSpä- 
ter rent ihn sein Versprechen nnd er läset sich vor dem Qeridit 
seines französischen Wohnorts verklagen. Er gesteht das Sehen- 
knngsversprechen zwar zu, wendet aber ein, man hatte den Ver- 
trag im Küstenmeer eines TJferstaats geschlossen, dessen Gesetz 
auch für Schenkungen wegen Rettung aus Lebensgefahr bei höhe- 
ren Summen gerichtliche Form erfordern nnd nach dem Satze locus 
regit actum sei nir die Frage nach der gehörigen Form des Ver- 
trages eben das Gesetz des Uferstaats bestimmend. In solchem 
Falle wird sicher die Pertinenzqnalität der Boote den Aus- 
schlag geben nnd man das Boot im Küstenmeer ebensowohl als * 
ein StUck heimatlicher Erde betrachten müssen, wie das SchiiF, za 
dem es gehört. Dasselbe gilt natürlich in allen andern Fällen der 
Art, auch wenn es sich nm ein im Boote oder vom Boote aus 
verübtes Delikt handelt. 

Endlioli wäre es noch möglich, daös eine zum Schill' gehörige 
Person .sich bei Begehung eines Deliktes sowohl ausserhalb des 
Schiffes, wie seiner Boote, etwa auf einer vorübergebend zu 
Tage getretenen Saudbank befönde. Nach unserer Auffassung 
würde, da die Ausnahmestellung hinsichtlich der Jurisdiktion nur 
durch den Aufenthalt auf dem vorühersegelnden Sc^ifP begründet 
ist und im Küstetnneer die Gesetze des Uferstaats gelten, ohne 
weiteres die uferstaatliche StrafgcwfiH nnd Anwendbarkeit seines 
GcsetzOh' eintreten, nnssellie würde vdu den unter zum Suhitf ge- 
hörigen Personeu aus.serhalh des Sclntfcs oder seiner Bülite im 
Küstenmeer abgeschlossenen Kontrakten gelten. Will mau hier 
wirklieh das Gesetz des Kontraktorte entscheiden lassen, so ist 
eben das Gesetz des Uferstaats massgebend. Sicherlich mit Recht 
weist aber v. Bar^) darauf hin, dass hier die Anwendung des per- 
sönlichen Rechtes l)eider Beteiligten wesentlich befriedigendere 
Resultate ergäbe. J)och ist die Fragf» vorwiegend rein theoreti- 
scher Art nnd wird selten von praktischer Bedeutung werden. 

1) V. Bar a. a. 0. U. S. 615. 
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- Hätten wir bei dieser Erörterung die Sphäre einer Souverlnetät 
gegenüber der nndern auf dem Gobiett; der TLCchtsiiflege abzugren- 
zen versucht, so mag noch daraut hingewiesen werden, das^j jeder 
iStaat wie durch internationalen Vertrag so durch eigenes Gesetz 
die ihm durch das Vülkerrecht verätatteteu (xrenzen seiner Wirk> 
eamkeit Terengern kann. Wir müssten das GM»iet dea interna- 
tionalen Hechtes verlassen, wollten wir eingehender untersuchen, 
wie solches in den «nselnen Landesrechten vwsehiedentUch der 
Fall. 

Begnügen wir uns an dieser Stelle mit dem Hinweis darauf, 
dass wenn auch das internationale Recht die Möglichkeit einer 
Strafverfolgung wegen eines auf einem voröbereegelnden Schiffe 
verübten Deliktes in den oben erörterten rällen gestattet, dieselbe 
nach deutschem Rechte recht zweifelhaft erscheint. § 4 des 
it.St.G.B. bestimmt im ersten Absats: „Wegen der im Amslande 
begangenen Verbrechen findet in der Regel keine Yerfolgnng statt''. 
Als Ausland muss aber anch im allgemeinen, wie oben begründety 
das anf der Fahrt im Kfistenmeer befindliohe Schiff fremder Flagge 
angcf»ehen werden. Indem jener Paragraph in seinem weiteren 
Wortlaut eine Reihe von Fällen autzählt, in denen gleichwohl eine 
Verfolgung des im Auslande begangenen VerbreehenH eintreten 
»uU, untcrlässt er es, den i^^all eines auf einem fremden Scbiif im 
deatsohen Küstenmeer begangenen Deliktes, dessen Witknngeii 
sich aber das Schiff hinanserstreeken, mit anfiniftthren. — Unseres 
Erachtens hat damit das dentsche Beieh prinxipiell anf eine Straf- 
verfolgung solcher Delikte verziehtet und es milssen schon die be- 
sonderen in § 4 vorgesehenen Fälle des Hochverrats, Münzver* 
brechens oder eines nach ausländischem Gesetze strafwürdigen 
Vergehen.s eines Deutschen vorliegen, um den Uferstaat zum Ein- 
schreiten zu bererlitigen. Zu andern Ergebnissen kann man aller- 
dings gelangen, wenn man bei derartigen Delikten, die in ihrer 
Wirkung über das Bord des fremden Schiffes hinausgehen, als Be- 
gehungsort neben dem Aufenthaltsort des Thaters anr Zeit smner 
Thitigkeit den Aufenthaltsort des leidenden Subjekts oder letste- 
ren ausschliesslich bezeichnet'). Nach dieser Anschauung, die na- 
mentlich V. Bar') mit gewii liegen Gründen bekämpft, wären solche 
Delikte immer nach dem UJSt.G.B. strafbar, wenn als Ort des 



1) Für beule Orte hat sich namentlich das Reichsgericht entsrliie Icn, rnlrt^t 
am 17. Juni 1802 (Entarh. des R.O. in Strafsacheu Hd, 23 8. 166;, für den Ort 
des Krfulgs allein besouJers v. Lisst a. a. 0. S. 117 a. ff. 

8) V. Bar, Lelirbnch dei int PtivsV n. Strsfrschta 1898. 8. 886 s. ff. 
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Erfolges ein deutsches Schiff, oder die deutsche Küste, (nach 
der von ima verteidigten Ansicht der Ausdehnung der inländiächen 
Gesetse aaf das Kiisteniii«er) auch dat Kflatemneer selbst, etwa 
in seinen üferanstalten getroffen wSre, in keinem Fall aber, wenn 
als Ort des Erfolgs ein zweites fremdes Torobersegelndes Sehiff in 
betracht käme. Wäre letzterer Thatbestand gegeben, so könnte man 
nach deutschem Recht, den Thäter nur zur Verantwortung ziehen, 
wollte man mit einer vierten Theorie die ganze Linie von der Kör- 
perbewegung des Thäters bis zum Ort des Erfolg'^ als Ort der 
Handlung b( trachten und uns dazu in der Ausdehnung der ufer- 
staatlichen Gesetze auf das Küstenmeer zustimmen. 

Bei der BegrOndang der AnsnabmesteHnng fremder Sehiffe im 
EnstNimeer wie bei der Festellnng der Schranken dies» Ans- 
nahmestellung haben wir aweckmässiger Weise bisher durchweg 
nnr von solchen Schiffen gesprochen, die sich innerhalb des Küsten- 
meers auf der Fahrt befinden. In weitaus der Mehrzahl der Fälle 
wird auch nur die Rechtsstellung solcher in Frage kommen. Denn 
das Küstenmeer ist seiner Natur nach nur für die Durchfahrt be- 
stimmt , will ein Schilf vor Anker gehen , so wählt es dazu den 
Hafen, die Bhede. 

Sollte eine Verkettung von UmstiEaden, das Sdiiff fremder 
Flagge aber notigenf im Küstenmeer an irgend einer Stelle liegen 
sa bleiben» so bringt es sich selbst dadurch in eine ähnliche Hechts- 
läge, wie wenn es sich im Hafen des betreffenden IJferstaates be- 
findet. Sein Aufenthalt im Küstenmeer ist dann im Vergleich zum 
blossen Vorübersegeln ein dauernder wie im Hafen. Mögen die 
Beziehungen, in die das Schiff zu dcu Uferbewohnern tritt, falls 
es nioht dieht Ina an die Kfiste herankommt aneh nicht so enge 
nnd vieUaltige sein wie im Hafea, immeriiin hat es nicht mehr den 
Ansprach daranf , vom üferstaat als terrihire ßaHmU seines Hei* 
matsstaates angesehen zu werden. Ein solches Schiff teilt also 
die Rechtsstellung des in fremdem Hafen befindlichen d. h. es iat 
grundsätzlich der Jnrisdiktion des Uferstaats unterworfen '). Der 
Inlialt der zahlreichen Verträge, die letzteres Prinzip durchbrechen 
und dem Schiff fremder Flagge eine günstigere Stellung im Hafen 
geben, sind natürlich analog auch auf das im Küstonmeer lie- 
gende Sdiiff anznwenden. 

Ebe andere Ansicht hat 11 Webster in einem Brief an Lord 
Ashbnrton, den Wheaton litiert, anfgestellt JSi contre la vo- 



1) Vgl. art. YIII der RMolation des Inatitats. 

S) WisdergtgobsB toa WlMSton im Joonsl von 1886 Bd, 18 8. 72. 
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ImÜ de son mattre OH proprietaire le b&tiinent est port^ on ponss^ 

plus priss de la terre ou mtme dans im port, eux qui en ont oii 
doivent en avoir la dircction ayant fait tons leiir efforts pour lo 
niaintenir sur la haute mer, ee bätiment reste sous la juridiction 
exclu»ive de son gouvernemeut.* Die logische Begründung dieses 
Satzes, dem übrigens auch einzelne deutsche Autoren znstimmen, 
igt uns dunkel. Danaoh würde ein Schiff, das nicht aus Haodels- 
interessen sondern des Unwetters wegen, einen fremden Hafen auf- 
gesacbt bat, oder wenigstens dahin getrieben ist, dort von der 
Jurisdiktion des Hafenorts völlig befreit sein, und Aufruhr, Mord 
und Totselilag künnten sich vor nWcv Angen auf Deck zutragen, 
ohne dass der Ul'erstaat berechtigt wäre einzuscln fiten. Das heisst 
die ^Achtung vor dem Unglück'' etwas weitgebea iasäcn. Mit Recht 
hat das Institut diese Anschauung verlassen. 

ünsweifellttft ist mit dem Rechte Aex Jnrisdiktion soweit es 
dem Üferstaat über fremde Schiffe im Eüstenmeer zusteht, mögen 
sie nun Toriibersegeln oder dort festliegen, auch das Recht zu all 
jenen polizeiliehen Massnahmen verbunden, welche zur 
Ausübung der Rechtspflege notwendig sind. So werden die Be- 
hörden des Uferstaats an Bord des fremden Kauffahrteischiifcs zn 
diesem Zwecke Verhaftungen vuriielmien dürfen. Bei sohlicn und 
ähnlichen Amtshandlungen würde die Zuziehung ein(>s Konsul;j. als 
Vertreter des Pleimatsstaates des Schiffes , weuu thuulich , der 
Aditung und Eonvenienz entsprechen, welche die Staaten sich 
gegenseitig schuldig, und auch am leichtesten internationalen Ver» 
Wicklungen vorbeugen. 

Für den Fall , dass ein fremdes Schiff durch Davonsegeln den 
berechtigten Zwangsmassregeln des Uferstaats sich zu entziehen 
vcr.«uchen wollte, giebt ein zweiter Absatz von art. VIII der Re- 
solution dem Uferstaat ein ^ehv ausgedehntes Verfolgungsrecht. 
Es heisst dort: „LYtat rivoraiu a le droit de continuer sa pour« 
snite sur la baute roerj d'arreter et de jager le navire qui anrait 
onunia une infraetlon dans les limites de ses eaux. En oas de 
capture sur la haute mer le ^t sera toute fois notafii sans d^iai 
&r!&tat, dont le navire porte le pavillon. La. poursuite est inter- 
rompne dte qne le navire entre dans la mer teirritoriale de son 
paj'S on d'nne tierce pnissancc. Le droit de ponrsuite cesse des 
que le navire sera entrö dans un port de son pays ou d'une tieree 
puissance.^ Die Kommission, von welcher eine nur wenig andere 
Fassung für diesen Artikel. vorgeschlagen war, hatte noch erläu- 
ternd hinzugefügt: ;,Far infraetion il faut entendre pour Tapplica- 
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tion de cet article : des infractions exposant le däinqnant k des 
penalites ou le navire ;\ hi cuMfiscation." 

Ehe wir von der liotraclitung der Rechtsstellung der Kauf- 
fahrcr in fremden Küstennieeicn sclieiden, sei noch zuuäcb;ät kurz 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit an Bord derselben gedacht. Es 
unterliegt keinem Zweifel, dass Beamte des Heimatsstaates des 
SchifPeSf die sich auf dem Schiffe befinden innerhalb der Clrensen 
ihrer Amtsbefngnisse naeh demGesetse des Heimatsstaates 
auch während der Durchfahrt durch fremdes Küstenmeer auf dem 
Schifft; gültige Rechtsakte z. B. der Notar die Beglaubigung t'iner 
Unterschrift vornplimon können. Soweit da.s GesetT; des Reimats- 
staates dem Kapitän derartige Befugnisse einräumen sollte, wür- 
den dieselben ilurch den Eintritt in ein fremdes Kiistengewässer 
eben so wenig erlüselicn. Pappafava ') hat jedoch die Frage auf- 
geworfen, ob in dergleichen Akten anoh ein Notar des Kästen- 
Staates auf fremden Schiffen beAigt sei. Von seinem Standpunkt 
der vollen Unterwerfung des Schiffes fremder Flagge unter die 
Jurisdiktion des Uferstaats muss er diese Frage natürlich bejahen. 
Mit Reelit weist v. Bar ') aber darauf bin, dass die Bejahung die- 
ser Frage unabhängig davon ist, ob mau das Schiff der Jurisdik- 
tion des Kii>äten8taatö unterwirtt. Kf)nimt bei der Reantw(jrtung 
der Frage doch niemals die eventuelle, bestrittene Zwangsgewalt 
des Uferstaats, sondern immer nur eine erbetene Recht s- 
bülfe in Betracht. Einwendungen gegen die ZulSssigkeit der> 
selben und die 70110 Gültigkeit ihrer Beurkundungen mussten ySlUg 
unbegründet erscheinen. 

Einer besonderen Besprechung an dieser Stelle bedarf endlicb 
rnr noch das Afvlreebt an Bord von fremden Kauffahrteifahrern 
im Küstenmeer. Es ist nH>glicK, dass ein Flüchtling ded Ufer?*taat.-j 
seine ZuHucht auf einem fremden das Küstenmeer passierenden 
Schiffe sacht. Ob der Kapitän den Flüchtling aufnimmt hängt 
zanSchst von seinem privaten Willonsentsebluss ab. Fraglieh 
kannte nnr erscheinen, ob die thatsioblieh erfolg^ Aufnahme nun 
die Exemtion des FlQehtlings %'on der Folis^*Gewalt des Uforstaats 
snr Folge hat. Das erscheint jedoch unserer Ansicht nach als 
au8gesehlo5?scn. Wenn es dem Uferstaat freisteht, überall wo im 
Knstenmeer seine interesfeu geflibrdet sind, von seinen Souve- 
ränetätarechten der Gerichtsljarkeit und Polizei Gebrauch zu 
machen, so muss ihm auch die Möglichkeit gegeben sein, mit dem 



1) Pappafava a. a. O. S. 441 o. ff., 677 n. ff. 
3) f. Bsr s. a. O. 8. 615. 
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Am seiner Jnstiz den Fttohtliog noch auf dem Deck des fremden 
Schiffes zu ergreifen. Dadurch wird der Hcimatstaat des Schifiä 
nicht in ungehöriger Form verletzt. Denn indem der Kapitän des 
Schiftcs den iliichtling der Justiz des IFferstaats zu entziehen ver- 
suchte, hat er zunächst dedficn Ititereyscu verletzt. Es kann dem 
Uferstaat deshalb auch nicht das Hecht versagt werden, den be- 
treffenden KapitMn selbst stmfrechtlicli su verfolgen, wenn die 
eigenen nferstaatlichen Gesetze solches ermSglichen Sucht der 
£apitiSn mit dem Flüchtling an Boid eiligst die hohe See zu ge- 
winnen, so wird die Polizei des rt\i>t;uits nach den in art. VIII 
der Resolution des Instituts entwickt lti n Giuntlsiitzcn ilire Ver- 
folgung über die (ircnzen des Tenitoiiulmeers nusdelitieii küiinen. 
Die Verhaftung wird auch noch Uaiui vurgenommen wenltn kiiuuen, 
wenn die Auluahnic des Flüchtlings innerhalb des Küstenmeers 
des üferstaats erfolgt ist und spfiter auf seiner Reise das betref- 
fende firemde Sobiff abermals in die Efistengewässer des üferstaats 
eintritt. Dagegen erscheint sie nns ansgescblossen , wenn der 
PliichtUng etwa in dem Hafen eines andi rn Uferstaats an Bord 
genommen ist und nun das betreffende Schiff nur auf der Durch- 
fahrt das Küsitenmecr desjenigen Staates berührt, vor dessen Po- 
lizei der an Rord des Schiffes Aufgenommene entflohen i.«t. Hier 
hat der Kapitän des SchiffH nicht innerhalb des Küsten lueera 
sich einer Handlung schuldig gemacht, die geeignet wäre die In- 
teressen des Uferstaats zu verletzenj in folge dessen erscheint hier 
ein Eingriff der Polizei des üferstaats anf dem Schiff fremder 
Flagge im Küstenmeer als ausgeschlossen. Ob dasselbe gelten 
würde, wenn das betreifende Schiff einen Hafen des Uferstaats 
aufsuchen würde, ist viel ci "»rtcrt*) , jetlorh hier nicht 7.n unter- 
suchen. Es mag nocii darauf hingewiesen werden, da^^s anch bei 
der Verhaftung eines Fliielitlings auf fremdem Schiffe die Achtung 
vor der Flagge die Zuziehung einea Konsuls des betr. Staates er- 
brächen wurde , wenn solche nicht gerade in diesem Falle prak- 
tiseh meistens unmöglich wäre. An ihre Stelle muss dann aber 
jedenfalls eine sofortige Benachrichtigung treten. Im ttbrigen wä- 
ren wir zu dem S« Iduss gekommen, daas ein eigentliches Asylrecht 
an Bord fremder Kauffahrer im Küstenmeer nicht existiert. 

Damit glauben wir die wiehtigBten Fragen, die .sich aus dem 
Verhältnis der nferstnaflielu ii Jurisdiktion zu fremden Schiffen im 
Küstenmeer ergeben, criirtert zu liaben. 

1) So Orloian a. a. Ü. S. 803. Attlmayr a. a. O. S. 3». 

2) Vgl. den bekauüien Fall des franzüs. Postdampfers Auois bei llautefeuille: 
. ^sastioBS de dieit aiarit. int. Psrit 186& 8. 808—811. 
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§ 9. Die RecMMtellniig fremder Kriegii«liHh im KUelemiieer. 

Der Unterschied der Rechtsstellung zwiscbeu Kauffahrteifah- 
r^rn und Kriegsfahrzeugen in Gewässern fremder Hoheit ist zuerst 
in zahlreichen Staatsverträgen des vorigen Jahrhunderts festgelegt 
und seitdem durch dauernde allseitige Anerkennung zu einer Nurm 
im liecktsleben der Völker untereinander geworden. An anderer 
Stelle salien wir, daee ea xinr eine Fiktion iet, wenn man Eaiif> 
fahrer auf See ala territoire flottant des Heimatsstaats beaeichnet« 
bei den Eriegsacliiffen bedarf es einer solchen Fiktion nicht. Denn 
das Kriegsschiff ist wie Stoerk') sagt ^ein kürperlieh in die Er- 
scheinung tretender dauernder Bestandteil des Amtsorganismns 
eines völkerrechtlich als gleichberechtigt anerkannten souveränen 
Staats". Von andern ist das Kriegsschiff vielfach mit einem tref- 
fenden Vergleich eine „bewegliche Festung des Heiniatsstaats" ge- 
nannt worden. Von einer solchen wird man aber wie von einem 
Truppenkörper, der «dl in ein fremdes Staatsgebiet begeben hat, 
volle Exterritorialität behaupten müssen. Wenn Bemer*) sagt: 
„Ist irgend eine ExterritorialitSt in der Natur der Sache begrün» 
det| 80 die der fremden Truppen ; das Heer eines Staates ist nicht 
bloss der Repräsentant, es ist der wirkliche Träger der auswär- 
tigen Souvcränetät des Staates , dessen nach aussen gewendete 
Macht. Diese einer fremden Souveränetät unterwerfen, hiesso den 
grösäten Widerspruch begeben" , so lässt sich jedes Wort dieses 
Sataes auch von dem Kriegsschiff in fremden Hoheitsge wässern 
aussagen. 

Die Exterritorialität dersdben ist denn Buck als Fandamea- 

talsatz des internationalen Seerechts anerkannt und als das In- 
stitut die Rechtssätze Uber die Stellung fremder Schiffe im Küsten- 
meer fixierte, nahm es mit dem art. IX: „Est rcserv(^o la Situa- 
tion particuliere des navires de guerre et de ceux qui leur sont 
assimil^s" die Kriegsschitfe ausdrücklich von diesen Normen aas. 

Versuchen wir im folgenden zunächst kurz den Begriff des 
Kriegsschiffs, das sich dieser besonderen Stdlung erfreut, festsu- 
stellen. 

Die Erfüllung von drei Erfordernissen kennzeichnet das Kriegs- 
schiff, Zugehörigkeit aum Bereich einer Kriegsmarine, Unterstel- 
lang unter einen militärischen Befehlshaber und militärisch orga- 



1) 8to«rk s. a. O. 8. 486. 
3) BttBsr a. a. a 8. 316. 



Digitized by Google 



— ei — 



niaierte Besatzung Sind diese Bedingungen gegeben, »o braucht 
die einzelne Fahrt niclit »'inen militärischen Zweck zu verfolgen, 
vielmehr behält das Fahrzeug dann auch bei einer wissenti' fiaft- 
lichen Expedition seinen Charakter als Kriegsschiff. Der recht- 
lichen Matur des Schiifes selbst folgen natürlich auch seine Boote. 
AIb militSrisoher Befeblshaber wird Dur jemaiid angesehen , der 
sieh m seiner Eommaiidozeit im akttven Heeresdienst befindet. 
Ebenso mnss die Bemannnng znr bewaffneten Macht gehören, mag 
sie andh ans laater Kriegsfreiwilligen bestehen. Solche Zugehörig- 
keit macht die Uniform erkennbar. Sclion von weitem wird 
Flagge und Witupel das Kriegsschiff äusserlich kennzeichnen. Die 
Flagge ist die allgemeine der betreffenden Nation oder ihre beson- 
dere Kriegyliagge, der Wimpel deutet die Kommandot'iilirung durch 
einen aktiven ^Seeoffizier an. An Stelle des Wimpels kauu ein 
anderes Kommandoseicbm treten, wenn ein Vorgesetzter des Kom* 
mandanten an Bord, der ein besonderes Zeichen an ftthren bwecb- 
tigtist. Ist der Kaiser, die Kaiserin, derSronprins oder die Kron- 
prinzessin an Bord des Schiffes, so tritt an Stelle jedes Wimpels 
nach deutscher Verordnung die Standarte. Wird einem Fahrzeug 
die ßerechtignng Flagge und Wimpel zu fuhren und damit der 
Charakter als Kriegsschiif bestlitten, so kann der Beweis dieser 
Berechtigung durch die Segelordre des Kommandanten erbracht 
werden. Fahrzeuge können dauernd wie vorübergehend der Kriegs* 
flotte angehören. Ob die TOrBbergehende Zugehörigkeit etwa durch 
einen Mietkimtrakt swiseben der Marine nnd Privaten oder durch 
freiwillige XJeberlassnng des Fahrzeugs für Kriegszwecke b^sriin-' 
det ist, macht keinen Unterschied. Dass auch auf letzterem Wege 
ein Privatschiff den Charakter eines Kriegs.'^clnffg gewinnen kann, 
ist im Jahre 1870 durch ein Gutachten der englischen Kronjuristen 
ausdrücklich anerkannt. 

Damals hatte ein Königl. Preuss. Eriass vom 24» Juli 1870 
zur Bildung einer freiwilligen Seewehr aufgefordert. Obgleich 
derselbe keinerlei Erfolg hatte, protestierte die franzSsisohe Be- 
giemng in einer an den englischen Minister des Answärtigen ge* 
richteten Note gegen solche Yoranstaltungen und behanptete, die 
Bildung einer freiwilligen Seewehr enthalte einen Verstoss gegen 
die Pariser Deklaration vom 16. April 1866, laut deren § 1 «la 



1) Vgl. Perels, Hechtsstellang der KriegSBchiffe in fremden HoheiUgew&sscrn, 
Archiv für öffeutl. Recht Bd. I 1886 S. 461 u. ff.; dazu Mittclstcin , Arreatir- 
barkeit aod Arrestfreiheit der Schiffe ia Böbm's Zeitacbrift för int. PriTAt- oud 
Strafrecht Bd. S. 1892 8. Ml. 
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coarse est et dfiiieure abolie." Nun hat man aber unter Kaperei 
immer nur verdtuuden ^das Unternclimen von Privatpersonen 
unter Autorität einer kriegführenden Macht mitteis besonders dazu 
ansgeriiateter Schiffe den fündlichen Seehandel su schädigen 
nnd dem noerlanbten Seehandelsbetrieb Neutraler «itgegen jsn tre- 
ten" *). Nach dem Wortlaut jenes preuss. Erlasses sollten jene 
Privatfahrzcugü aber einen Teil der Marine bilden, deren Kriegs- 
gesetzen unterstellt, ihre Besatzungen gleichen militärischen Rang, 
gleiche Uniform, einen gleichen Arspruch auf Invalidenversorgung 
erhalten. Der Staat wollte Bewaffnung und Einrichtung überneh- 
men und die Thütigkeit dieser Schiffe sollte sich nur gegen fremde 
Kriegsschiffe richten. Die englisdie Antwort erkannte denn auch 
geätiitst auf jenes Gutachten an, dass durch diesen preuss. Er- 
laas nur die Umwandlung von Privatschiffen in Kriegsschiffe be« 
zweckt sei, dass mithin die auf Aktionen von Privatschiffen gegen 
Privatschiffe bezügliche Deklaration über Aufhebung der Kaperei 
keine Anwendung finden ktinne. Dieser Standpunkt wird heute 
von der herrsehcndon Lehre geteilt*). 

Die ßeelitsstellnng von Kriegsschirt'en hat der internatiouale 
Brauch ullgemeiu auch bulchen nicht zur Kriegtjmariue gehörenden 
fremden Fahrseugen zugebilligt, die im dnseln Falle aassehliess- 
lich zur Befürdemng von Souverfinen oder deren Vertretern be- 
stimmt sind. Dagegen gemessen diejenigen Staatssehiffe, die ohne 
militärischen Charakter für andere Staatszweckc vorwandt werden, 
grundsätzlich nicht die (Tleichstellnng mit den Kriegsschiffen. 
Allerdings werden ihnen teils durch internationale Verträge, teils 
durch Konnivenz oft sehr weitgehende Vergünstigungen eingeräumt. 
Einzelne solcher Verträge^; gehen hinsichtlich der Postdampfer 



1) Perels, Seoredit S. ». 0. S. 182. 

2) Heftter-fletfken a. n. 0. S. 270 Anni. 4. Porcls im Archiv a. a. 0. S. 4R8 
und dort zitierte. Kivier, Lehrbuch Völkerrechts. 1889. S. 381. Soweit die 
Kapw dnrek Jene Pariwr Dektaration siebt abgesehaffl, alnd tte richtiger An- 
aidit nach als PrivatediiffB besonderer Art zu betrachten uod genieiMa nidit 
die Privilegien der Kriegsscliiffe. Es sind auturisierte Paricigflnpcr aber nicht 
Bepräscutaateu eine« souveräueu Staates, üo urteilt u. E. mit Recht Mittelsteia 
s. a. 0. B. S65| der steh dabd auf l^tadier^Fod^re «tuuea kann. Allerdings ist 
die Frage vielfach in entgegengeieisteni Sinne besnUrortet; vgl dsrOber die bei 
Mittelsteia zitierten Autoren. 

S) z. B. Vertrag zwischen England a. Frankreich vom 8. IV. 1843 art. VII, 
swischea England n. Be^Mi vom 19. X. 1844 art. VII n. vom 17. II. 1876 art. 
VI fOr die Fahrt von Dover nadi Oilttide * iviiehen Frukrdch o. ItaHoa Twa 
8. lU. 1M8 nrt. TI, airiiebeD Eogitad n. DAnoauuek vom 96. VI. 1846 art XU. 
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bis zur Gleichgtellnng mit den Kriegsschiffen, die meiaten andern 
Pu.stvei U'äge gewähreu den Postdampfern nur dii'jfnigen Ermässi- 
gungen der Haieuabgaben u. s. w., welche den nntionalen I'ostschif- 
ien zustehen. Vielfach sind jedoch solche Vcrgünstigungeu auch 
anf diejenigMi Fostdampfer ausgedehnt, die obno im £igeiitain des 
Hdmatstaats sustehen, dennoch unter seiner Antorit&t, yielleicht 
auch Subvention, ihr Gewerbe verfolgen. 

Ebenso wenig wie Regierungsschiflfe , die zu Staatszwecken 
ausgesandt wurden , werden Falirzouge den Kriegsschifren einge- 
rechnet, die der Staat zum Erwerb durch ilie Seefahrt benutzt, 
obgleich sulchen Schiften vielfaclj die Erniiiehtigung zur FiÜirung 
des Wiiupelä erteilt war. So iÜr die Sehiiie der preussischen See- 
handlung jenseits der Linie durch eine Kabinetsordre vom 24. Sept. 
1834« Solehe SchifPe sind immer abgesehen von gewissen ihnen 
nur ans Konnivenz gewährten Erleichterungen i&r Zollabfertigungen 
n.s.w. grundsätzlich privaten Kaoffahreni gleichgestellt. Immer* 
hin war es jedoch als ein Verstoss gegen die einer fremden Re- 
gierung schuldige Achtung zu betrachten, wenn im Jahre 1827 im 
peruanischen Hafen von Arica ein Embargo auch auf das prcussi- 
sche Seehaudlungsschiti' ,Prinzeas Luise" ausgedeliut wurde, damit 
Peru dasselbe su staatlichen Truppentransporten benutze. That- 
sEehlich ist dieser axrü du prinoe, wenn es erlaubt ist, das Wort 
audi auf eine i'epnblikanisehe Begtemng ansnwenden, denn voßh 
anf den energischen Protest des Kapitäns aufgehoben. 

Erörtern wir nach der Klämng des Begriffs „Kriegsschiff^ die 
Rechtsstellung desselben im einzeln. Obgleich wie wir sahen die 
Exterritoiiidität dea Kriegsschiffs nicht auf einer i?"'iktion h'^ruht, 
so ist dieselbe doch auch liier inhaltlich nicht schrankenlos. 
Ist irgeud ein Kriegssekili uut der Durehiahrt durch fremde Ho- 
heitsgewasser begriffeui so hat w vidmehr sein YochaltMi dement^ 
sprechend su gestalten. Znnichst ist es, ihnlioh wie das Kauf- 
fahrteischiff dem Zeremoniell unterworfen, weldias d«r TJferstaat 
für fremde Schiffe vorgeschrieben bat , nur darf dasselbe unter 
keinen Umständen der Würde seiner Flagge widerstreiten. Na- 
tionalflagge wie Kommandozeichen ist zn setzen, heim Passieren 
von Küstenbefestigunsren, auf denen die National Hagge weht, wird 
ein Kanonengruss vun Schüssen abgegeben, gleichzeitig die Na- 
tionalflagge im Grosstop gesetzt. Nichtbeobachtung dieses Saluts 
kann durch einen blinden Sdiuss von denK^tenbefestiguugen aus 
gerflgt werden. Ist dieser erfolglos, so schreiben Verordnungen 
dnielner Staaten (s.B. art. IX des ostr. Reglements vom 20.1Cai 
1866) sogar seharfes Schiessen für die Batterien des Uferstaata 
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vor*^. Krin,!:^-!-!chifFe mit woiiig^^r als 4 Gescliiitzen sind gcwohn- 
lieitsicclitlicU von der Pflicht zu tu Saint hetreit. Wie die Vor- 
achritten über das Zerenionioll so siud auch die seepolizeilichen 
Voi-äcliiitten für die Kriegäscbiile trotz ihrer Auänabmeatellang 
bindend. £s liegt in der Natur der Saobe, daw s. B. Yondixifleii 
zur Verhfitimg von ZnsammensiÖesen anf See, die der Uferetaat 
fttr sein Küstenmeer erliess, die EriegsschifEe mit ergreifen müs- 
sen. Zweckmässig schlicsseu wir hier die Bctrachtnug der Frage 
an, welche privfit rechtlich en Rechtsfolgen sieb daraus er^ 
geben könnten , dass ein Kriof^sschilf dnrch Ansscrachtlassen der 
Fahrordnung des Uferstaats oder ein anderes Verschulden inner- 
halb d«»r Küstengewä?»ser desselben ein Kauffahrteischiff in den 
Grund bohrt. Kia derartiger l'all hat sich aiu 24. Oktober 1886 
auf der Rhede von Lissabon mgetragen. Das englische Kriegs- 
schiff jfSuItan*' brachte, durch einen Windstoss losgerissen von 
der Ankerkette, das fransosisohe Falueseng «Ville de Victoria* 
snm Sinken und föhrte dadnt ch den Untergang von 31 Menschen- 
leben auf demselben herbei. Fraglich könnte zunächst erscheinen, 
ob der Entschädigungsanspruch hier bei dem Gerichte des Ufer- 
staats geltend gemacht werden könne, oder ob dem die Thatsache 
entgegenstehe, dass die Khige sich gegen einen auswärtigen Staat 
richte. Dem gegenüber erteilt v. Bar^) fest, dass die civilprozes- 
snale Zuständigkeit des ortlidien Geridits gegenfiber einem frem- 
den Staate principiell nur dann ausgeschlossen sei, wenn es sich 
um Anspräche handele, die ans einem Sonveranetatsakt des be- 
klagten Staates hergeleitet werden. Das ist hier offenbar nicht 
der Fall und art. II des bezüglichen Beschlusses des Instituts zu 
Hamburg nennt ausdrücklich unter den Klagen gegen einen frem- 
den Staat, die man als „recevables" gelten lassen will: „Les ac- 
tiona ea dunimage int^rets nöes d'un delit ou quaai-dclit, qui a eu 
Heu sur le territoire." Eine andere Ansicht vertrat zwar bei Ge- 
legenheit einer Interpellation des damaligen AbgeordnetMi von 
Havre Felix Fanre der firansSsisehe Minister des AnswBrtigeii 
Flourens in der Sitsung der französischen Kammer vom 7. Nov. 
1886. Dieser hielt die portugiesischen Gerichte für durchaus nn 
zuständig, seine Anschauung teilt Clunet"). Allerdings wäre 
eine Klage vor dem portugiesischen Gerichtshof immerhin von 



1) Tn ilein Fall des „Herzogs von Edinl tir<:h" vor r^nnes 1887 erfolgte 
nur eine Hcschwerde der französischen Regierung beim engL Mioisteriim. 

2) V. Bar, Lehrbuch a. a. 0. S. S45. 

8) Classt iWm Jonnisl Bl 16 von 1888 & a96--287. 
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sweifelhaftem Werte, weil die portni^eeiseheii G«nchte dem ttter> 

ritorialen Krieg.sscliifT gegenüber keinerlei Exekutions-Müglicbkeit 
etwa dnrcb Arrestlegung gehabt hätten. Da auch die französi- 
schen Gesetze (nach Clunet) die Möglichkeit einer Klage gegen 
den britischen Staat nicht gewähren, andernfalls aber auch die 
Aussichten iur eine Ausführung eiucä obsiegenden Urteils nicht 
besser gewesen wären, so blieb nur die Klage bei dem zuständigen 
eng^iscben Gerichtehof offen. Es fragte eich, nach welchem Secht 
von diesem za entscheiden sein würde. Die englische Begiemng 
Hess darüber keinen Zweifel aufkommen, dass in ihren Angen der 
Vorfall nur nach englisch« m Hecht beurteilt werden konnte. Auch 
damit ist Clnnet einverstanden , währeiul v. Bar den schon oben 
erwähnten Beschlüssen des Antwerpener Kongresses und des In- 
stituts zustimmt, die beide bei Znsammenstösscn auf See zwischen 
Kriegs- und Kauffahrteischift'cn keinen Unterschied machen in Bc- 
sng auf die f&r die SchadenaersatsansprBche maM^benden Nor> 
men. Da nun nach englischem Recht die Ersatzpflieht wegen 
mes von ein^ Kriegssdiiffe hewiiklcn Znsammenstosses nnr den 
Schiffsbefehlshaber bei etwaigem Versehen (^^the actual wrong 
doer") triflFt und bei der Höhe des Objektes und der besonderen 
Lage des Falls (d^r Schiffskommandant war doch wohl ohne jedes 
Verschulden) die Klage gegen diesen völlig aussichtslos war, so 
war Frankreich als Heimatstaat des untergegangenen Schiffes 
noch Kn besonderem Danke verpflichtet, als man seitens der engl. 
Eegieruug den Hinterbliebenen der Vemnglüditen 20000 Pfand 
Sterling überwies t 

Kehren wir nach dieser Abschweifung zu der rein Völkerrecht- 
lidien fiechtsstellung der Kriegsschiffe zurück. Dasselbe wie von 
den «eepoliT'eilichcn Vorschriften des Ufcrstaats gilt auch von sol- 
chen gesundheitspolizeiiichen Inhalts, nur dasa hier sich die Kriegs- 
schiffe oft besonderer Vergünstigungen erfreuen, so einer kürzereu 
Qaarantänefrist, Zuläääigkeit einer Erklärung des Kummaudauten 
an Stelle des Gesnndbeitspasses, freier Wahl eines Ankeiplatses, 
W^f&U der Abgaben fttr QnarantSne nnd Ansstellung der Sani-< - 
tatepapiere. Andere Gesichtspunkte werden ausschlaggebend, wenn 
es sich nicht um Vorscliriften der Gesündheitspolizei sondern der 
Zollbehörden handelt. Hier fällt die besondere Bestimmung der 
Kriegsschitfe ins Gewicht, die ja nicht im Waarentransport zu er- 
blicken ist. Eine Verordnung des Bundesrats vom 12. Okt. 1878 
bestimmt deshalb für das deutsche Reich: „Eine zollamtliche Kc- 
vision der fremdherrlichen Kriegsschiffe, sowie überhaupt das Be- 
treten derselben Im Zollinteresse findet nieht statt''. Sobald 

5 
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jedocli W aal eil vom Bord an'a Land gebracht werden, werden sie 
von den Zdlvorsdiriften des Ufeistaate mit ergriffen und sind 
nicht dadurch atenerfrei, dasa sie auf einem Kriegsschiff beiordert 
wurden. Allgemein ist auch die Befreiang der Kriegssdiiffe von 
jeder anderweitigen Abgabe anerkannt. 

Dass ohne Erlaubnis dcslTforstaats innerbalh dc^ Kü-'tcnmoera 
aussei' an Bord des Scliitte.s selbst keine militärischen Uebnngen 
vorgeitonunon werden dürfen, bedarf kaum der Erwähnung. Kann 
durch dieselben, man denke nur au Schiessiibuugen, die allgemeine 
Sieheriidt doch au sehr gestört werden. Ebensowenig schliesst 
das Aeeht der passage inoffnisiv die Befngnis in sich, innerhalb 
des fremden Kfistenmeers nun militärische Vermessungen etwa fOr 
künftige Kriegszwecke vorzunehmen, solche sind vielmehr häufig 
ausdrücklich verboten (z. B. in § 10 jener schon erwähnten östr. 
Verordnung vom 20. Mai 1866 auf Kanonenschussweite). Berels ') 
will das Vcrbut militärischer Manöver wie von Vermessungen auf 
die „Durchfahrtsgewässcr" also Meerengen, Kanäle u. s. w. soweit 
auch sie nationales Seegebiet sind, nicht ausgedehnt wissen. Un- 
seres Erachtens ohne triftigen Grond, denn das Sehutsbedfirfnis 
des üferstaats ist dasselbe, mag nun die Operation im eigeatUchen 
Küstenmeer oder im nationalen Teil einer Heermige vorgenommen 
werden. 

Die Internationalen Beziehungen , die sich aus der Desertion 
eines Marinesoldaten, der sich heimlich von Bord auf ein anderes 
SchiÜ' oder in das Land-Gebiet des Uferstaata begeben hat, erge- 
ben werden, glauben wir hier mit i'ug übergehen zu können, da 
der Fall sich in der Regel nur im Hafen antragen wird'). Ebenso 
der Fall des Deliktes eines Mitgliedes der Besataung im Xiandge- 
biet des üferstaats. Eher wSre es m5glidi, dass auch das auf der 
blossen Durchfahrt im Kiistenmcer befindliche Schiff anhieltet um 
Flüchtlinge des Uferstaats aufzunehmen. Die rechtlichen Folgen 
eines solchen Gc.^chchnis.ges sind bestimmt durch das Verhältnis, 
in welchem das KriegsschifF im allgemeinen zur Jurisdiktion des 
Uferstaata steht. Aus der Thatsache der realen Exterritorialitiit 
des Kriegsschiffes hat man mit Kecht den Schluss gezügen , das 



1) Perela im ArcLiv a. a. 0. S 

S) Vgl. darüber oameDtlich Pereis im Archiv s.a. 0. S.498. Ortolaa a. a. 0. 
I. 8. 818, 814, 807 n. 308, art XTI der BsMlntittB de« Isttitott flbsr Aailtefenuig 
auf dem Kongress von Oiford 1880. Rolin in der Reme de droit int Bd. XIX 
H. 372—73. Am dem^^cHtm Oninfl , wie obeOi ObergingM Vif die AlltlkllllfMIg 
entlaafener Maouacbafteji von Kauilaiirerii. 
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KriogSBchiff sei von der allgeiiieiii«! Jariediktioii dea Uferstaats 
vSllig be&eit. Da sich gegen diesen S c h 1 u s s nichts einwendeiL 
Uess. 80 wurde von einzelnen die Exterritorialität seihst hestritten'). 

Dann konnte man getrost die Exemtion von der uferstaatlichen 
(Terichtsbarkeit verneinen. Auf Grnnd dieses Widorspmnhs wurde 
am 14. Februar 1870 dnrch Königl. Ordre in Giob^Vtrittanien die 
Bildung einer Kujai commiäsiun ou lugitive sluves angeordnet, 
welche die Seelktalage der in den Ländern der Sklaverei an Bord 
englisclier Eriegachiffe geflüchteten Sklaven nntersnehen sollte. 
Anck innerhalb dieser Kommission fand die EzterntorialitSt der 
Kriegsschiffe in fremden Hoheitsgewässern scharfe Gegnerschaft. 
Dennoch ist dadurch weder die herrschende Lehre der Wissen- 
schaft noch die Praxis erschüttert worden. Die Mehrzahl der äl- 
teren wie jüngeren Autoren stimmen in diesem Punkte überein ^) und 
auch innerhalb jener Kommission hat, wie unten gezeigt werden 
soll, die herrschende Lehre den Sieg davon getragen. 

Ans dieser Exterritorialität des Eriegssdiiffs folgt eine Ün* 
antastbarkeit, die jede fremde, riebtarliche wie Polisei-Gewalt ans* 
schliesst, eine Unantastbarkeit, die viel weiter gelit als derSchuts 
des Gesandtschaftshotels. Wenn letzteres auch im Privateigentum 
des fremden Staats stellen mag, so ist dadnrcli keine reale Ex- 
territorialität begründet, welche die dort von nicht exterritorialen 
Personen begangenen Delikte von der Verfolgung aussehliesst. 
Ganz anders bei dem Kriegsschilf, das seiner Natur nach als be- 
wegliehe Festong mn Tdl des Heimatsstaates seihst ist. Hier ist 
jede rickterlidie oder poliseiliche Handlung deshalb ftbwhaupt ans* 
gescUosseni ein an Bord des Eriegssohiffes etwa von dem Lootsen 
oder einer andern nicht snr Besatzung des Schiffs gehörigen Fer^ 
son begangenes Delikt, mag dasselbe auch die Interessen des Ufer- 
staats verletzen , setzt den Thäter nicht ilvr direkten Verfolgung 
durch den Uferstaat aus. An Bord des KriegsscbiHä kann weder 
irgend eine Durchsuchung und Verhaftung vorgenommen, noch das 
ganze Schiff auf Grund eines privatrechtlichen Anspruchs (etwa 
einer Hafbnng ans d&er Ansegeluug) mit Arrest belegt werden. 
Das gilt aneh dann, wenn dnrdi den Kommandanten des Schiffes 



1) Vgl. die bei FereU im Archiv a. a. 0. S. 689 Bitierteo. 

2) F&r Bxtorritoruüiat PUlliuora s. a. 0. Bd. I 8. 899—401. Twiis a. a. 0. 
8. 168. Csivo s. a. 0. Bd. I S. 467. Ortolao a. a. O. Bd. I S. 178 ff. Caodiy 

a. a. 0. P!l U S. 157. T?i?rhnf a. a. 0. S. 26. Pereis, Srcrrrl t a a. 0 S. 101 u. ff. 
Archiv a. a. 0. S. 6Ö9 S. Attlmayr a. a. O. S. 83. ileä'ter-üetlkea a. a. ü. S. 177. 
Aach Harcourt in einem Brief «n die Tinti vom 4. Kot. 1875. 

6* 
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etwa die Nonoen des Uferstaata verletzt sein sollten, die für ihn 
wie üben gesagt bindeiul sind, so die Vorschriften, die zur Siche- 
rung der Schiffahrt im Küatcnmccr durch den Ulerstaat erlassen 
sind. Auch hier ist der Uferstaat, wenn er eine Bestrafung des 
Schuldigen duichsetzeu will, ganz aut die diplomatische Vermitt- 
lang angewiesen, ein direktes Eingreifen smeneite erscheint ans- 
gescUomen. Der Kommandant des Kriegsschiffs ist ebm nur 
seinen vorgesetsten Behörden, keinem Dritten verantwortlich. 

Das Recht der Selbst- Verteidigung, der völkerrechtlichen Not- 
wehr« falls das fremde Schiff in Friedenszeiten sich irgend welcher 
Eingriffe in die Rechte des Uferataats srlmldig macht, bleibt na- 
türlicli durch diese Unabhänigkeit des Kriegsacbiffs von der ufer- 
staatlichen Justiz unberührt. 

£iue uotweudige Konsequenz dieser völligen realen Exterri- 
torialität des Kriegsschiffs ist das Asylreckt an Bord des Schiffes, 
Denn wenn die nferstaatUohe Polizei das Kriegsschiff fremder 
Flagge im Küstenmeer nicht betreten, gMeBweige denn dort Amta> 
handlungen vornehmen darf, so gewähren dieses Verbot des tntroi> 
tus wie der districtio dem Flüchtling den Schatz des Asyls. Die 
Gewährung eines solchen A;?yl8 hfingt natürlich ganz von dem 
Kommandanten bezw. der ihm erteilten Order ab. Immerhin 
würde es jedoch eine Verletzung des TJferstaats bedeuten, wenn 
ein fremdes Kriegsschiff die von ihm verfolgten Verbrecher in 
Sicherheit brachte, eine Verletsnng, für die der Beteiligte mit 
Becht anf diplomatischem Wege Genngthnong fordern könnte. 
Anders bei einer AqrlgewSbmng gegentfber politisch» Flfiehtlin- 
gen, die vielleicht StaatsangehSrige des Heimatstaats des Kriegs- 
schiffe sind. 

immer kann der Uferstaat auf diplomatischem Wege die 
eigentliche Auslieferung des Schützlings von Staat zu Staat zu 
erlangen suchen uud wird dieselbe, zumal wenn er sich auf Aus- 
lieferungsverträge stützen kann, in nicht seltenen Fällen erreichen. 

Indem ^e Commission on fugitive slaves sich anf den Boden 
der Esterritorialitflt der Kriegsschiffe stellte, konnte sie die viel* 
erörtei-te Frage, ob Sklaven sieh durch die Flocht anf ein Kriegs- 
schiff der Polizei des Uferstaata und damit ihrem Enechtschafts- 
verhältnis entziehen könnten, nur in bejahendem Sinne beantworten, 
in § 1 einer im .Inhif 187») an die Befehlshaber der britischen 
Kriegsschiffe ergangenen Instruktion heisst es*): ,In any case in 



I) Alfgedmckt bd FSfslii AceU? a. a. a & 700. 
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which a fugitive slave Kas been recieved on board of British Man< 
of-War aml takon under thc protection of tho British flag, whether 
or beyond tbe territorial waters of any state no dcraand maili- for 
bis surrender oa tbe ground of slavery is to be admitted or en- 
tertained." 

Damit glauben wir unsere Erortemsg Uber die besondere 
Bechtsstellnng der Kriegsschiffe, soweit das Küstenmeer for 
dieselbe in Betradit kommt, schliessen an können nnd wenden nns 
im folgenden der Darlegung der Kecbtsverbfiltnisse im Küstenmeer 
an, soweit sie durch den Krieg Verändemogen erleiden. 

IL Das Küstenmeer im Krieg. 

§ 10. Dit KflttonnMr d«r IMtiIml 

Unter NentralitSt verstehen wir «den Zustand nnparteiiadier 
Nichtteilnahme gegenüber einem bestdimden Kriegsanstand" 
Die Neutralität kann sich anf ve rtrag a m isrige Verpflichtungen 

wie auf freiwilligen Entachluss des betreffenden Staates grfindoi. 

Das erste jener Summe von Rechten und Pflichten , welche die 
Nontralität in sich schliesst, ist ♦lio Unverletzbarkeit des Gebiets 
lies neutralen Rtaates und die ungestürte Ausübung aller Hoheit«- 
recbte in demselben. 

Da nun das Staatsgebiet sich über die Küste auf den näch- 
sten Teil des Meeres ausdehnt, so erstrecken sich Rechte und 
Pfliehtm der Neutralit5t anf dieses Seegebiet. Das Institut be* 
schränkt dasselbe, wie oben gesagt auf 6 Seemeilen, giebt aber 
dem Uferstaat in ort. IV seiner üesolution das Recht, seine Neu- 
tralität auf Kanonen^ 'Ii nssweite auszudehnen. Dazn soll es jedoch 
nicht blo!=iser Anstiihrung, sondern einer ütfentlichen Erklärung 
oder besondern Kundgabe geji^enüber den kriegführenden Mächten 
bedürfen. Ist eine solche erfolgt, so würden wir zwischen jenen 
beiden Zonen des Kfistenroeeres in besng anf die Neutralität nicht 
mehr zu unterscheiden brauchen. 

Unswei£dhaft würde der üferstaat am besten in dw Lage 
sein, seine Neutralität vor jeder Verletzung au wahren, falls w 
die Kriegsschiffe der kämpfenden Parteien von seinen neutralen 
Gewässern völlig ausschlicssen könnte. Thatsächlich ist ein solches 
Recht auch vielfach behauptet worden, so von Hautefenille in sei- 
nem erschöpfenden Werke „nations nentres en temps de guerre'' 



1) GflOkaa in Haadlmcli a. a, 0. Bd. I? 8. 60S. 
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raaritiine, wo er sogar behauptet: „Si le droit de paasage existe, 
rindependanco n'exiate plus, il n'y a pliu 1' souvcrainctc" 
Ebenso cutäcbiedcn sagt vuu Kalteuburu ^) : ^iiuilicii stimtiieu alle 
Antoren darin fiberein (?) , dass es einsig yon der freien WiUkor 
des Neutralen abhSnge, dergleichen (gemeint ist die Durchfahrt) 
au gestatten." Denselben Standpunkt vertritt auch noch Geffken*). 
Alle drei Autoren betrachten zwar die Sperrung des Küstenmeers 
jRir Schiffe der Kriegführenden nicht als Pflicht, wohl aber als 
Recht der Neutralen und kennen nur die Seenot als Ausnahme, 
in der der Zutritt zu den Küstengewässein immer zu gcätatten sei. 

Praktisch wurde die f^anze Frage durch den von der Tann-Fall 
im Juli 1850. Um seine Neutralität zu wahren, hatte der Senat 
der freien Hansestadt Lübeck festgesetat» Kriegsschiffe der däni- 
sehen oder schleswig-holsteinschen Flagge würden in seinem Efisten- 
meer auf Eanonensehussweite nur geduldet, wenn sie bereit seien, 
sich entwafl'ncn zu lassen. Auf Grund dieser Bestimmung wurde 
dann jenes schleswig-holsteinische Schiff ans den liibisohen üewäs^ 
sem verwiesen. 

Will man die Znliisdigkeit solcher Massregel priiten, so i.st es 
g.-inzlirli falsch, wie ein Teil der für das Recht der Sperrung ein- 
tretenden Autoren, so Hautcfeuille, hier die Analogie der Truppen- 
dorohmarsche in Hülfe au nehmen. Natürlich ist kein Staat ver- 
pflichtet, den Trappen der Kriegführenden den Durchmarsch an 
gestatten, aber auch in Friedenszeiten verbindet ihn nichts, sich 
fremde Truppendurchmärsche gefallen zu lassen. Anders bei Kriegs- 
schiffen im Küstenmeer. Hier ist eben die Gerechtsame aller 
Staaten von Belang, das Küstenmecr für die friedliche Durchfahrt 
sei es mit KauH'uhrtei- oder Kriegsschiffen zu nutzen. Soll die 
Ausübung dieser Berechtigung zu Kriegszeiten iür die Kriegfüh- 
renden mhen? Das wäre doch nur dann begrifflich erforderlich, 
wenn die friedliche Durchfahrt „passage inoffensiv* far Schiffe der 
Kriegffihrer der Natur der Sache nach unmOglidi. Das ist aber 
keineswegs der Fall. Wenn beide kriegführenden Parteien die 
Neutralität des Uferstaats aditen und in seinem Küstenmeer sich 
vor kriegerischen Handlungen hüten, dann krmnen sie dasselbe doch 
noeh zur Iricdlichen Durchfahrt wie zu Fricfli-nszeiten benutzen. 
Weshalb soll also ihre Gerechtsame in Kriegszeiten nicht ausgeübt 



I) Tlantcfoiiillc, Des droits et des devoirs des OStionS nsntfW eu tosps ds 
guerre maritime. Paris 1848. Bd. I. 8. 426. 

3) T. Ksltwboni, KrisgMchiib snf nentralsm Gebiet. Hamburg 1850. 8. 29. 
8) Oefflna a. a. 0. 8. 668. 



Digitized by Google 



— 71 — 



werden? Es giebt selileijlilMii keinen Gbnnd «i deren VemeinnDg. 
Diese Ansebaniiag finden wir aaeb bei Ortolan^), WooUey'), Pe- 
rels') lutd Godey*) vertreten. NatHrlieb bran^t und darf der 
Uferstaat nicht dulden, daM sein Küetenmeer zum Kiiegescbaaplats 
werde. In diesem Sinne spricht ihm art, V Resolution des 
Instituts das Recht zu: de regUmenter le passage dans laditc mer 
pour les navires de guerres de toutes nationalites. Solche Regle- 
ments lies Uferstaats pflegen vorwiegend die Bedingungen zu ent- 
halten, unter denen der Neutrale notwendige Reparaturen am ächuf 
und an den Booten, ESmiabme von Wasser, Proviant nnd Koblm 
gestatten will, ferner Verbote d«r fännabme von Waffen nnd Hu-> 
nition, Erganiimg der Besatwuig q.8.w. In allen diesen Ffillen 
handelt es sich ja eigentlich um einen vorübergehenden Aufenthalt 
der Kriegführenden in den Häfen des Neutralen, es findet sich 
jedoch darin auch die feststehende und allgemein anerkannte Regel 
wiederholt, d.T^^» auch nur auf der Durchfahrt befindliche Kriegs- 
schiffe das Kilrjtcunicer nicht zum Schauplatz ihrer kriegerischen 
Unternehmungen machen dürfen. 

Dieser wiebtigeBeehtssats desVölkerreebts bedeutet zanScbst 
für den EriegfUbrenden ein Verbot jeder direkten Feindseligkeit 
gegenüber seinem Gkgner, so lange einer von beiden sieh im Küsten- 
meer des Neutralen befindet Vereinzelt wollte man bei der Be- 
ratung des Instituts sogar dem Kriegführenden Akte der Feind- 
seligkeit im freien offenen Meer verbieten , wenn darunter das 
angrenzende Kudtenraeer zu leiden hätte. Mit Recht wandte 
V. Bar hiergegen ein, das hiesse Gesetze lür das freie Meer, nicht 
für das Küstenmeer vorschlagen. 

Der Sriegfnhrende wurde sich jedoeb einer sebweren Ver- 
letsnng der Rechte des üferstaats schnldig machen, wollte er in- 
nerhalb der Kfiaiengewässer einen Kampf beginnen oder fort- 
setzen. Der Neutrale hat das Recht und die Pflicht alle ihm 
an Gebote Htdienden Machtmittel, Kriegpsehiffe , Küstenbatterien 
n.s.w. , aufzubieten, um den "Roginn oder die Fortsetzung des 
Kampfes innerhalb seiner Gewässer zu vereiteln*). Er kann sich 
des SihiHes, das seine Neutralität gröblich verletzt hat bemäch- 
tigen, es völlig zerstören oder ins Meer versenken. 



1) Ortolan %. a. 0. Bd. II S. 266. 

2) Wools«ar a. a. 0. ä. 2ö2. 

8) Pereis, Seexwht a. a. 0. S. 

4) Oodey a. a. 0. S. 89. 

6) AI« 1870 «af der Rhede voa Hanuiaah der Konmandsiit des deaddiea 
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Von diesem Prinzip bat man verschiedentlich Ausnahmen be- 
hauptet. Zunächät für Fall , dass die FcindsielJp;lveiten der 
Kriegführenden zwar innerhalb des neutralen Küstemueercs, aber 
an einer verlassenen unbefestigten Küste stattfanden. Nanietitlicb 
Ortülan ') will dann die Ycrpilichtung zur Beobachtung der Neu- 
toalitSt nieht zu streng aufgefaest wieeen. eevait rei^lier") 
sagt er, ,de s'abstteir en tonte sitnation de tovt acte d*boatUit6 
en depa de cette ligne, qa'on appelle ligne de mpect. Kais en 
fait, en concoit que les Operations n^ilitaires d*Qne action mantime 
ne comportent pas une pr^cision math<5matiqne aussi rigoureuse, 
qne Toffieicr comraandant lorsqn'il n'a en vue qu'une cöte inculte, 
inhabitee, d«'mn'e de tout aigne de la puissance territoriale, puisse 
se laisser entraincr au <\6\k de ia regle precise et qu'il soit C'vi- 
dent cependant qu'il n'a pas eu Tintention d'offeaaer FEtat nentre 
ni de violer sont droit d'empire. Kons pensona qae les cir<»n- 
stances de faits pareils devraiaDt entrer w ligne de oompte oomme 
canses d'excnse. Hais la violation de rimmnnit^ attacb^c au 
territoire neutre est snrtout flagrante et manifeste lorsque des 
hostilites sont exerc^es dans les eaux clauses telles que Celles des 
ports et de." rades .... 11 en est de merae dans des mers Htto- 
rales, sur de.s cötes ouvertes on il existe des moyens de defense". 
Uns scheint Ortolan dabei mehr von seinem Standpunkt als Ma- 
rtneoffiaier, dem es freilich, schwer fallen mnsa, einen günstigen 
Moment au einer Eriegsthat der Neutralität des Eüstenmeeres 
wegen vorübergehen an lassen, wie als Hecht nnd Unrecht sorg^ 
sam abwägender Jurist XXL urteilen. Besonders seine Unterschei- 
dung, ob das Küstenmecr thatsächlich mit Kanonen beherrscht 
wird, erscheint wenig glücklich, ja bedeutet geradezu einen Rück- 
schritt. Es mag genügen, festzn.stoHen , das.'j diese Lehre von 
Ortolan, nur geeignet das Priuzip der Neutralität zu durchlücliern, 
auf den entschiedensten Widerstand gcstossen und niemals zu 
einer auch nur beschrinkten Anerkennung gelangt ist. 

Ebenso ist eine aweite Ausnahme von jenem Rechtssats heute 



Krfogmehiffi Meleor mit dem KomnuuidsntMi des frans. Sdiillbi Bottfet einen 

Kampf verabredet batt«n, wurden beide von spauischeu Schiffen bis zur Grenze 
des Küstenmeera geleitet. Letztere fasstcn dort Posin, um (iber die Neutralitüi 
des Küsteomeers zu wachen. Als der Jiuuvet durch den Meteor kftmpfuutahig 
gemacht war und lelitaiw die Terlblgang aafiMihmen wollte, erUarten die Ka- 
pitäne der spanischen Schiffe, dass Meteor wie Bouvot sich jetzt augenblicklich 
in spanischeD Territorialgewftasem befl&nden und die Yerfolgnqg moaste nnter- 
bleibea. 

1) Ortolan a a. 0. Bd« D S. 987 «. ff. 
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völlig verworfen^), die ßjTikershoek verteidigt hatte*). Letzterer 
wollte eine Verfolgung in das nentrale Gebiet hinein zulassen, 
die eieb nnmittelbar an ein Gefecht anf hoher See anschlösse 
(ydnm fervet opns'^. Aach das heisst die Neutralität thatsSchlich 

verneinen. 

Wenn Godey") glaubt eine Ausnahme der Pflicht zut Beob- 
achtung der nferstaatUclien 'Xentralität darin sehen zu müssen, 
dass es den Kriegführenden iVeisteho auf oüeuer See, aber in ge- 
föhrlieher Nähe deö Küstenmeors zu kämpfen , so übersieht er, 
daas, wie oben dargelegt, die entgegengesetzte Annahme eine Be- 
sehrSnkting im freien Gebrauch des offenen Meeres bedente. Ebenso 
wfinscfa«iswert, wie es natürlich wSre, dass die Kriegfahrenden 
solehe Bfieksieht aaf die Keatralen nähmen ond xomal bei Nacht 
oder, wenn sonst ein Ausweichen für nentrale Schiffe im nentralen 
Meer nnmdglich, nicht an der Grenze des Eüstenmeers kämpften, 
eben.sio immogh'ch ist es, eine derartige völkerrechtliche Verpflich- 
tung zu konstruieren. — Deshalb erscheint es uns mehr ala iraglich, 
ob der Ul'erstaat einon Anspruch aul den Ersatz des materiellen 
Schadens hat, den ein ibcbiff seiner Flagge trotz aller Vorsichts- 
massregeln im E&stenmeer durch ein Gefecht der Eriegfuhrendcu 
aaf hoher See gelitten hat. 

Es onterliegt keinem Zweifel, dass der Kriegführende im 
nentralen Eüstenmeer ebensowenig kriegerische Unternehmungen 
gegen Privatschiffe wie gegen feindliche Kriegsschiffe 
ausführen darf und dass ihn auch nicht der Zustand der Defen- 
sive zu kriegerischen Thaton liercchtigt. Allerdings kennt die 
G-eschichte des Viilkerrechts eine Reihe von Fällen, wo diese Grund" 
äätze gröblich verletzt wurden '}. Doch erfuhr jede dieser V'er- 
letsnngen einen entschiedenen Protest, in den meisten Fällen 
warde dwselhe anerkannt and die Verletsnng dnroh eine Genng» 
thnong gesühnt. Nnr einzelne solcher FSlle haben für nns ein 
besonderes Interesse. So glaubte einst ein französischer Kaper 
die Wegnahme eines portngiesiscben Schiffes Nossa Sonhora du 
Carmelo in den neutralen amerikanischen Gewässern damit recht» 



1) Als 1862 ein engl. Schiff von dem amerik&nischen Kreuzer Adiroodack 
in die Oewimr der Babamu verfolgt wurde, eotschaldigte die unerikanisclie 
BagienuK «ich mgra dtoMr sineseiiMble violstion of the law of nstiom''. lo 
diesem 5;innc urteilt nebeo WhMton, Ortolao, KlAber, Perete, Calw madt Godey 
a. a. 0. ä. 101. 

2) van Bjokershoek, Quaostionos iuris publici 1. I eap. YIII. 
8) Qedtr & lOOff. 

4) GdDmi a. s. 0* 8. 66a 
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fertigen za können, dass die amerikanisohe Küate dort nicht that- 
sScUich durch Batterien gesehatst gewesen, mithin hebe Aus- 
dehnung der Gebietshoheit des Uferstaats auf das Ellstenmeer 
vorgelegen habe, ein Einwand, der (Iiirch das Erkenntnis des 
firanzösiscben Prisengerichts von 27. f ruktidor YIU (1797) für 
völlig niclitig erklärt wurde'). 

Bei einer andern Gelegenheit, als der amerikanische Kaper 
„(■ronoral Armstrong" am 27. Sept. 1814 durch ein portugiesisches 
Kriegbäächiir dcsshalb beschossen war , \veil der Amerikaner im 
nmitralen purtugicsisehen Efistenmeere gegen ein englisches Ge- 
schwader gekämpft hatte, glaubten die Vereinigten Staaten einen 
Anspruch auf Entschädigung damit begründen an können, ihr 
Kriegsschiff Laln i' Ii den Engländern gegenüber in der Defimsive 
befunden , durch die blosse Verteidigung sei kein Verstoss gegen 
die Neutralität des Küstenmeers begangen. Erst im Jahre 1851 
wurdn dieser Fall durch den Präsidenten der t'rauzösischen Re- 
publik dahin cutschieden: auch in der Verteidigung des Generals 
Armstrong'* innerhalb des neutralen Küstenmeeres liege eine 
Neutralitätsverletsnng, mithin könne Portugal nicht veipfliditet 
sein, für die verdiente ZTOhtigung des NentralitStsbruchs Genüge 
thuung au geben. 

Betrachten wir die Stellung des Kriegführenden gegenftber 
Privatscbiffen im neutralen Küstenmeer im besonderen, so ist, 
wie schon aus jenem Erkenntnis des französischen Prisengerichts 
hervorgeht, lür den Kriegführenden jegliches Prisenrecht, d. h. 
das Recht der Aneignung feindlichen schwimmenden Privat" 
eigentums im neutralen Eüstenmeer völlig ausgeschlossen. Dieser 
geltende Beohtssata hat Aufnahme geftinden in das Prisenregie» 
ment des Instituts für internationales Recht, das in § 8 bestimmt: 
^Le droit de prise ne pent etre cxerce que dans Ics eaux des bdli« 
g^rants et en haute mer, il ne pcut etre cxcrcö dans les eaux 
nentres ni dans les eaux qni sont cxprosscment par traite mises 
ä Tabri des i'ait.-j de guerre Hat ein Kriegsschiff oder ein Kaper 
gleichwohl im neutralen Meer eine Prise aufgebracht, so bedeutet 
das einen schweren Einbruch in die Kechte des Neutralen. Wie 
letaterer deshalb sogleich zur Wahrung seiner TJnantastbarkeit 
einsusohr^ten befugt ist, so kann er erforderlichen&Us audi nach 
gesdiehaiw That auf diplomatisdiMn Wege Rückgabe und Genug- 



1) So orteiUe nuia iclion mehr wie ein tuUbes Jahxliiuidert vor Oilolsii, der 

Vie oben gesagt hier eino Ausnahme konstruieren wolltot 

2) Aaoaaire s. s. 0. Bd. IX von läbö ä. 219 ff. 



Digitized by Google 



— 75 — 

thuiijig fordern. Keinenfalls darf ihn der beti'effende Staat mit 
seiuem Anspruch vor tseiu Priseugericbt verweisen. Streitig ist 
bier, oli nidit aber der gescibädigte Frivatmanii eelbstindig eemen 
Anepmoli auf Heransgabe der Prise gegenüber dem Nebinestaat 
nnd seinem Greriohte geltend machen kann. Ortolan') verneint 
diese Frage und stützt sich dabei auf Wheaton. Auch Gessner^, 
Hautefeuille ') und Pereis*) nehmen nur eine relative Nichtigkeit 
der Prise an , die bloss von dem verletzten neutralen Staate gel- 
tend gemacht werden könne. Uns scheint doch auch der Privat- 
mann, der oder dessen Vertreter im Vertrauen auf den Schutz 
des neutralen Meeres vielleicht das friedliche Kriegsschiff dicht 
herankommen liess» während er ihm leicht hätte entschlfipfm 
können, dordi den Nentralitatsbrach des KriegfQhrenden wider> 
rechtlioli geschädigt. Besasa letzterer nicht das Recht, im nea- 
tralon Meer Prisen an machen, so bat er sich in den Besitz frem- 
den Eigentums gesetzt, und es liegt kein Grund vor, weshalb der 
Eigentümer nicht auf Herausgabe seines Eigentums sollte klagen 
nnd die endgültige Zuschlagung des Eigentums an den Nehmer 
durch das Prisengericht hindern können. Eine solche Bcfuguiss 
giebt dem Cteaohfidigten auch § 14 der Foreign Enliatement Act 
für GhroBsbrittanien vom Jahre 1870: j^it shall be lawfoll for the 
original owner of snch prise or his agent or for any person an- 
thorized in that behalf by the Governement of the foreign State, 
to which snch owner belongs to make application to the conrt of 
Admiralty for seizure and dctention of such prize and the conrt 
shall on due proof of the i'acts, order mcli prize to be restored." 
Ebenso urteilt auch Bulmerintq, wie Pereis zugehen niuss. Para- 
graph 9 des Priscnrcglemcnts des Instituts sagt nur: ^Les prises 
faites dans lea eanz nentres on dans les eanx qni sont mises par 
traitr^ k Tabri des faita de gaerre, sont nnlles. Les navlrea on 
objets captnrea doivent dtre livr^ ä Vjl^t neiän on riverain, ponr 
6tre restitues par cet £tat k leur proprietaire primitif. £n outre 
r^!tat du capteur est responsable de tous les dommages et pertea.*' 
Damit ist nur das Verhältnis von Staat zu Staat berührt. 

Wenn Englaud ein daliingehendcs Erkenntnis seines Admii'ali- 
tätsgerichtshofes zur Bedingung der Freigabe einer in neutralen 
Gewässern gemachten Prise macht, so ist anzunehmen, daas fSr 



1) Ortolan a. a. O. t. H 8. 298 u. 99. 

8) G«nn«r, Droits dM »eiitrw «nr mar daaxKoie AI. Berlin 1876. 8. 844. 

3) Hautofeuillo iiations ueutres a. a. 0. tom. IV 8. 265 o. 66. 

4) Perels^ Seencht a. a. 0. S. 233. 
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den Fall , jenes Erkenntnis eutspräche nicht den allgemein aner- 
kuniiten Hegeln duä Vülkorrechts , England auf Grund desselben 
nioht von «einen ▼Slkerreelitlioben Yerpfliditungen bot Freigabe 
befireit wUrde. Derartige, nach den Normen des VSlkerrecbts un- 
haltbare Urteile eind der Geaebiobte leider nicht fremd. Ale s. B. 
im letzten dentach • französischen Elriege daa meoklwburgiache 
Schiff «Frei'' angesichts des Leuchttorms von Dnngeness im 
<'ngli5?chcn Kiistenmeer vom französischen Kriegsdampfer Dcsaix 
aufgebracht war, erklärte trotzdem das französische Prisengericht 
durch Urteil vom 10. Januar 1871 diese Prise als „legale'*. Leider 
erhob das in seiner Neutralität verletzte England keinen Wider- 
spruch *). 

Wie kein Kriegsschiff im neutralen Heer Prisen von feind- 
lichem Privateigentum madien kann, so ist anoh das Eigentum 

der Neutralen im neutralen Küsten meer unter allen Umstanden 
geschützt, es giebt also für die Kriegführenden im neutralen 
Küstenmeer kein Recht auf die sogenannte Kriegskontre- 
bande. Eine Definition derselben versuchte ij 30 des Pri:?enregle- 
ments des Instituts zu geben: „Sont sujets ä sai-ie dnrant la guerre 
les objota susceptibles d etre employes k la guerre imm^diatcmeut, 
qni sont transportds par des navires de commerce uationaux nea- 
tres on ennemis poor le compte ou k destination de Tennemi (con- 
trebande de guerre). Les gonvernements bellig^rants anront & 
döterminer d'avance a Toccasiun de chaqne guerre les objets qu'ils 
tiendront pour tels*)." Die Frage des Rechts der Kriegführenden 
auf solclie Kontrebandc gehört in ihren Einzelheiten zu dei) 
schwierigsten imd vielerörtertsten des Völkerrechts^), doch herrscht 
Einstimmigkeit darüber, dass ein solches Recht, wie schon 
gesagt, im neutralen i\.üstcumeer nicht besteht. Als ausgeschlossen 
erscheint demnach dort auch das Recht der Kriegführsid«! &Aiffe 
anzuhalten (droit d'arrftt), au betreten (droit de la visite), zu 
durchsnchen (droit de la rechercbe) und endlich ans den völker- 
rechtlich bestimmten Qrfinden aufzubringen (droit de la saisie). 
Obgleich auch diese Normen wiederholt abertreten wurden (es 



1) Wollheim da Fouseca, Der deuuche Beebaadcl uud die franzus. Prisen- 
gerlehto. 6«i1iD 1878. 8. 82-91. 

2) § 84 des Pariser Bflgleoitfit» stellt soIrLcn Sachen , deren Transport den 
Neuralen verboten ict, Ttvfigm flmeh, die sa den UnteroebaniageB dee Feindes 
bestimmt sind. 

8) Vgl. jetst die in der letiten Senlon du Inslünte (1896) aagenoBiHnsn 
Begehl Uber die Eriegs-KontreliSDde: Aaavslre^ Sd. IS. 8. 880it 
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wurde z. B. im btsten rassisch-türkischen Ki'ieg am 25. Jnli 1877 
die deutsche Barke Ooeaniis durch ein russisches Kanonenboot im 
japanischen Küstenmeer angehalten) so hat Jas Inatitut doch nur 
den bestehenden Rechtszustand festgelegt, wenn es in v^i; lU u. 14 
seines Priscnreglements sagt (§ 10): ,.Lc.s navires de guerre d'un 
Etat bolligeraut äout auturiüeä ü arieter daus lea cas prevus par 
le reglement tottt navire de omnmeroe oa privd* qu'ils rencontrent 
dans les eaus de leur £tat ou en hante mer et aÜlews gu*m des 
eau» nmlref oa sonatraites anx faits de gaerre. (§ 14): La droit 
de viaite a*exeerce dana les caux des helUgfrants en tani qa*eUea 
ne sont paa mises par traitö & Tabri dea £aita de gaerre et m 
haute mcr." 

Ausser allen direkten Handlungen der i'eindseligkeit gogfn 
fremde Schiffe muss der Kriegführende im neutralen Küsteumeer 
aber aach alle Massregeln unterlassen, die dem Ulerstaat gerech* 
termassen ala Yorbereltiing aa kiiegeriaolieii Untemebmongen in 
seinem Eüatenmeer erscbeinen können. Keiner der EriegfÜbrenden 
darf das neutrale Küstenmeer zum Stützpunkt beabsiohtigter Ak- 
tionen machen. Ein Kreuzen innerhalb der Küstengewässer, um 
Schilfe feindlicher Flagge oder neutrale Schiffe mit Kontrebande 
abzufangen, ein Sich-Festlcgen an irgend einer Stelle, vielleicht 
im Sclmtz kleiner Inseln oder Baien im Küstenmeer, um von dort 
aus den feindlichen Schiffen aufzulauern, ist gänzlich unzulässig. 
Im Fall der ,Twee Gebroeders" (1800) sprach Lord Stowell diesen 
Grondsata mit den Worten ana : nee of a neutral territory 
for porposea of war ia to be permitted. No proximate aeta of 
war, that is, are in any manner to be allowed to origioate on 
neutral grounds". Als deshalb am 11. Oktober 1870 der dentsdie 
Gesandte durch eine Note Protest bei der japanischen Regierung 
dagegen erhob , daas sie als neutraler Staat nicht eingeschritten 
sei , wie die französische Korvette Linois sich vor den Eingang 
der Bucht von Yeddo gelegt habe, um sich eines unmittelbar 
Yorher ausgegangwen deutacben Eanffabrwa au bemSehtigen, ant- 
wartete die japaniaebe Aegierong adion am folgend«! Tage in 
einer Note, dnrcb die aie sofortige Abhülfe mitteilte. Dieselbe 
wurde dadnrob getroffen, dass man eine frühere NeutralitSta- 
erklärung im Sinne der englischen Instruktion vom 31. Januar 
1862 ergänzte. Letztcrc, die das Vorbild für zahlreiche ähnliche 
Verordnungen geworden ist^), hatte folgenden Wortlaut: |,In all 

1) So der engl. Verordnunj? vom 19. Juli 1870, die der VeroiüiL'fcn Rtnatca 
vom 8. Okt., die italienische vom 20. Juli 1h70 art. 11, spaoiscbe art. 6, portu- 
gieaigcbe art. III 4, holländische vom 20. Juli arL 5. 
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cases in which there shall be any vessela (whetlier ships of war, 

privateers or merchant sliip.s) of both the said belligerent parties 
in the samo port, roadskaJ or ivaiers wUhin tM territorial iuriS' 
diction of Hör Majcsty . theie shall be an interval of not less 
than 24 hours bctwecn the tlepartuie of any such vessel (wliether a 
ship of war, a pi ivatccr, or a merchaut sbip) of the one belligerent 
and the subsequeut departure thcro fi'om any ship of war or pri- 
vateer of tbe oiher bdligerent and the time, hareby Umited, for 
tbe dq^artnre of auch ehipa of war and privateers respeettyely, 
sball always , in case of necoessity, be extended , so far as may 
be reqnisite for giving effect to thia proviso, bat not further or 
othewise". 

Bei der Erörterung der Ivecht-sstellung der Kriegführenden 
in neutralen (4p\vässcrn wird häufig dem Einlaufen mit legalen 
Fi'iöcn in i uuaiuu iiuten, der Landung von Gefangenen und der 
Anarttstung von Kriegaaebiffen dort ein besonderer Abaehnitt ge- 
widmet. Diese Fragen glauben wir hier übergeben su können, 
da es sieb in jenen Fällen ortlicb regelmässig nm die Häfen, nicht 
um das eigentliche Efistenmeer handelt. Ehe wir jedoch dieses 
Kapitel unseres Themas verlassen, müssen wir noch auf eines 
hinweisen. 

Ausgehend von der Verpflichtung des neutralen Ufer- 
staats, die Durcbfahrt der Kriegführenden durch seine Neutrali- 
tätszone zu gestalten, sehen wir in den Bescbränknngeu des Krieg- 
führenden im neutralen Eüstenmeer Rechte des Uferstaats. Aber 
wie jedes Sffentiiehe Hecht, so ist auch das der Neutralität in 
erster Linie eine öftentlicbe Pflicht. Der Begriff der Neu- 
tralität erfordert, dass der Neurale nicht nur in seinem Thun 
unparteiisch handelt, sondern auch sich keiner Unterlassung schuldig 
macht, die der einen Partei zum Vorteil, der andern direkt oder 
indirekt zum Nachteil gereicht. Der neutrale Uferstaat hat also 
äugätlich. über die Neutralität seiucä Ku^teumeers, wie wir sie in 
ihren Folgen darausteUen versndit, au wachen. Würde er es 
S.B. dulden, dass in seinem neutralen £fistamieer «ne Prise ge- 
macht wäre und keine Gr«iugthuung für solche Verietsung fordeni, 
so würde er dem Heimatsstaat des genommenen Schiffes für allen 
Schaden verantwortlich werden , ja er würde im Wiederholungs- 
fälle Gefahr laufen . dass der verletzte Kriegführende seine Neu- 
tralität nicht mehr anerkennt und ihn als Bundesgenossen seines 
Gegners betrachtet. Li diesem Sinne sagt § 2 des Vertrages, der 
am 8. Mai 1871 zu Washington zwischen iTruäshnttauien und den 
Vereinigten Staaten üb^r die Normen ahgcschlossen wurde, nach 
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denen das zu Qetd «ingesetste Schiedsgericht ttber den bekannten 
AJabama - Fall an.s dem Sezessionskriego urteilen sollte: „Eine 
neutrale Macht ist verbunden, nicht zu erl.iuljen oder zu 
dulden, dass einer der Kriogfülircnden sich ihrer Häfen oder Ge- 
wässer als Basis maritimer Operationen gegen den anderen be« 
diene (oder dazu , soino Kriegsvorräte nnd Waffen 7a\ crnenern 
oder zu veriucliren. noch Maiinscbafteu auwerbe)'*. Uud der fol- 
gende Paragraph jeuca Vertrages lührt fort: «Eine neutrale 
Ifaeht ist verbundeni hinreich^de Sorgfalt in ihren eige- 
ne Häfen und Gewässern, sowie in besug auf alle Personen bin- 
sichtlich ihrer Jurisdiktion zu verwenden, um jede Verletzung 
der vorbenannteu Verpflichtungen zu verhindern". — Diese Re- 
geln *l»'s Vertrags von Washington hat das Institut während 
seiner Genter »Session im Jalire 1874 „l'application de principes 
inridiqucs recounuss' genannt^). Ks bleibt natürlich bei der Auf- 
wendung aller pfUchtgemassen Sorgfalt durch den Uferstaat nicht 
ausgeschlossen, dass trotsdem eine Verletsung der Neutralität 
vorkommen kann. Solehe fülle wird man , wie aneh das Institut 
bei der Bespredtung der Washingtoner Normen angenommen bat, 
dem Uferstaat nicht zur Last legen können. 

Godey wirft die Frage auf, ob es für den T'fVr^taat neben 
der Priicht zur Duldung der Durchfahrt der Kriegführenden 
und neben der Pflicht der Au frech t erhalt nng der Neu- 
tralität iii seinem Küäteumeer noch eine dritte, die der Asji- 
gewihrung gcgenubw flftditigen Kriegsschiffen gäbe und be- 
Bokäftigt sich ausführlich mit ihrer Beantwortung*). Unseres 
£ra(jitena gdiSrt diese Frage n ich t in die Ldire vom Kustenmeer. 
Ist das fiiichtige Schiff einer kriegführenden Partei in das neutrale 
Küstenmeer hineingeraten, so befindet es sich dort eben auf der 
Durchfahrt , mag es an der neutralen Küste entlang odpr auf 
einen Hafen zu segeln. Ob der Uferstaat es nun in seinem Ha- 
fen aufnehmen mnss, ob er dulden darf, dass es denselben viel- 
leicht versehen mit neuen Vorräten, neuer Munition, neuer Mann- 
schaffc, wieder verlässt, das alles ist Hafenrecht, nidit Beeht des 
KSstenmeers. Godey muss denn auch selbst zugeben, dass die 
Frage bisher von den Sohtiftsteliam des Völkerrechts bei der 
Lehre vom Küstenmeer niemals erörtert ist. Auch wir glauben 
an dieser Stolle mit Fug und Recht von solcher Erörterung ab- 
sehen zu können und wenden uns vielmehr im folgenden der Be- 
trachtung der Rechtslage im Küstenmcer der Kriegföhrenden zu, 

1) Annoaire a. a, 0. Bd. I tod 1977 S. 88 o. 84. 

2) Qodef a. a. O. S. 103—118. 
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§ 11. Das KOstenmeer der Kriegführenden. 

Es liegt in der Natnr der Dinge, dass für den zur See Krieg- 

führcntlen das Küstenmeer »eines Gegners als Teil des fciiuUiclien 
Territoriums auch mit in erster Linie als Kriegstheater in Be- 
ti'jKlit kommt. Und wie das Küstojimfier des Feindes Schauplatz 
jeglu-her Art von kriegerischen maritimen Operationen sein wird, so 
vüizüglich einer der Küste eigentütiilichen Kriegs- Unternehmung: 
der Blokadc. Man hat das Wesen der Blokade in die allerengste 
jnristisolie Verbindung mit dem Kfistenmteer sn bringen versndit. 
VorsBgHch geschah das durch Hantefenille'), der kum folgende 
Theorie aufstellte: Das beste Mittel den G«gner im Kriege snr 
Unterwerfung zu zwingen, ist die Eroberung seines Territoriums. 
In dem eroberten Territorium übt der kriegführende Souverän 
alle Rechte der üesetzgcbung wie in seinem eigenen Lande. In 
letzterem kann der Gesetzgeber Fremden den Zugang und Handel 
nach Gutdünken verbieten und die Strafen für die Uebertretung 
seines Verbotes festMtsea. Bemächtigt sich nnn der Kriegführende 
des feindlichen Küstenmeers »il en est devenn le sonverain, il y 
exerce tons les droits de la souTerainetd. En vertu de oes droits 
de sa toute-puissance et de son indcpendance parfaite et absolne 
il refuse k tous les ^trangers la permission de traverser SM neu- 
veanx Ktatf^, il proliibe le commerce de transit snr ses possessions 
et ajoute ä cette prohibitiou une sauetion penale, rmalogue ä Celle 
qui est })ronüneee par prcpfjue toutes les lois de duiianea , la con- 
fiscation. Ce u'eat pas uu droit special ä la guerre, maia uu droit 
absoln, le droit dUnd^pendanoe et de soaverainet^.*' Damit recht- 
fertigt Hantefenille die Blokade als Eroberung des Temtortal- 
meers. Aehnlicfaer Ansieht ist Ortolan'). 

Die herrschende Lehre hat diese Anschauung verworfen. 

Eine Blokade kann sich nicht aof die Krobemng des Territo- 
rialmeers und den behaupteten Uebergang der Souvcränetätsgewalt 
dort auf den Eroberer stützen ; denn letzterer tritt, sollte er auch 
thatsächlich Herr des Küstenmeers geworden sein , nicht dnrch 
blosse Besitzergreifung un die Stelle der bisherigen Staatsgevvu.il, 
solange ihr noch eine Fortsetsung des Kampfes möglich ist. 

Hinzutritt die Erwägung, dass in allen Füllen, in denen die 
Küste cor Verteidigung ausgerüstet ist, der Blokirende niemals 



1) Ilaatefouille droits et devoira «. a. O. tom. IV S. l— 24; 49—64. 
3) Qrtolaa a. a. 0. tmn. II S. $87. 
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Herr des Territorialnieera ist, gleichwohl aber, wenn er sich 
ausser Schussweite der Eästcngo^chütze hält, seine Blokade glän- 
send durchführen kann. Die Absperrung des Feindes von der 
Wasserseite beruht also nicht auf der Ausübung eines Herr- 
schaftsrechtes im eroberten Gebiet, und wir geben Cauchy recht, 
der ecbarfsinuig den Schluss zieht ^): „Da moyeu de cette theorie 
ingteieiue on a — ehoae ätrange — &it raitrer le droit Idas «rorbi- 
tant de la gaerre dana la cat^rie des droits ordinaires de la paix.* 

ThatsSchlich handelt es sich um eine besondere Criegsart, ein 
besonderes Kriegsrecht, für welches die Belagerung mannigfache 
Vergleichspunkte bietet. Zur Ausübung dieses Rechtes kann der 
Kriegführende seine Absperrung ciorichten „commc il juge mite- 
nable" '). Schon Hautefeuiüc rauss zugestehen : „la plnpart des 
pablicistes de l'^cole de Grotius et de Vattel regardent le blocus 
comme nne oona^uence dn droit de la necessit^ et oomme ce droit 
juatifie tona lee aetee des beUigteantSi ils ne s'occnpent pas de 
fixer leg ]uiutes de la partie, dont il s'agif Anf diesem Boden 
stehen ausser den schon oben erwähnten Gefflccn'), HcflPtcr*), 
Gessner*), Attlmayr*), De Burgh*), Perels") und Kivier*). Auch 
das Institut hat für die Kriegs- wie Fricdensblokade darauf ver- 
zichtet, den Aufenthalt der blokierenden Schitte im Küstenmeer zu 
iürdern*''). Unser Jahrhundert hat denn iiucb etliche Biokaden 
gesehen, bei welchen die Schiffe von der Küste weit entfernt 
waren, wie die von Siga 1854 tmd die von CShaileaton im Seaee- 
aionakriege. Soviel von der Blokade. 

Es bedarf kaum der Erwähnung , dass der Kriegführende im 
Kftetemneer seines Gegners alle diejenigen Rechte (z. B. der An- 
eignung des feindlichen schwimmenden Privateigentums , der Be- 
schlagnahme von Knntrebande u. s. w.) hat, die ilim Hchon aufhober 
See zustehen. Imnn ihin zeigt die Geschichte de:^ A'iilkerrecbts, 
dass mau auch hier im lemdlichen Küstenmeer dem Kriegtühreudeu 
gewisse Schranken zu ziehen, bemüht gewesen ist. £iue alte Kegel 



1) OmgIv a a 0. tom. U a 197— aOO. 
9) WaiH a^ a. 0. tom. IE 8» 185. 

8) Geffken im Handbuch a. a. 0. S. iTS. 
4) Hafft«r-Q«ffk«fi a. a. O. S. 842. 
6) Gessoer a. a. 0. 8. 191 o. ff. 

6) Atttanajr a. a. 0. a 9«. 

7) De Bvofkt Tbb «toneats «f nariUaw iatsnstioitil law. Lsndoa 1868» 

& 120 tt. ff. 

8) PereU, 8«erecht a. a. 0. S. 272. 

9) Ammairs a. a. O. Bd. IX fon 1888 a 226 a. ai 801. .. ., 
i(0 Piindpai dn dndt das fl«Bi H, a 281. 
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scbün dem vorigen Jahrhundert bekannt*), vermint das Recht 
auf Küiitrebande gegenüber dem Küstenbandel der Neutralen von 
einem Hafen des (xegners zum andern. England hat allerdings 
175G den Neutralen diesen Schutz verweigert. Bis in das sechs- 
zehntu Juiirliuudert geht der Keehtäsatz zurück, dass es kein 
Frisenrecht des Eri«gfn]ireiiden gegenüber den Booten und Geräten 
der Kfiatenfieclier des Gegners giebt Es handelt steh dabei mn 
Gewohnheitsrecht der VSlker, das eigentlich allgemein anerkannt 
wird. Trotsdem bat die englische Praxis 1854 im Finnischen nud 
Asowschen Meerbusen anders verfahren! Und als auf der inter- 
nationalen Haager Konferenz die französischen Delegierten diesen 
Grundsatz im Vertrage fixiert wissen wollten, widersetzten sich 
die Engländer dem. 

In neuester Zeit ist das Verlangen nach einer Verpilichtung 
des Kriegführenden geänssert, aneb im feindlichen Efisteoiaeer 
die kostbaren nnterseeisdi«! Eabel su schonen, falls sie den geg- 
nerischen Uferstaat mit einem Neutralen verbinden'). Ob man 
den Kriegführenden dasu verpflichten kann, auch alle Lem^ttAnne 
und andern Aulagen zur Sicherung der Küste , unversehrt zu 
lassen, ja zu unterhalten, weil dieselben auch den Neutralen 
dienen , steht unserem Erachtena sehr dahin. Im jüngsten chine- 
äiäch-japanischen Kriege ist Japan diesem Prmzip gefolgt, iu der 
Mehrzahl der Fälle wird es ja im eigensten Interesse desjenigen 
liegen , der mit seinen Kriegsschiffen das feindliche Kflatouneer 
besetst hfilt, dort die Siobeningsmittel für die Schiffahrt zu er- 
halten. 

Die Rechte der Kriegföhrenden im eigenen Kfistenmeer za 

Kriegazeiten bedürfen nur soweit einer Erürterung an dieser Stelle, 
als sie über die Befugnisse auf hoher See wie im Küstenmeer des 
Feindes hinausgehen. Da der Uferstaat schon zu Friedeuszeiten 
im Küätenmeer alä Souverän gebietet, int eine Steigerung seiner Be- 
fugnisse dort natürlich. Soll der Uferstaat iu seinem eigenen Ge- 
biete angegriffen werden, so wird es sein Bestreben sein, den Feind 
von dort absahalten. Das gilt auch vom Eiistauneer. Und da 
der Uferstaat sich am besten sichert, wenn or sein Kttstcomeer 
für den Eeind wie für den Neutralen sperrt, so hat man ihm 
ein solches Recht der Sperre zu seiner Verteidigung allseitig zu- 
gestanden. In diesem Sinne sagt art. V der ßesolation des In- 



1) Enthsltea s. B. in dsr ErUAcoag der raiaiMlisa ImniEiMtsa üeottaUtit 

10Ü 17Ö0. 

8) Qodfr a. a. 0. & n. 
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stitats: „sanf le droit des belligdrants de reglemeoier et dans un 
bat de defense de barrer Ic passagc daiia la dito, mer pour tont 
navire." Unter der Voraussetzung , dass eine solclie Sperre that- 
säcblich durchgeführt ist (mau wird hier in Rechtsanalügie den 
völkerrecbtlichen Begritf der Verwirklichuag aus dem Blokaderecbt 
verwerten mÜMen) hat der Kriegführende einen Anspruch darauf, 
dass die Nentoalen ihn bei AnaUbung eines ihm TölkerrecbtUeh 
sagestandenen Eriegsreehts nicht hindern oder stören. DemgemSss 
hat ein SchifP, welches dem Verbot der Durchfahrt durch das 
Küstenracer zuwiderhandelt, die Folgen zu tragen, die der Ufer- 
staat festgesetzt h»t. Eine Verurteilnng des betreffenden Schiffs 
zur Prise im Wege des Prisen-Verfahrens ist jedoch dem Völker- 
recht bis jetzt nnbekannt geblieben. 

Ein gleiches ßccht der Sperre will Attlmayr dem Uferstaat 
aneh im Fall eines Anlktandes in einer an die See grennenden 
Provins gewähren. Wir möchten dem beistimmen« Das BedttrAiis 
des Uferstaats sich davor zu schStsen, dass im Falle eines Bür- 
gerkriegs die Aufständischen vom Meer her unterstützt werden, 
spriehf auch liier dafür , in dem Recht der Sperrung die letste 
Folgemng der Souveränetät zu ziehen. 

Schon an anderer Stelle ist gesagt worden, dass nach der Re- 
solution des Instituts in Uebereinstiramung mit der herrschenden 
Theorie nnd Praxis die Durchfahrt durch eine Meerenge von einem 
freien Heere anm andern niemals gesperrt werden kann. 

Ueberhanpt hat sich die Massregel der Sperre des eigenen 
Meeres wegen der Sehwierigkeit ihrer Durchführung bisher mei- 
stens nur auf die Häfen erstreckt. So sind 1870 der Kieler Hafen 
und am 13. Dez. des.«;elben Jahres die französischen Häfen von 
Ronen, Uieppe und Fecamp gesperrt worden. Lässt sich die gänz- 
liche Sjterre des Küstenmeera nicht durchiÜhren, so steht es doch 
dem Ufcrstaat natürlich frei, jede andere Massregel zu treÜ'en, diu 
ihm cur Sicherung besser in dienen scheint, als die Ausübung der 
ihm auch für die hohe See wie im friedlichen Kiistenmeer zuste- 
henden Reebte. Er kann die eigenen Anlagen sur Sicherung der 
Schiffahrt an der Küste zerstören wie jede neue Anlage hersteUen, 
die geeignet ist, dem Feind den Eintritt in seine Gew&sser an 
▼erwehren. 



1) Attlnair a. s. 0. B. 11. 
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Sch'lusB. 

Wir .sahen in unserer Betrachtung des „Küstenmeera im Krieg'^. 
dasa sowolil der Kriegführende dem Neutralen , wie der Neutrale 
dem Kriegluiireuden iür eine Verletzung der Neutralität vcrant- 
worllidi werden kaim. Die Lehre von der daf&r ^iildi|^ 6e- 
nngthttong, vorxttglich der moralisclien (neben dem materiellen Scha- 
densersatz) gehSrt in den allgemeinen Teil des YSIkerredits. In 
dieser Arbeit . u < l ur unsere Aufgabe die räumlielien Grenaen 
der nferstaatliclieu Herrschaft im Küstenmeer und die Wirkungen 
dieser Hcrr,-r!:rift für das gesammtc Gehict des internationalen 
Ecchts zu Ivriegs- und Friedenszeiten darzuthun. Möchte die HofF- 
nuug de.s Verfa.s;Her.s , hierdurch eine Lücke in seiner vaterländi- 
schen WisseDschalt ausiiilieu gehulion zu haben, nicht ganz 
eitel sein. 
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I. Die Rwolnttoii des MHnls Ober das KütttimiMr. 

(Definition et regime de la mer territoriale.) 

ari. I. L*^t a un drmi de aoiiTenuneM aar «ne xone de k 
mer qni baigne la cote, aanf ie droit de pasnge inoiPetisiv r^ervö 

& rarticlo V. 

art. II. La zonc de mer territoriale sN'^tcnd six millps ma- 
rins (()() au degre de h latitnde) de la laisse de basse maräe aar 
Umte ri'teiidue des cotes. 

art. III. Püiir les baies la mer territoriale »uit les ainaosit<Js 
de Ii cdte sauf, qn'elle est mösorde a partxr d^nti ligne drmte tiräe 
en travera de la baie dant la partie la plna rappcoch^ de Touver- 
tore Teri la mer, on l'teart entre lea denx o5te8 de la baie est de 
donze milles marina de lai^genr & noina, qa*im naage «Mmtiam et 
a^cnlaire n'ait consacrä mie lai^ar plus grandBi 

art. IV. En rri-i le gucrre, l'fitat riverain tientre a le droit 
de fixer par la declaration de neutralite ou pnr nütilication sjk'- 
ciale sa zone neatre an delä de six milles jaB<^u a port^ des ca- 
uons des cOtea. 

art. y. Tooa las navirea sana diatinelloik ont le droit de paa- 
aage inefliniaiv per la mer teiritomle , aanf de droit dea beSli- 
g^ranta de r^glementer et dana vn Imt de defense de barrer le paa* 

aage dans ladite mer ponr tont navire et aanf le droit des nentres 
de r^glementer le passagc dana ladite mer ponr lea navirea de 

gaerre de toutps n!itin>ialit<*3. 

art. VI. Le.s i limcs et dt'lits commia a bord de navircs etran- 
gers de passage daus la mer territoriale par des personnes qni 
se trouveut h bord de ces uavires sur des pei'äounes ou des cboses 
k bord de ces mdmea navirea aont oomme tda en de bora de la 
inridiotion de l'£tat riveraiii| & moins, qu'ila n'impHqnent nne vio- 
lation dea droita on des tntfoftta de Tl^Stat riverain on de aea re»- 
aortissants ne faisant partie ni de Täquipage ni des passagers. 

art. VII. Les navires de toutes nationalitds par le fait seol 
qn'üs se trouvent dans les eanx territoriales, k moins qn'ils n'y 
soient seolemeut de passage sont sourais n la inridiction de IT^tat 
riverain. LVtat riverain a le droit de continuer sur la liaute mer 
la poarsttite commeueee daus la luer territoriale, d'arreter et de 
juger le navire qui anrait eonmria «me infinMlMm dana lea Jiaitea 
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de spq eaux. En cas de capture s"t 1a >iante mer Ic fait aera 
toutefuid notifid sans d61ai ä Tfitat dout ie iiavire porte le pavil- 
lon. La poursuite est interrotnpue d^s que Ie navire entre dans 
la mer territoriale de son pays oii d'une tierce puissance. Le 
droit de ponmiite oesse d&s qne le navire wn entr^ daos nn port 
de eon pays on d*iine tieree puissance. 

art IX. Est reserv^e la sitnation particnlifere des navtres de 
gnerre et de cenx qui leur sont assimilös. 

art. X. Lea dispoaitions des articles pr(^C(^dents s'appliqucnt 
anx d(^troit8, dont l't'cart n'cxet'-de pas douze milles sauf lea modi- 
ficatioiKs et distinctions suivantes: 

Les detroitä dont les cotes appartiennent n des Etats differenis 
font partie de la mer territoriale des fitats rivwains qui y exer- 
ceront leur sonverainet^ jusqii'& la ligne m^liane. Les d^troits 
dont les c8tes appartiennent an ni#me £tat et qni sont indispen- 
sable anx comniunioations maritimes entre deux ou plusienrs £tats 
autrcs, qne Vlktat riverain font toujonrs partie de la mer territo- 
riale dn rivcrain , qnelqwe soit le rappmolioTTient des cotes. Les 
detroits qui scrvent de passage d'une mer libre a une autre ae 
peuvent jamai;^ etre fermös. 

art. XI. Le regime des detroits actuellement soumis u des 
eonventions on naages sp^cianz demenre reserr^. 

II. TheiM Aber den flefaiwlrtlgeii iriHkerrMMcliM RacMiiiitlaiMl 

ini KflsfemiMr'). 

art. I. Unter BKüstenmeer" im Sinne der deutseben Völker- 
rechtswissenschaft ist nur derjenige Teil des offenen Meeres zu 
verstdien, der eine Kfiste beepUlt, nicbt BSfen, Bnehtm nnd Meer- 
engen* 

art. II. Die Landgrenze des KQstenmeers ist der niedrigste 
Ebbestand, die Festsetmng der SeegTMise ist den einaelnen Staa- 
ten überlassen. 

art. III Kein Uferstaat darf jedoch seine Grenze über die 
Schussweite der besten Geschütze seiner Zeit hinausschieben. 



1) Et sffsdidiit xa» smelanlsil^, der Beadntloa dm Inititata , die taflirtfis 
nur nene Vorschl&ge m eisern internaUraaleii Abikeainen eatb&lt, ao dieser 

Stella ilie RrWtissfolgcriingeu iinsprer Arbeit ppf^fiii'^^crzustellen, soweit dieselben 
<leü gegenwirtigen BecbtssusUmd betreffeu. Dass diese SduieifolgeniAgeo 
lebr bestritten sind, gebt aai der ArWt isikst bemff; sach dttrfle flu« Fssnug 
fm «inisto vidMelit nifilit einwsadftel Nin. 
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art. IV. Innerhalb des Eüstenmeers hat der Uferstaat volle 
Gebietshoheit wie im Inlande. 

art. Y. Auf dem Küstenmeer laatet die öfPentlieh - rechtliche 
Servitut der freien Medlioben Darohfshrt ffir Fahrsenge jeder Art 
aller Nationen. 

art. VI. Die Gebietshoheit dos Uferstaats im Küstenmeer 
äussert aich in seiner Sehiü'ahrts-, Zoll- und Gesundheitspolizei, in 
seinem ausduhlicsslicben liecht auf Küstenfrachtiahrt und Fischerei, 
sowie in der ihm bei Aosfibung dieser Rechte wie anch snm 
Sehnts anterseeiBoher Eabd znetehend^a Jorisdihtion nnd Zwangs- 
gewalt gegenüber fremden Schiffen. (Ansnahme in art. IX). 

art. VII. Während im Küsten me er selbst das Recht des 
Uferstaats gilt, ist eine Ausdehnung seiner allgemeinen Jurisdik- 
tion auf fremde das Küstenmeer passierende Schiffe weder im 
Zweifel nach dem positiven Hecht des einzelnen Staates zu ver- 
muten, noch nach Völi^errecht zulässig. 

art» VIII. lieber die privatrechtUchen Folgen von Zusammen' 
stSssen anf See, wie aber die Ansprüohe a»f Grand der Bergung, 
Hülfeleistong in Seenot entscheidet indess das Recht des Ufnrstaats. 

Ebenso darf der Uferstaat Strafthaten nach seinem Geseta 
yerfolgen und richten, die in ihrer Wirkung über Bord des frem- 
den Schiffes hinausgehen. 

art. IX. Gegen Kriegsschiffe fremder Flügge ist jedi r Akt 
uferstaatlicher Zwangsgi walt im KüstLinuLer au.sgesclilossen, auch 
im i aüü dea ai L VILL2 darf kerne Verloigiuig durch den Ufer- 
staat eintreten. 

art. X. Zn Eriegsaeiten hat der Neatoale die Medliebe Dnrch- 
fkhrt der Kriegffihrenden an dnldai; doch ist jeder Akt der Feind* 
Seligkeit eines der KriegfUixenden innerhalb der neutralen Ge- 
wässer ansnahmslos ausgeschlossen. Der £iiegfiihrende darf 
sein eigenes Küstenmeer sperren. 
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